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VERBOTEN

Guten Tag, 
meine Damen und Herren!

Man möchte den Französinnen und 
Franzosen, die Le Pen wählen wollen, 
zurufen: Tut es nicht! Bitte!

Aber allen deutschen PolitikerInnen, die 
solche Ratschläge geben wollen, möch-
te man auch zurufen:

Tut es nicht! Bitte!

Qual der Stichwahl

Hilferufe aus Mariupol „Ich bin halt süchtig“

Warum sich viele Linke in 
Frankreich so schwertun, 
für Macron zu stimmen
4–5 und taz von gestern

Die russischen Angriffe 
gehen weiter, die Debatten 
über deutsche Waffen auch
2, 12

Monchi, der Sänger von 
Feine Sahne Fischfilet, 
über seine Essstörung
13

M
an stelle sich vor, Bundeskanzler Olaf 
Scholz wäre vor einer Woche nach Kiew 
gereist, hätte den ukrainischen Präsi-
denten Wolodimir Selenski getroffen, 

wäre an ein paar Ruinen vorbeigelaufen und hätte 
sich dann vor den Kameras aufgebaut, um „Waffen-
lieferungen“ zu versprechen. Das deutsche Publi-
kum wäre begeistert gewesen. Niemand hätte ge-
fragt, welche Waffen denn genau in die Ukraine ge-
hen. Die Bilder hätten genügt: Kanzler ist in Kiew. 
Das ist kein abstraktes Szenario. Genauso hat sich 
der britische Premier Johnson inszeniert – aber 
Panzer liefert auch Großbritannien nicht.

Scholz hingegen hasst Symbolpolitik und bleibt 
in Berlin, um von dort aus stundenlang mit Se-
lenski zu telefonieren. Deutschland und Großbri-
tannien betreiben eine identische Ukrainepolitik. 
Mit der Nato abgestimmt wird in die Ukraine ge-
liefert, was sich liefern lässt. Aber nur in Deutsch-

land gibt es die dämliche Debatte, ob der Kanz-
ler „Ladehemmungen“ habe. Zum Teil ist Scholz 
selbst schuld. Es ist ehrenwert, auf Symbolpolitik 
zu verzichten. Aber wichtig wäre, klar zu kommu-
nizieren. Doch leider liebt Scholz den verschach-
telten Nebensatz und abwegige Umschreibungen. 
„Schwere Waffen“ heißen bei ihm „Waffen mit er-
heblicher Auswirkung“.

Dabei ist es eigentlich ziemlich einfach. Um es 
ganz brutal zu sagen: Die Bundeswehr hat kaum 
etwas, was sie noch liefern könnte. Sie wurde in 
den vergangenen Jahrzehnten totgespart, das 
Material ist verschlissen. Für die Schützenpan-
zer Marder, von der Ukraine heiß begehrt, gibt 
es nicht genug Munition und Ersatzteile. Die we-
nigen funktionsfähigen Exemplare, die übrig 
sind, braucht die Bundeswehr selbst. Schließlich 
reist Außenministerin Annalena Baerbock gerade 
durch das Baltikum, um dort militärische Unter-

stützung zu versprechen. Die Marder können aber 
nicht an zwei Orten gleichzeitig sein – in Litauen 
und in der Ukraine.

Zudem könnten die Ukrainer die Marder nicht 
bedienen, weil sie anders funktionieren als die so-
wjetischen Panzer, an denen die Soldaten ausge-
bildet wurden. Die Ukrainer bräuchten eine Ein-
weisung von mehreren Wochen, was auch für alle 
anderen westlichen Panzer gilt. Genau deswegen 
liefert bis auf die Niederlande derzeit kein Nato-
Staat Panzer aus eigener Herstellung.

Stattdessen schickt die Nato, was schnell ein-
setzbar ist. Dazu gehören unter anderem Haubit-
zen. Außerdem ist man global auf Einkaufstour, 
um alle sowjetischen Waffen zu erwerben, die 
noch irgendwo im Angebot sind. Die G7 sind be-
reit, 50 Milliarden Euro auszugeben – eine enorme 
Summe. Aber diese Nachricht ging unter, weil 
Scholz nicht klar kommunizieren kann.

Kommentar von Ulrike Herrmann zum Streit über deutsche Waffenlieferungen

Völlig übertriebene Kritik an Scholz

+ 8 seiten taz  von gestern

 „Du hast deine Nachrichten. Wir haben 
unsere Nachrichten.“ „Du bist ein Verräter!“ 
Was RussInnen auch von engsten 
Verwandten zu hören bekommen, wenn sie 
den Krieg gegen die Ukraine in Frage stellen
3

Wer Kritik übt, kriegt schnell Schwierigkeiten, viele schweigen deshalb: Straßenszene in Moskau mit dem „Z“, dem Symbol für die Unterstützung der russischen Kriegsführung in der Ukraine, an einer Hauswand   Foto: ap
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Immer mehr schwere 
Waffen für die Ukraine

Von Dominic Johnson

Panzer, Hubschrauber, schwere 
Artillerie – Nato-Länder stocken 
ihre Militärhilfe für die Ukraine 
deutlich auf. Tschechien hat An-
fang April als erstes Land Panzer 
geliefert: 40 seiner 66 Schüt-
zenpanzer einer modernisier-
ten Version des sowjetischen 
Typs T-72. Polen folgte mit wei-
teren 100 desselben Typs. Über 
2.000 Schützenpanzer des 
Typs BMP-1 aus Altbeständen 
des Warschauer Pakts sollen in 
Schweden, Tschechien und Po-
len bereitstehen, um an die Uk-
raine geschickt zu werden. Die 
Slowakei schenkte der Ukraine 
ihr S-300-Flugabwehrsystem.

Neben osteuropäischen Län-
dern stehen vor allem die angel-
sächsischen Nato-Mächte der 
Ukraine zur Seite. Großbritan-
nien – das bereits vor Kriegsbe-
ginn Tausende Panzerabwehr-
raketen in die Ukraine flog – lie-
fert aktuell sein hochmodernes 
lasergelenktes Starstreak-Hoch-
geschwindigkeitsraketensys-
tem, das von Fahrzeugen aus ge-
gen Flugzeuge und Hubschrau-
ber eingesetzt wird. Die USA 
kündigten vergangene Woche 

eine Lieferung von 11 Kampf-
hubschraubern, 200 Panzer-
fahrzeugen, 100 Radpanzern, 
300  Kampfdrohnen, Haubit-
zen und schweren Artilleriege-
schossen an; die ersten Flüge 
sollen bereits in Polen gelandet 
sein. Sogar Kampfjets sollen ge-
liefert worden sein, heißt es in 
einigen Berichten.

Hintergrund ist Russlands 
Rückzug aus der Region um 
Kiew Ende März. Da wurde 
deutlich, dass die Ukraine die 
Invasion nicht nur abwehren, 
sondern auch zurückdrängen 
kann. Die Ukraine fordert nun 
verstärkt nicht nur Abwehr-, 
sondern auch Offensivwaffen: 
Sie will den Krieg gewinnen.

Seit Anfang dieser Woche ist 
nun die mehrfach angekün-
digte russische Offensive im 
Donbass im Gange, die Russ-
land als „Wendepunkt“ im Krieg 
darstellt und die von ukraini-
scher Seite ebenfalls als Schlüs-
selmoment gesehen wird.

Bisher sei nicht zu erkennen, 
dass die im Donbass angreifen-
den russischen Truppen stärker 
oder besser organisiert seien als 
diejenigen, die zu Kriegsbeginn 
auf Kiew zurollten, heißt es in 

westlichen Fachkreisen. „Die 
Bedingungen für eine groß an-
gelegte Offensive sind noch 
nicht vorhanden“, analysiert 
das Institute for the Study of 
War in den USA. Man beobachte 
schwere Luft- und Artilleriean-
griffe, aber nur begrenzte Bewe-
gungen am Boden. US-Analyti-
ker Michael Kofman schreibt 
auf Twitter: „Die Kampfkraft 
des russischen Militärs ist dra-
matisch reduziert. Sie haben 
zusammengekratzt, was übrig 
war. Das kann nicht die Verluste 
ersetzen.“

Vor diesem Hintergrund se-
hen viele Analysten ein Zeit-
fenster, in der die Ukraine die 
Oberhand gewinnen könnte, so-
fern man ihr richtig militärisch 
hilft. Sonst, warnte der ehema-
lige britische Generalstabschef 
Richard Barrons am Dienstag 
im Verteidigungsausschuss 
des britischen Parlaments, 
drohe spätestens gegen Ende 
des Frühjahrs ein „Stillstand“ 
im Krieg, „den niemand auflö-
sen kann“. Er warnte, die Ukra-
ine verbrauche derzeit britische 
Panzerabwehrwaffen in einem 
„Tempo, mit dem unsere Indus-
trie nicht mithalten kann“.

Mit Panzern und moderner Flugabwehr wollen Nato-Staaten der Ukraine 
helfen, die russische Offensive im Donbass zurückzuschlagen

Immer nur leichte  
Waffen für die Ukraine

Von Tobias Schulze

So ganz klar hat sich Olaf Scholz 
nicht ausgedrückt. Am Diens-
tagabend war er vor die Presse 
getreten, um seine Position zu 
Waffenlieferungen an die Ukra-
ine zu erklären; die Botschaft 
blieb vielen Beobachter*innen 
aber unklar. Was meinte der 
Kanzler, als er von „Dingen, 
die man in einem Artilleriege-
fecht einsetzen kann“ sprach? 
Und was wird dabei heraus-
kommen, wenn von einer Liste 
„jetzt gewählt wird, was als aus-
gesuchte Lieferungen auch kon-
kret gewünscht wird“?

Für ein wenig mehr Klarheit 
sorgte am Mittwoch Scholz’ 
Personal. Regierungssprecher 
Steffen Hebestreit lieferte In-
terpretationshilfe zu dem Mo-
dell, das unter dem Schlagwort 
eines „Ringtauschs“ schon län-
ger im Gespräch ist. Staaten aus 
dem östlichen Nato-Gebiet lie-
fern dabei aus ihren Beständen 
Waffensysteme sowjetischer 
Bauart, die der ukrainischen Ar-
mee bekannt sind – so wie etwa 
die Kampfpanzer vom Typ T-72, 
die Tschechien bereits zur Ver-
fügung gestellt hat.

Auch bietet die Bundesre-
gierung den Oststaaten jetzt 
Unterstützung dabei an, als Er-
satz neue westliche Systeme 
zu besorgen. Man werde dabei 
helfen, die Lücken „mit neu pro-
duzierten Militärgütern“ auf-
zufüllen, sagte Hebestreit. Die 
Rüstungsindustrie müsste diese 
Waffen erst noch herstellen, be-
zahlen würde die Bundesregie-
rung. Um welche Länder und 
Systeme es genau geht, ist un-
klar. Dem Regierungssprecher 
zufolge ist „noch nichts unter-
schriftsreif“.

Aus Beständen der Bundes-
wehr wird Deutschland dage-
gen weiterhin keine schweren 
Waffen liefern. Im Gespräch 
war hierfür unter anderem der 
Schützenpanzer Marder. Die 
Industrie hatte angeboten, als 
Ersatz für die Bundeswehr aus-
gemusterte Exemplare wieder 
instand zu setzen. Die Lücke, 
die zwischenzeitlich entstan-
den wäre, ist nach Ansicht der 
Bundesregierung aber nicht zu 
verantworten. „Die Hauptwaf-
fensysteme der Bundeswehr 
werden unverändert benötigt“, 
sagte ein Sprecher des Verteidi-
gungsministeriums.

Dafür will die Bundesregie-
rung in Zukunft bei Lieferun-
gen aus anderen westlichen 
Staaten unterstützen. „Wo an-
dere Parteien jetzt Artillerie 
liefern, werden wir mit Aus-
bildung und Wartung helfen“, 
sagte Außenministerin Anna-
lena Baerbock. Laut der Nach-
richtenagentur Bloomberg geht 
es unter anderem um die Pan-
zerhaubitze 2000, die die Nie-
derlande liefern wollen. Die 
Bundeswehr werde ukrainische 
Soldat*innen daran ausbilden. 
Die Bundesregierung bestätigte 
die Meldung nicht.

Schließlich stellt die Bun-
desregierung der Ukraine auch 
noch Geld zur Verfügung, um 
direkt bei deutschen Rüstungs-
unternehmen einzukaufen. 
Eine Liste mit dort verfügba-
ren Waffen hatte die Bundes-
regierung schon vor Wochen 
zusammengestellt. Unklar ist 
aber, was alles draufsteht. Der 
ukrainische Botschafter Andrij 
Melnyk ist mit der Auswahl je-
denfalls nicht zufrieden: Er be-
hauptet, die deutsche Seite habe 
die von der Ukraine gewünsch-
ten schweren Waffen von der 
Liste gestrichen.

Schweres Gerät liefern weiterhin andere Nato-Staaten, doch auch 
Deutschland sichert mehr Unterstützung zu. Die Details bleiben jedoch unklar
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SoloteVon Bernhard Clasen

Eine Tragödie gespenstischen 
Ausmaßes spielt sich in diesen 
Minuten im Zentrum der ostuk-
rainischen Metropole Mariupol 
ab. Während die Stadt weitge-
hend von russischen Angreifern 
besetzt ist, halten sich am Tag 56 
des Krieges auf dem Territorium 
der Fabrik Asowstal einige Hun-
dert ukrainische Militärs. Mehr-
fach haben sie „Angebote“ des 
russischen Verteidigungsminis-
teriums, sich zu ergeben, abge-
lehnt. Verzweifelt wendete sich 
in der Nacht auf Mittwoch nun 
der Kommandeur der auf dem 
Gelände ausharrenden ukrai-
nischen Truppen, der 30-jäh-
rige Sergej Wolyna, an die Welt-
öffentlichkeit. „Das ist vielleicht 
unser letzter Aufruf“, so der Of-
fizier in einem Video auf sei-
ner Facebook-Seite. „Wir haben 
möglicherweise die letzten Tage 
oder Stunden vor uns. Der Feind 
hat uns in einer Überzahl von 
zehn zu eins eingekesselt. Wir 
wenden uns an die Führer der 
Welt: Helfen Sie uns. Bringen Sie 
uns auf das Gebiet eines dritten 
Staates.“ Neben den Militärs, so 
Wolyna, seien mehr als 500 ver-
wundete Soldaten, Hunderte 
von Zivilisten und Kinder auf 
dem Gelände. Einen Tag zuvor 
hatte Wolyna Papst Franziskus 
in einem Brief um Hilfe gebeten.

„Sie haben in Ihrem Leben 
wahrscheinlich schon viele 
Dinge gesehen“, heißt es in dem 
Schreiben an den Papst, das das 
oppositionelle russische Portal 
Meduza.io zitiert. „Aber ich bin 
sicher, dass Sie so etwas, was 
sich gerade in Mariupol abspielt, 
noch nie gesehen habe. Denn so 
sieht die Hölle auf Erden aus. […] 
Ich habe nicht genug Zeit, um all 

Auf dem eingekesselten Fabrikgelände Asowstal setzt der Kommandeur der ukrainischen 
Truppen einen verzweifelten Hilferuf ab. Im Donbass greifen vermehrt russische Truppen an

Die Tragödie  
von Mariupol

die Schrecken zu beschreiben, 
die ich hier jeden Tag sehe. Es 
gibt Frauen mit Kindern, Babys, 
die in Bunkern in der Fabrik le-
ben. In Hunger und Kälte. Jeden 
Tag im Fadenkreuz der feindli-
chen Flugzeuge. Jeden Tag ster-
ben Verwundete, weil es keine 
Medizin, kein Wasser, keine 
Nahrung gibt.“

Für den heutigen Mittwoch 
ist erstmals seit Tagen wie-
der eine Evakuierung geplant. 
6.000 Menschen sollen, ge-
schützt durch eine russisch-uk-
rainische Absprache, den Ort 
verlassen dürfen. Dies berich-
tet der Bürgermeister von Ma-
riupol, Wadim Bojtschenko. 

90  Busse seien für die Evaku-
ierung bereitgestellt worden, 
so Bojtschenko. Derzeit, so der 
Bürgermeister, seien noch hun-
derttausend Bewohner von Ma-
riupol in der Stadt verblieben.

Es sind vor allem tschetsche-
nische Soldaten, die dem Chef 
der Tschetschenischen Repu-
blik, Ramsan Kadyrow, unter-
stehen, die auf der russischen 
Seite in Mariupol kämpfen. Und 
die sind für ihre Brutalität be-
kannt. Man führe nun „Säube-
rungsaktionen“ auf dem Ge-
lände der Fabrik durch, heißt 
es auf dem Telegram-Kanal des 
tschetschenischen Diktators 
Ramsan Kadyrow. Tschetsche-

nische Kämpfer würden jeden 
Quadratmeter des Geländes 
durchkämmen.

Die Tragödie, die sich derzeit 
in Mariupol abspielt, scheint 
sich auch an anderen Orten 
im Donbass zu ereignen. In der 
Nacht auf Dienstag hatten die 
russischen Truppen den lange 
befürchteten Angriff auf den 
Donbass begonnen. „Es ist die 
Hölle. Die Offensive, über die 
wir seit Wochen sprechen, hat 
begonnen“, hatte Serhiy Gai-
dai, Chef der Militärverwaltung 
der Region Luhansk, in der sel-
ben Nacht auf seiner Facebook-
Seite berichtet. „In Rubischne 
und Popasna wird gekämpft, 

in anderen bisher friedlichen 
Siedlungen gibt es ständige 
Kämpfe“, schrieb er. Gleichzei-
tig rief er die Bewohner der Re-
gion Luhansk auf, sich sofort 
evakuieren zu lassen. „Es bleibt 
keine Zeit zum Nachdenken. 
Jetzt muss man sich schnell ent-
scheiden“, so Gaidai. 

Auch am Mittwoch hatte es 
in Popasna und Solote furcht-
bare Kämpfe gegeben. Seit zwei 
Monaten schon, so Gaidai, seien 
diese Ort das Ziel von Angrif-
fen. Inzwischen sei in Popasna 
die Strom-, Wasser- und Gasver-
sorgung weitgehend zerstört, so 
Gaidai.

Unterdessen berichten uk-
rainische Medien von Konflik-
ten unter Separatisten und rus-
sischen Besatzern. Nach einem 
Bericht der ukrainischen Wo-
chenzeitung Dserkalo Tyschnja 
hatte der russische Inlandsge-
heimdienst FSB den „Innen-
minister“ der „Volksrepublik“ 
Luhansk, Igor Kornet, festge-
nommen.
meinung + diskussion, 12

Ein Bild der 
Zerstörung in 
der schwer 
umkämpften 
Hafenstadt 
Mariupol am 
19. April  
Foto: Pavel 
Klimov/reuters
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Ich war lange Zeit fest davon 
überzeugt, Putin sei gut für un-
ser Land. Ich trat in die Regie-
rungspartei Einiges Russland 
ein, war im Jugendparlament 
unserer Stadt aktiv. Ich nutzte 
all das als sozialen Aufstieg. 
Ohne den Staat kann man in 
Russland nichts werden. Und 
ich hatte mich schon als 18-Jäh-
riger als Kleinunternehmer 
versucht. Dafür braucht man 
gewisse Verbindungen.

Dann aber hatte ich ange-
fangen, den Blog von Alexei 
Nawalny zu lesen – und dachte 
mir: „Es ist was faul in unserem 
Staat.“ Ich fing an, Nawalny-
Flugblätter zu verteilen, auf 
Demos zu gehen, Nawalny-Or-
ganisationen zu unterstützen. 
Im Jahr 2015 verstand ich end-
gültig, dass ich in einem Russ-
land, wie es zu dem Zeitpunkt 
war, nicht leben will. Bewusst 
suchte ich nach Stellen im Aus-
land und fand eine in den USA. 
Zu Hause in Ischewsk, einst als 
Siedlung für ein Eisenhütten-
werk gebaut und später durch 
Waffenfabriken erweitert, tau-
send Kilometer von Moskau 
entfernt, hatte ich alles. Meh-
rere Wohnungen, ein Unter-
nehmen für Zuckerwatten-
produktion, keine Geldsorgen. 
Und doch war immer diese in-
nere Unruhe da, immer dieser 
Gedanke im Hinterkopf, dass 
unser Land sich in eine gefähr-
liche Richtung entwickelt. Nun 
ist Krieg. Meine Intuition hat 
mich nicht verlassen.

Noch im Januar holte ich 
meine Familie hierher nach 
Florida, mein achtjähriger 
Sohn besucht nun hier die 
Schule. Ich pendelte jahre-
lang zwischen den USA und 
Russland, seit 2020 lebe ich 

fest hier. Meine Frau wollte 
ihr Leben in Russland nicht so 
schnell aufgeben. Auch jetzt 
zweifelt sie und sagt: „Alle Sei-
ten lügen.“ Gespräche mit ihr 
sind schwierig. Noch schwieri-
ger ist es mit meiner Familie 
und meinen Freunden in Russ-
land. Für sie bin ich ein  Ver-
räter. Sie sagen: „Na klar, du 
hast dich den Amerikanern 
verkauft, sie sind jetzt deine 
Herren, du dienst ihnen.“ Das 
verletzt. Mein bester Freund 
erzählt mir was von „die Ukra-
iner sind selbst schuld“. Meine 
Oma, bei der ich aufgewachsen 
bin, sagt: „Artjom, du darfst 
nicht schlecht über Russland 
reden. Einfach, weil man es 
nicht darf.“ 

Mein Onkel und meine 
Tante halten die Taten der rus-
sischen Truppen in Mariupol, 
in Butscha, in Kramatorsk für 
einen Fake. So wie es ihnen das 
Fernsehen vorbetet. „Die Ukra-
ine ist wie ein kleiner Bruder, 
der sich schlecht benommen 
hat, und Russland haut ihn, 
wie große Brüder das nun mal 
tun, um kleine zur Besinnung 
zu bringen. Danach wird der 
Kleine dem Großen dankbar 
sein“, sagen sie. Ich kann sol-
che Dinge einfach nicht fassen.

Aber mich abwenden? Nein, 
das sind ja meine Leute. Ich 
handle nach Sokrates: Ich stelle 
Fragen. Immer wieder Fragen. 
Das ist meine Art, sie mit ih-
rer Verblendung zu konfron-
tieren. Wie lange wollen sie 
sich und  anderen denn noch 
erzählen, dass sie all den Dreck 
um sie herum so hinnehmen? 
Eines Tages will ich in ein an-
deres Russland zurück. Noch 
aber ist das ein weit entfern-
ter Traum.

„Fake, alles Fake“. Ich glaube, das ist der meist-
gebrauchte Ausdruck, den meine Eltern im Ge-
spräch mit mir verwenden. Egal, was ich ih-
nen über das, was unser Staat in der Ukraine 
anstellt, erzähle, zeige oder vorlege. Sie wollen 
es nicht hören. Sie sagen es auch so: „Du hast 
deine Nachrichten. Wir haben unsere Nach-
richten. Und unseren vertrauen wir.“

Dass ihre „Nachrichten“ reinste Propa-
ganda sind, hinterfragen sie nicht. Keine Se-
kunde lang. Mein Vater ist Ingenieur, er lobte 
immer die Technik aus dem Westen, hat eine 
Zeit lang in London gelebt. Meine Eltern sind 
viel durch Europa gereist. Meine Mutter geht 
in die Kirche. Und jetzt sagen sie: „Alles Fake!“ 
Oder: „Die 90er haben wir auch überstanden, 
das hier überstehen wir auch.“ Sie lügen sich 
in die Tasche, weil sie sich nicht aus ihrer Kom-
fortzone bewegen wollen.  

Wir haben uns in den vergangenen Jahren 
immer weiter voneinander entfernt. Unser Ver-
hältnis ist angespannt. Aber es sind meine El-
tern, ich will nicht, dass ein Riss durch unsere 
Familie geht. Der Riss wird nun allerdings im-
mer größer. Ich habe immer viele Fragen ge-
stellt, war eine Suchende. In der Kirche, in sek-
tenähnlichen Verbindungen, in marxistischen 
Kreisen. 2011 war ich auf meiner ersten regie-
rungskritischen Demo. Es war schön zu erle-
ben, dass ich nicht allein war im Hinterfragen 
dessen, was in unserem Land passiert. Vor der  
Verfassungsänderung vor zwei Jahren malte 
ich eines Abends vor unserem Haus in Korol-
jow, einer Satellitenstadt bei Moskau, ein Graf-
fito: „Putin ist ein Dieb“, stand da. Am nächs-
ten Morgen war das überstrichen.

Nach dem 24. Februar, dem Beginn des Krie-
ges, unterstützte ich in den  sozialen Netzwer-
ken den Aufruf zur Antikriegsdemo. Plötzlich 
häuften sich die Anrufe der Polizei. Das machte 
mir Angst. Ich will nicht schweigen. Aber wenn 
man im heutigen Russland redet, lebt man ge-
fährlich. Über kurz oder lang landet man hin-
ter Gittern. Das will ich nicht. Anfang März 
packte ich meine Koffer. Ein früherer Bekann-
ter in Baku nahm mich auf. Hier lebe ich nun, 
in Aserbaidschan, und weiß nicht  recht, wohin 
mit mir. Ich bin Künstlerin, gestalte Stoffe. Drei 
Monate kann ich hier bleiben. Was danach ist? 
Keine Ahnung. Ein Gefühl der Verlorenheit hat 
mich erfasst. Und eine tiefe Traurigkeit.

Ich komme aus einer kleinen Stadt in der Nähe 
von Jekaterinburg. Ein Provinznest. Schon als 
Schüler setzte ich mich für urbanistische Pro-
jekte ein. Ich gestaltete Schaukeln in den Höfen 
neu, ich wollte, dass meine Stadt schöner aussieht. 
Meine Eltern sagten immer: „Warum machst du 
das eigentlich? Es gibt doch nun wirklich Wichti-
geres.“ Ich aber war immer überzeugt, dass wir 
alle ein besseres Leben haben werden, wenn die-
ses Leben einfacher wird. Deshalb wollte ich zum 
Staat, in die  Stadtplanung. Ich wollte Projekte ge-
stalten, damit das, was uns umgibt, angenehmer 
wird. Ich fing schließlich an, Bauwesen zu studie-
ren. Und jetzt? Zum Staat? Ich will nicht einmal 
mehr meine Familie sehen. Vor zwei Wochen bin 
ich aus der Wohnung meiner Mutter abgerauscht. 
Es war ein heftiger Streit. Mein Großvater nannte 
mich einen Bandera-Anhänger. Früher wurden 
ukrainisch-nationalistische Anhänger von Stepan 
Bandera so genannt, heute ist das ein russisches 
Schimpfwort für alle Ukrainer.  Meine Mutter be-
zeichnete mich schreiend als Verräter.

Der Zwist hatte eigentlich schon am 24. Februar 
angefangen, als die ersten russischen Bomben auf 
die Ukraine fielen. Meine Familie sagt nicht Krieg 
dazu, sie nennt ihn „militärische Spezialopera-
tion“, wie er offiziell in Russland genannt werden 
muss. Meine Mutter spricht ohnehin wie das rus-
sische Staatsfernsehen. Satz für Satz. Russland sei 
gezwungen gewesen, die Menschen in der Ukraine 
zu „befreien“, es habe keine Wahl  gehabt, die Zivil-
bevölkerung leide nicht. Die Ukraine sei kein ech-
tes Land, die Ukrainer seien das Böse schlechthin. 
Hätte Russland nicht angegriffen, hätten die Uk-
rainer, getrieben vom Westen, das leckerste Stück 
Russlands abgebissen. Sie sagt das wirklich. Meine 
Mutter! Und sie glaubt auch daran. Ich habe es 
erst ruhig mit Fakten versucht. Aber mit  Fakten 
ist nicht durchzudringen. Ich habe ihr auch den 
wirtschaftlichen Niedergang Russlands beschrie-
ben. Es hilft nichts. Irgendwann hielt ich es nicht 
mehr aus und ging.

Schweigen herrscht nicht nur zu Hause. Schwei-
gen herrscht auch auf der Straße, im Bus, an der 
Uni. Man weiß nie, was das Gegenüber denkt, wie 
es sich positioniert. Ich sage selbst vor Bekannten 
nichts mehr. Es ist eine schwer zu ertragende Ein-
samkeit. Eine Uni-Dozentin für Wirtschaft erklärt 
uns allen Ernstes, wie gut Sanktionen für Russland 
seien. Mir wird übel dabei. Ständig laufe ich aus 
dem Unterricht raus, brauche kaltes Wasser. Sie 
macht sich lustig darüber: „Na, Michail, schwa-
cher Magen?“ Wenn sie wüsste, was ich ihr alles 
ins Gesicht schreien will. Aber ich bleibe still. Ich 
wollte nie weg aus Russland. Jetzt denke ich im-
mer öfter übers Auswandern nach.

Artjom Medwedew, 36, ist Unternehmer aus 
Ischewsk und lebt in den USA. Seine Familie hält 
die Vorfälle in Butscha für einen Fake

Maria Semerenko, 36, ist Künstlerin 
aus Koroljow. Ihre Eltern vertrauen 
nur den russischen Nachrichten

Der 19-Jährige Michail ist Student  
aus Jekaterinburg. Seine Familie will 
er gerade nicht mehr sehen

Mit der Verblendung 
konfrontieren

Der Riss wird 
immer größer

Ein Sohn wird  
zum Verräter

Wie  
russische 
Propaganda 
Familien  
spaltet
Eine Mutter spricht wie das 
Staatsfernsehen. Ihr Sohn 
verlässt deshalb das Haus. 
Der Krieg in der Ukraine löst 
viele familiäre Konflikte in 
Russland aus.  
Drei Protokolle

Unter 
Beobachtung: 
Eine Frau 
spaziert durch 
die Moskauer 
Innenstadt am 
2. April  
Foto: afp
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S
ein Ostersonntag sollte eigentlich 
ein ruhiger Tag werden, entspannt 
mit der Familie. Doch dann hat Mo-
hamed Gnabaly, der vor sechs Jah-
ren mit 30 einer der jüngsten Bür-
germeister Frankreichs wurde, 

doch zum Handy gegriffen. Gnabaly hat sich in 
die Whatsapp-Gruppen eingeklinkt, die in L’Île-
Saint-Denis darüber streiten, ob es sich lohnt, am 
Sonntag doch zu wählen, oder ob man nicht lie-
ber gleich zu Hause bleibt.

Weder Le Pen noch Macron: Das ist die Grund-
einstellung von mindestens einem Drittel aller 
linken französischen Wähler:innen, auf deren 
Stimmen es jetzt ankommt. Rund 22 Prozent der 
Franzosen haben im ersten Wahlgang für den 
Linkspopulisten Jean-Luc Mélenchon und sein 
Versprechen „Eine andere Welt ist möglich“ ge-
stimmt. „Monsieur le Maire“, der Inselbürgermeis-
ter, auch. In seiner Gemeinde L’Île-Saint-Denis ta-
ten es ihm etwa 62 Prozent gleich, nur rund 14 
Prozent entschieden sich für Emmanuel Macron, 
ganze 8 für Marine Le Pen. Doch es hat nicht ge-
reicht. In der Stichwahl am kommenden Sonntag 
tritt Le Pen gegen Macron an, Mélenchon ist als 
Drittplatzierter ausgeschieden.

Und jetzt? „Geht wählen, wählt Macron, 
schreibe ich vor allem an die Jüngeren auf Whats-
app. Sonst wird unser Frankreich ruiniert.“ Gna-
baly sorgt sich um den sozialen Zusammenhalt. 
Der praktizierende Muslim befürchtet einen Nie-
dergang der demokratischen Institutionen, sollte 
die rechtsradikale Le Pen siegen, er fürchtet eine 
nationalistische Aushöhlung des Volksbegriffs für 
„meine Heimat“. Leider, so konstatiert er, würden 
nicht wenige seiner Landsleute in Unkenntnis des 
politischen Systems leben und handeln. „Da müs-
sen wir ran, wir brauchen mehr Wissen. Und we-
niger Emotionen, weniger Wut.“

Mohamed Gnabaly lebt seit seinem siebten 
Lebensjahr auf der Insel, einer von nur zwei ei-
genständigen Flussinselgemeinden Frankreichs. 
Seine Eltern waren aus dem Senegal eingewan-
dert. Heute leitet sein Vater die örtliche Moschee, 
sie ist offen für alle. „Wir halten hier recht gut zu-
sammen“, betont der große, fröhliche Gnabaly. 
„Wir lassen uns nicht auseinanderdividieren, das 
hier hat etwas von einem Dorf.“

Die Insel gilt als „ville populaire“, als volkstüm-
liches Städtchen. Knapp 10.000 Einwohner, 85 Na-
tionen, umflossen von der Seine und im Visier 
von Investoren: Auf der Île-Saint-Denis vor den 
Toren Paris’ manifestiert sich im Kleinen, wel-
che Chancen und welche Probleme die Vorstädte 
Frankreichs haben.

2018 waren dort knapp 42 Prozent der jungen 
Menschen arbeitslos, das durchschnittliche jährli-
che Haushaltseinkommen lag 2019 bei nur knapp 
17.000 Euro, Tendenz durch den Zuzug von Wohl-
habenderen steigend. Mehr als 60 Prozent sozia-
ler Wohnbau sind gesetzlich nicht drin, „und die 
Mischung soll ja auch funktionieren“, meint Gna-

baly. Aber es sei schon herausfordernd, die Zu-
zügler aus der Mittelklasse zu integrieren, „nicht 
jeder will sich da einbringen“. Die Gemeinde hat 
einen Privatinvestorenstopp beschlossen – neu 
gebaut wird nur, was von der Insel mitfinanziert 
ist. „So können wir wenigstens eine Zeitlang die 
Preise deckeln“, meint der Vizechef der Vereini-
gung der Bürgermeister:innen Frankreichs. „Was 
meinen Sie, wie viele Investoren bei mir ständig 
vorsprechen?“

Gnabaly lächelt, er weiß, wovon er spricht. Er 
ist kein Freund von Präsident Macron. „Der ver-
traut uns Bürgermeistern nicht – und gleichzei-
tig sind wir Kommunen zu stark abhängig vom 
Staat. In Frankreich herrscht leider ein extremer 
Zentralismus.“

Auf der Île-Saint-Denis, wo lange die Kommu-
nisten die Mehrheit innehatten, führt Gnabaly 
eine linksorientierte, ökosoziale und bürgerrecht-
liche Liste an, die seit 2014 die Geschicke lenkt. 
„Wir wollen an den Menschen und ihren Bedürf-
nissen bleiben, Kompromisse finden.“ Auch wenn 
das Wort Kompromiss in Frankreich „oft ein tota-
les Fremdwort sei“.

Gnabaly lacht. Soll die Insel also ein hemdsär-
meliges Start-up werden, wie es Macron predigt? 
„Bloß nicht, bei uns geht es darum, besser zu wer-
den, nicht, wie bei Macron, der Beste zu sein. Zu-
friedenheit statt Ellenbogen ist die Maxime. Wir 
sind hier ein Laboratorium.“

177 Hektar inklusiver seiner Wasserflächen ist 
das Eiland groß, und wer will, ist mit der Tram 
und der Bahn in rund einer Viertelstunde mit-
ten in Paris an der Gare du Nord. Dass die Grund-
stückspreise hier mit zirka 3.500 Euro pro Qua-
dratmeter im Vergleich zum Zentrum von Paris 
mit rund 10.000 Euro aufwärts als relativ mode-
rat gelten, ist dem Umstand geschuldet, dass das 
Département 93, Seine-Saint-Denis, zu dem auch 
die Insel gehört, landesweit unter „Drogen, Krimi-
nalität, nur Probleme“ verortet wird.

„Wir als Akteure kämpfen gegen diese Stigmati-
sierung“, sagt Mohamed Gnabaly. Erziehung und 
Familienwohl, Alleinerziehende und Jobtraining 
stünden im Vordergrund. Aber das alles sei nicht 
leicht: Gebe es einmal eine gute Nachricht, „und 
davon gibt es hier viele“, rutsche die garantiert 
medial unten durch.

Zweite Wahl

Von der Île-Saint-Denis Harriet Wolff (Text und Fotos)

„Geht wählen, wählt 
Macron, schreibe ich  
vor allem an die 
Jüngeren auf Whatsapp. 
Sonst wird unser 
Frankreich ruiniert“
Mohamed Gnabaly, Bürgermeister

Rund 10.000 
Einwohner:in­
nen aus 85 
Nationen: 
Street-Art in 
L’Île-Saint-
Denis

L’Île-Saint-Denis liegt 
vor den Toren von Paris. 
Die meisten haben hier 
vor knapp zwei Wochen 
dem linken Präsident
schaftskandidaten Jean-
Luc Mélenchon ihre 
Stimme gegeben. Aber 
jetzt steht er nicht mehr 
zur Wahl. Und nun? 
Macron oder Le Pen?



staatsbürgerschaft hat, ist guter Laune und fühlt 
sich auch nicht zu kurz gekommen. Im Gegenteil: 
Sie helfe in diesen Kriegszeiten engagiert ihren 
Landsleuten, „die vor dem Monster, dessen Na-
men ich nicht aussprechen will“, geflohen sind. 
Lange hat sie zusammen mit ihrer Tochter einen 
Kulturaustausch zwischen der Insel und ihrer frü-
heren Heimat organisiert.

Stepanchuk lebt im Südviertel, im Quartier 
Marcel-Paul, in einem von drei unwirtlich er-
scheinenden Hochhaustürmen. Hier gibt es Pro-
bleme mit Drogendealern und Einbrüchen, mit Ju-
gendlichen, die sich an keine Regeln halten wol-
len. Bald sollen die Türme abgerissen werden. Die 
Gemeinde hat allen Bewohner:innen eine neue 
Wohnung auf der Insel zugesagt – bei gleichblei-
bend geringer Miete soll etwas Kleinteiligeres ent-
stehen. Doch Stepanchuk vermisst jetzt schon ihr 
Zuhause. „Wir kennen uns dort alle, ich bin respek-
tiert, das ist wie eine Familie.“ Mit den Drogen-
dealern habe sie keine Probleme. Und nervende 
Jugendliche? „Die wollen sich doch nur interes-
sant machen.“
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Am nördlichen Ende der Insel liegt ein verwun-
schener Landschaftspark, der auch die Impressio
nist:innen würdigt, die hier in früheren Zeiten 
Idyllen malten. Idyllen, die sich heute noch fin-
den, platanengesäumte Alleen, lauschige Vorgär-
ten – als „ville fleurie“, als Blumenstadt, ist der Ort 
landesweit jüngst wieder prämiert worden. Auch 
auf dem Place Danielle Mitterand, gleich hinter 
dem Zuckerbäcker-Rathaus, über dessen holzgetä-
felten Sitzungssaal streng nach Vorschrift ein Ma-
cron-Porträt wacht, prangen Blumenkübel. Hier 
liegt der Hiphop- und Handy-Treff. „Madame“, ruft 
ein etwa 18-jähriger Jugendlicher, der sich Has-
san nennt und sein Sweatshirt in Richtung Bo-
den zieht, „Madame, das hier ist eine Insel, wir 
machen uns weniger Stress als auf dem Festland. 
Schauen Sie doch nur mal über die Brücke nach 
Saint-Denis!“

Stimmt, der junge Mann hat recht. Aus ist es 
mit der insularen Beschaulichkeit, wandert man 
in einer Minute hinüber in die Stadt Saint-Denis, 
die mit mehr als 100.000 Einwohner:innen rie-
sengroße Schwester. Was die Île-Saint-Denis wie 
in einer Nussschale über die Probleme der fran-
zösischen Vorstädte, der „banlieue“, erzählt, das 
massiert sich in Saint-Denis um ein Vielfaches. 
Schon am Bahnhof wuselt, diskutiert und dealt 
es gewaltig.

Elise Bercovitz lebt seit Kurzem in Saint-Denis, 
sie hat dort eine bezahlbare Wohngemeinschaft 
gefunden, fühlt sich wohl und sicher, „ich brau-
che das oft doch versnobte Paris nicht“. Aber als 
bildende Künstlerin arbeitet die Mittzwanzigerin 
auf der Insel; sie gibt sozial benachteiligen Kin-
dern Kunstunterricht. Zusammen mit ihrem Kol-
legen Julien Rodriguez und anderen freien Künst-
lern hat sie ein günstiges Atelier in einer ruhigen 
Seitengasse gemietet, für 130 Euro pro Arbeits-
tisch monatlich. „La vie sauvage“, das wilde Le-
ben, nennt sich die Gruppe, und die Befürchtun-
gen, dass die Inselbewohner:innen, aber auch 
Pariser:innen nicht vorbeischauen würden, ha-
ben sich erledigt: „Viele, viele kommen, sind neu-
gierig, stellen Fragen“, meint Bercovitz. Rodriguez 
teilt ihre Ansicht, „dass sich langsam positiv etwas 
verändert, wie das Zentrum von Paris auf sein er-
finderisches und kreatives Umland schaut“.

Derzeit läuft in einem leerstehenden Laden-
lokal an der schmalen Inselhauptstraße, durch 
die die Tram bimmelt und ständig Autos im Stau 
stehen, eine Ausstellung der Künstler:innen. Die 
Räume hat ihnen die Gemeinde temporär und 
kostenlos überlassen. „Wir fühlen uns hier ange-
nommen und gefördert, die Bedingungen könn-
ten nicht besser sein“, sagt Elise und rückt eine 
ihrer kleinen Skulpturen mehr ins Zentrum des 
Geschehens.

Fatine Ahmadouchi, die aus einer marokka-
nisch-italienisch-französischen Familie stammt, 
ist im Auftrag der Gemeinde nur ein paar Meter 
weiter für das Vereinsleben auf der Insel verant-
wortlich. Sage und schreibe 80 Organisationen 
gibt es hier. Die 29-Jährige gehört der Sozialis-
tischen Partei (PS) an, deren Spitzenkandidatin, 
die Pariser Bürgermeisterin Anne Hidalgo, in der 
ersten Runde der Präsidentschaftswahl auf we-
niger als 2 Prozent kam. „Abgesehen davon, dass 
wir dringend eine vereinte Linke in Frankreich 
brauchen, auch wenn es derzeit nicht danach aus-
sieht, sollten jetzt alle am Sonntag wählen. Sich 
enthalten ist keine Lösung, das spielt nur Le Pen 
in die Hände“, analysiert Ahmadouchi. Warum 
„Marine“, wie sich die rechtsextreme Kandidatin 
Le Pen gerne anpreist, so großen Zulauf in man-

„Marine Le Pen  
ist aufrichtig, und 
endlich mal eine Frau  
als Präsidentin“
Hélène Stepanchuk, Rentnerin

Warum stimmt sie am Sonntag für Marine Le 
Pen? „Das ist eine aufrichtige Frau, und endlich 
mal eine Frau als Präsidentin“, sagt Hélène Ste-
panchuk dazu. Le Pen schauspielere nicht so wie 
Macron, und es brauche dringend „einen Wech-
sel“ in der französischen Politik. Außerdem habe 
die Kandidatin gar nichts gegen Ausländer:innen 
und Immigration, „die Leute dürfen halt nur kei-
nen Mist machen“. Und wenn es schiefgeht, Le Pen 
Frankreich demontiert? Das verhindere schon das 
Parlament, „und wenn nicht, dann kommt wie-
der so etwas wie die Gelbwesten, eine Revolution“.

Nur das Thema Islam sei „heikel“ bei Le Pen, 
aber hier ist Stepanchuk, die nach ihrer Ankunft 
1998 erst bei McDonald’s und dann bei einem Si-
cherheitsdienst gearbeitet hat, gutgläubig: „Ich 
glaube nicht, dass sie da Scheiße macht. Sie ist 
halt nur gegen Islamisten.“ Kurzum: Le Pen sei 
einfach besser, „sie wird viel machen“.

Lorette Dorgans, 71, ist Rentnerin wie Stepan-
chuk, auch sie lebt in einer Sozialwohnung im Sü-
den. Bei der ersten Runde hat sie „in letzter Mi-
nute“ statt für den Grünen Jadot für Mélenchon 
gestimmt. Obwohl sie ihn und seine Partei nicht 
ausstehen kann, „das ist eine linke Sekte, die wis-
sen alles besser“. Dorgans wollte unbedingt ver-
hindern, dass Le Pen in die zweite Runde kommt. 
„Hat haarscharf leider nicht geklappt.“ Was ihr 
jetzt am meisten „stinkt“: dass Mélenchon nicht 
explizit zur Wahl Macrons aufrufe. „Er spielt mit 
dem Feuer – geht es schief am Sonntag, bewegt 
sich Frankreich in Richtung Ungarn und Konsor-
ten. Was für ein Horror.“ Vor vier Jahren ist die 
zierliche, unermüdlich und viel jünger erschei-
nende Frau in ein neues Wohnprojekt eingezogen.

Die einstige Sozialassistentin, die mit Schwerst-
kranken und Schwerstbehinderten gearbeitet hat, 
lebt im sogenannten „Écoquartier Fluvial“, das di-
rekt an die Seine grenzt. Insgesamt sollen in die-
sem ökologisch genannten Projekt etwa eintau-
send Wohnungen entstehen. In zwei Jahren soll 
dort auch ein Teil der Sportler:innen aus aller Welt 
untergebracht werden, die zu den Olympischen 
Spielen in Paris erwartet werden. Die Gemeinde 
hat durchgesetzt, dass nur ein Drittel der Woh-
nungen frei verkauft werden darf, der Rest wird 
sozial gefördert, Insel-Anwohner:innen haben das 
erste Zugriffsrecht.

Lorette Dorgans führt auf die begrünte Ge-
meinschaftsterrasse; bis zum Eiffelturm am Ho-
rizont geht der Blick und auf viele Kräne ringsum 
auch. Die Seniorin, die sich lange schon im femi-
nistischen Verein „Les Femmes de L’Île“ engagiert, 
ist nicht mit allem zufrieden, was die Ökosiedlung 
ausmacht: zu viel Beton auf den Freiflächen, we-
nig Kontakt zwischen den Bewohner:innen. Aber 
Dorgans bleibt optimistisch: „Das wird sich ein-
pendeln und begrünte Patina kriegen.“

Weniger optimistisch ist sie, was die Reformier-
barkeit Frankreichs angeht. Das Land sei schon 
lange „in einem permanenten Sensationsmo-
dus“. Die „Salonfähigkeit“ Le Pens, der russische 
Angriffskrieg in der Ukraine: „Manchmal will ich 
mich nur noch auf eine einsame Insel weit weg 
von allem verkriechen.“ Dorgans lächelt. „Auf ei-
ner Insel lebe ich ja wenigstens bereits.“

Wie hatte Mohamed Gnabaly, der Bürgermeis-
ter, noch gleich frotzelnd gemeint: „Wir kappen 
die Brücken der Île-Saint-Denis, falls Le Pen an 
die Macht kommt. Und dann machen wir hier un-
ser eigenes Ding.“ Das passende gemütliche Bis-
tro dazu, geführt von Sylvie Dufournaud, gibt es 
schon: Es heißt „Le Bel Avenir“, die schöne Zukunft.
taz von gestern 3

Vor der Stichwahl in Frankreich

Die Wahl Emmanuel Macron oder Marine Le 
Pen? Frankreich steht am kommenden Sonntag 
vor einer richtungsweisenden Entscheidung. Der 
liberale Macron und die rechtsradikale Le Pen 
treten in der Stichwahl um das Amt des Präsi-
denten gegeneinander an. Im ersten Wahlgang 
hatte Macron knapp 28 Prozent der Stimmen 
erzielt, Le Pen kam als Zweitplatzierte auf gut 
23 Prozent.

Die Umfragen Die Stichwahl ist eine Neuauflage 
ihres Duells von 2017. Macron obsiegte damals 

klar mit zwei Dritteln der Stimmen. Aktuell sehen 
Umfrageinstitute Macron zwischen 53,5 und 55,5 
Prozent, während Le Pen ihm bis auf 45 bis 46,5 
Prozent gefährlich nahe rückt. 

Die Linken Von entscheidender Bedeutung 
könnte das Wahlverhalten derjenigen Franzosen 
sein, die im ersten Wahlgang ihre Stimme dem 
Linkspopulisten Jean-Luc Mélenchon gegeben 
haben - immerhin rund 22 Prozent. Viele von 
ihnen wollen Umfragen zufolge gar nicht zur Wahl 
gehen. (dpa, taz)

chen ländlichen Gebieten und eher weiß domi-
nierten Vorstädten hat? „Viele Politiker mit na-
tionaler Verantwortung respektieren Menschen 
ohne Geld und in Schwierigkeiten nicht“, sagt die 
junge Politikerin. Themen wie Jobverlust oder eine 
geringe Kaufkraft würden nicht strukturiert an-
gegangen, da mache Le Pen jetzt große, unhalt-
bare Versprechungen.

Und Macron? „Der geht mal kurz in die ‚Ban
lieue‘, nur um ein Bild mit sich aus der ‚Banlieue‘ 
zu kriegen.“ Aber Geld gäbe es keines, noch nicht 
einmal Interesse. Er wolle nur „den starken Mann 
spielen.“ Zu Ahmadouchis Beobachtung passt ein 
Detail aus Emmanuel Macrons Wahlkampf: Als 
er Mitte März sein Programm präsentierte, tat er 
dies in Aubervilliers – in der sozial schwierigen 
Gegend nahe der Île-Saint-Denis. Doch er sprach 
kein Wort über Orte wie diesen, keine Vorschläge 
dazu, keine Empathie.

Fatine Ahmadouchi will trotzdem „notgedrun-
gen“ Macron wählen, mit der extremen Rechten 
gäbe es kein Vertun. „Diese Frau ist gegen uns“, 
sagt sie über Le Pen. Dass die Lage in den Vorstäd-
ten im Wahlkampf kein Thema war, bestätigt Bür-
germeister Gnabaly: „Gesiegt hat in der Debatte 
die Angst – die Ultrarechten haben das Thema in-
nere Sicherheit und Einwanderung brutal hoch-
gezogen.“

Auf der trotz aller Widrigkeiten an manchen 
Ecken beschaulich entspannt wirkenden Île-Saint-
Denis gibt es freilich auch Menschen, die am kom-
menden Sonntag für Marine Le Pen stimmen wol-
len. Hélène Stepanchuk ist eine von ihnen. Die 
67-jährige gebürtige Ukrainerin, die einst in Kiew 
Französisch studierte und schon lange die Doppel-

Cheikh Abdoul Aziz Gnabaly (links) leitet die örtliche Moschee Sein Sohn, Bürgermeister Mohamed Gnabaly Hat taktisch für Mélenchon gestimmt: die Rentnerin Lorette Dorgans

Fühlen sich gut 
angenommen: 
die Künstler 
Julien 
Rodriguez und 
Elise Bercovitz
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Kita-Erzieher:innen sind nach  
wie vor weiblich und unterbezahlt
Erzieher:innen verdienen nach wie vor ver­
hältnismäßig wenig Geld. Während das durch­
schnittliche Monatsgehalt von Arbeitnehme­
r:innen in Deutschland im vergangenen Jahr 
bei 4.100 Euro brutto lag, erhielten Vollzeitbe­
schäftigte in Kindertagesstätten und Vorschu­
len nur rund 3.400 Euro brutto, teilte das Sta­
tistische Bundesamt am Dienstag mit.

Doch selbst diesen niedrigen Lohn erhält 
weniger als die Hälfte des Kita-Personals. Der 
Grund: Nur knapp 40 Prozent der Angestell­
ten in Kindergärten und Vorschulen arbeiten 
in Vollzeit. Der Rest ist auf Teilzeitbasis be­
schäftigt – und kriegt deswegen am Ende des 
Monats noch weniger: im Schnitt 2.480 Euro 
brutto. Derweil sind 69 Prozent aller Beschäf­
tigten ausgebildete Fachkräfte.

Die schlechte Bezahlung von Erzieher:innen 
trägt auch zur geschlechtsspezifischen Lohnlü­
cke bei. Denn wie das Statistische Bundesamt 
mitteilte, sind 93 Prozent der Erzieher:innen 
weiblich. In vielen Branchen, in denen haupt­
sächlich Frauen arbeiten, sind die Gehälter 
niedrig. Im Schnitt verdienten sie pro Stunde 
18 Prozent weniger als Männer.

Andreas Kessel, Vorstandsmitglied der Stif­
tung Bildung, erklärt gegenüber der taz, dass 
die Statistik im Grunde widerspiegle, wel­
chen Stellenwert Care-Arbeit in Deutschland 
hat. Berufe, die überwiegend von Frauen aus­
geübt werden, „genießen leider zu wenig An­
sehen und werden schlechter entlohnt“, kriti­
siert er. Dabei würden Erzieher:innen unent­
behrliche Arbeit leisten, denn „sie vermitteln 
wichtige Grundlagen im sozialen Miteinander, 
bereiten auf den Übergang zur Schule vor, för­
dern Integration und vermitteln Sprachkompe­
tenzen“. Die große Verantwortung, die sie tra­
gen, macht sich im Gehalt bislang allerdings 
nicht bemerkbar. � Shoko Bethke

Wenig Lohn für 
wichtige Arbeit

Susanne 
Hennig-

Wellsow: „Ich 
weiß um die 

vermeidbaren 
Fehler, die ich 

selbst gemacht 
habe“  

Foto: imago 
images

In Stuttgart und Nürnberg sollen zwei 
Männer fünf Corona-Teststationen 
ohne Genehmigung betrieben haben. 
Die beiden hätten in vier ihrer Test-
stellen sämtliche abgerechneten 
Tests durchgeführt. Es bestehe aber 
laut Staatsanwaltschaft Stuttgart der 
Verdacht, dass sie darüber hinaus 
noch fünf weitere Teststationen ohne 
gesonderte Genehmigung betrieben 
haben. Das Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg ermittelt. Das 
Wetter vor Ort: Höchstwerte von 
11 Grad, stürmische Böen nicht 
ausgeschlossen.

coronateststationenwetter

Wasserkraft ausgebremst?
„Habecks Osterpaket“, taz vom 7. 4. 22
Bei genauerer Betrachtung handelt es sich in 
Teilbereichen um ein faules Osterei, das uns 
da ins Nest gelegt werden soll. Irgendjemand 
aus Habecks Stab muss wohl einen patholo­
gischen Hass auf Wasserkraftwerke hegen: 
Wasserkraftanlagen insgesamt erhalten nicht 
die Privilegierung im Planungsrecht wie 
andere Sparten. Neu gebaute oder moderni­
sierte kleine und mittelgroße Wasserkraft­
werke unter 500 kW Leistung sollen ab kom­
mendem Jahr keine EEG-Vergütung mehr 
erhalten. Das bedeutet, dass Investitionen 
in die Effizienz und Umweltverträglichkeit 
dieser Anlagen zukünftig mit Verlust einer 
kalkulierbaren Stromvergütung bestraft 
werden – und hat zwingend zur Folge, dass 
solche Investitionen verständlicherweise 
unterbleiben und in den nächsten Jahren An­
lagen, deren Vergütungszeitraum abgelaufen 
ist, stillgelegt werden müssen.

Gerade die Wasserkraft, die mit ihrer 
gleichmäßigen und bestens prognostizierba­
ren Erzeugung ein Fels in der Brandung der 
volatilen Energien ist, wird hier mutwillig 
zerstört – vom gleichen Minister, der an an­
derer Stelle Despoten fast auf Knien anbet­
telt, ihm doch Fossilenergie zu liefern.
Uwe Makowitz, Pforzheim

brief des tages

Von Pascal Beucker

Susanne Hennig-Wellsow steht 
nicht länger an der Spitze der 
Linkspartei. „Ich stelle heute 
mein Amt als Parteivorsitzende 
der LINKEN mit sofortiger Wir­
kung zur Verfügung“, teilte die 
44-jährige Erfurterin am Mitt­
woch auf ihrer Webseite mit. In 
ihrer Abschiedserklärung zeigt 
sie sich zutiefst frustriert. Es ist 
ein Zeugnis des Scheiterns.

Seit Februar 2021 hatte Hen­
nig-Wellsow gemeinsam mit 
Janine Wissler die Linkspartei 
geführt. Mit der Wahl der da­
maligen Landtagsfraktionsvor­
sitzenden von Thüringen und 
Hessen waren innerhalb der sei­
nerzeit schon kriselnden Partei 
viele Hoffnungen verbunden 
gewesen. Tatsächlich ging es 
weiter bergab.

Auch nachdem bei der Bun­
destagswahl die Fünfprozent­

hürde verfehlt wurde und nur 
dank drei gewonnener Direkt­
mandate der Wiedereinzug ins 
Parlament gelang, ging es wei­
ter wie zuvor – nach unten. „Die 
vergangenen Monate waren 
eine der schwierigsten Phasen 
in der Geschichte unserer Par­
tei“, schreibt Hennig-Wellsow in 

ihrer Erklärung. „Ein wirklicher 
Neuanfang ist ausgeblieben.“

Dafür macht Hennig-
Wellsow, die ihr Bundestags­
mandat behalten will, auch ihr 
eigenes Agieren verantwortlich. 
„Ich weiß um die vermeidbaren 

Fehler, die ich selbst gemacht 
habe“, zeigt sie sich selbstkri­
tisch. Sie wisse auch, dass sie 
„es nicht ausreichend vermocht 
habe, diejenigen zu überzeu­
gen, die mit Erneuerung vor al­
lem die Angst vor dem Verlust 
des Vertrauten, der Gewisshei­
ten verbinden“.

Drei konkrete Gründe für ih­
ren Rücktritt benennt Hennig-
Wellsow. Der erste ist ein per­
sönlicher: Ihre private Lebenssi­
tuation mit einem achtjährigen 
Sohn, der sie brauche, erlaube es 
nicht, „mit der Kraft und der Zeit 
für meine Partei da zu sein, wie 
es in der gegenwärtigen Lage nö­
tig ist“. Als zweiten Grund führt 
sie an, dass die notwendige Er­
neuerung neue Gesichter brau­
che, um glaubwürdig zu sein. 
Die Linkspartei habe „es ver­
dient, von Menschen geführt 
zu werden, die unseren Anhän­
ger:innen und Mitgliedern wie­

„Ein wirklicher 
Neuanfang ist 
ausgeblieben“ 
Susanne Hennig-Wellsow, 
Ex-Linkenvorsitzende

Roland Wöller unter Druck

Von Rieke Wiemann

Der Druck auf Sachsens Innen­
minister Roland Wöller (CDU) ist 
hoch. Wegen umstrittener Per­
sonalentscheidungen werfen 
die Polizeigewerkschaften GdP 
und DPolG ihm Vetternwirt­
schaft vor und fordern seinen 
Rücktritt. Wöller, der den Vor­
wurf zurückwies, wollte sich mit 
den Polizeigewerkschaften ver­
söhnen und hat sie am Diens­
tagnachmittag zur Aussprache 
ins Innenministerium geladen. 
Die Gewerkschaften hielten je­
doch auch nach dem 90-minüti­
gen Treffen an ihren Rücktritts­
forderungen fest.

Besprochen worden sei vor 
allem die fehlende Kommuni­
kation bei Wöllers Personalent­
scheidungen. „Das Gespräch 
führte zu keinem Zeitpunkt 
dazu, die Forderung nach ei­
nem Rücktritt des Innenminis­
ters zurückzunehmen“, sagte 
Hagen Husgen, Chef der Ge­
werkschaft der Polizei (GdP) in 
Sachsen, der taz.

 Das Vertrauen zwischen Wöl­
ler und der Gewerkschaft sei 
„einfach nicht mehr da“ und 

könne auch durch ein 90-Minu­
ten-Gespräch nicht wieder her­
gestellt werden. „Nun müssen 
andere die Entscheidung tref­
fen“, sagte Husgen, und spielte 
damit auf Ministerpräsident 
Michael Kretschmer (CDU) an. 
Sollte Wöller Innenminister 
bleiben, sei die Gewerkschaft 
aber professionell genug, um 
weiter mit ihm zusammenzu­
arbeiten. Auch die Deutsche Po­
lizeigewerkschaft (DPolG) blieb 
nach dem Gespräch bei ihrer 
Rücktrittsforderung.

Bei dem Konflikt zwischen 
den Polizeigewerkschaften und 
dem Innenminister geht es ins­
besondere um die Neubeset­
zung des Chefpostens an der 
sächsischen Polizeihochschule 
in Rothenburg im Landkreis 
Görlitz. Dort soll Manja Huss­
ner neue Kanzlerin werden – 
eine frühere Kommilitonin von 
Wöllers Frau.

Die Gewerkschaften warfen 
dem Innenminister Vettern­
wirtschaft vor; dieser erklärte 
dazu, dass Stellenbesetzungen 
„nach Eignung, Leistung und 
Befähigung“ erfolgten. Etwaige 
Bekanntschaften spielten dabei 

keine Rolle, seien aber auch kein 
Ausschlusskriterium für Bewer­
ber:innen.

Die Gewerkschaften sehen 
das anders und weisen darauf 
hin, dass Wöller schon mehr­
mals Spitzenposten mit ihm ver­
trauten Kandidat:innen besetzt 
habe. Anfang April etwa hat Wöl­
ler seinen Parteifreund Florian 
Oest zum Sprecher der sächsi­
schen Polizei ernannt. Die GdP 
kritisiert, dass es „keine fachli­

che Notwendigkeit“ für den Per­
sonalwechsel gegeben habe und 
dieser „still und heimlich“ voll­
zogen worden sei.

Wöller räumte am Dienstag 
Fehler bei der Kommunikation 
ein, sieht aber von einem Rück­
tritt ab. „Wir haben vereinbart, 
zukünftig öfter und regelmäßi­
ger miteinander zu kommuni­

zieren“, sagte er nach dem Ge­
spräch mit den Polizeigewerk­
schaften.

Die Koalitionspartner SPD 
und Grüne drängen auf Aufklä­
rung. Albrecht Pallas, innen­
politischer Sprecher der SPD-
Fraktion, verlangte am Diens­
tag „volle Transparenz“ und das 
Offenlegen aller Hintergründe 
von Wöllers Personalentschei­
dungen in der sächsischen Po­
lizei. Valentin Lippmann von 
der Grünen-Fraktion betonte, 
dass es ein „sehr deutlicher Vor­
gang“ sei, wenn die zwei größten 
Polizeigewerkschaften kein Ver­
trauen mehr in den Innenminis­
ter hätten. 

Die Linken im sächsischen 
Landtag fordern Ministerprä­
sident Kretschmer schon lange 
dazu auf, Wöller von seinem 
Amt zu entfernen. Der Innen­
minister stand in den vergange­
nen Jahren mehrmals in der Kri­
tik: unter anderem wegen seiner 
harten Abschiebepraxis und sei­
nem Umgang mit den Corona­
protesten. Die CDU-Fraktion 
sieht zum jetzigen Zeitpunkt 
keinen Grund für einen Rück­
tritt Wöllers.

Sachsens Innenminister muss zurücktreten, finden Polizeigewerkschaften. Der CDU-Politiker soll einer 
Freundin seiner Frau den Chefinnenposten an der sächsischen Polizeischule zugeschustert haben

Susanne Hennig-Wellsow wollte die Linkspartei erneuern. Nun hat die Co-Vorsitzende 
der schwer kriselnden Partei überraschend ihren sofortigen Rücktritt erklärt

Tief frustrierter Abschied 
einer Gescheiterten

der Mut machen“. Drittens führt 
sie den Umgang mit Sexismus 
in den eigenen Reihen an, der 
eklatante Defizite der Partei of­
fengelegt habe. Sie entschul­
dige sich bei den Betroffenen 
und unterstütze „alle Anstren­
gungen, die jetzt nötig sind, 
um aus der Linken eine Partei 
zu machen, in der Sexismus kei­
nen Platz hat“.

Die beiden letztgenannten 
Rücktrittsgründe lassen sich 
als nur wenig verklausulierte 
Spitze gegen ihre bisherige Co-
Vorsitzende Wissler lesen. Die 
sieht sich derzeit aufgrund einer 
#MeeTo-Affäre in ihrem hessi­
schen Landesverband, in den 
sie über ihren Ex-Partner auch 
persönlich involviert ist, schar­
fen Angriffen ausgesetzt.

Was sie dazu bewegt hat, aus­
gerechnet jetzt, rund einen Mo­
nat vor den Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein und NRW, 
zurückzutreten und nicht auf 
dem für Juni geplanten Partei­
tag ihren Abschied zu nehmen, 
darüber macht Hennig-Wellsow 
keine Angaben. Auch im Karl-
Liebknecht-Haus zeigte man 
sich überrascht über den Zeit­
punkt. Für Irritationen sorgt zu­
dem, dass sie nicht einmal eine 
für Mittwochabend geplante 
Sondersitzung des Bundesvor­
stands abgewartet hat.

In der Linkspartei wird nun 
heftig über eine grundlegende 
personellen Neuaufstellung 
diskutiert. Der Rücktritt Hen­
nig-Wellsows mache eine Neu­
wahl sowohl des Partei- als auch 
des Fraktionsvorstands „unum­
gänglich“, twitterte Parteivor­
standsmitglied Janis Ehling am 
Mittwochnachmittag, der damit 
auch die Bundestagsfraktions­
führung um Amira Mohamed 
Ali und Dietmar Bartsch ins Vi­
sier nimmt. „Die innerpartei­
lichen Blockaden müssen auf­
gelöst werden“, forderte Ehling. 
„Die Uhr tickt.“

Wöller hat schon 
mehrmals Spitzen
posten mit vertrau
ten Kandidat:innen 
besetzt
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„Normalerweise ist der 
Kanzler der Good Guy“
Interview: Stefan Reinecke

taz: Herr Schroeder, die Impf-
pflicht ist im Bundestag ge-
scheitert. Das von Bundes-
kanzler Scholz angekündigte 
100-Milliarden-Euro-Bundes-
wehr-Paket hatte bei einer Pro-
beabstimmung im Bundesrat 
kürzlich keine Mehrheit. Wo 
hakt es bei der Ampel?

Wolfgang Schroeder: Die 
Regierungsaufstellung ist noch 
nicht gefunden. Eine Dreierko-
alition braucht mehr Integrati-
onsleistung, die sich offensicht-
lich nicht einfach über die Richt-
linienkompetenz des Kanzlers 
herstellt. Es herrscht aber noch 
kein deliberativer Regierungs-
stil: Jeder scheint in zentralen 
Fragen auf seinen Positionen 
zu beharren. Das führt in den 
neuralgischen Punkten dazu, 
dass spät oder nicht im Sinne ei-
ner gemeinsamen Position ent-
schieden wird. Die Impfpflicht 
ist dafür das dramatischste Bei-
spiel.

Woran ist die Impfpflicht  
letztlich gescheitert?

Erst mal an der FDP. Die FDP-
Minister haben im Bundestag 
alle gegen die Impfpflicht und 
damit gegen eine präventive 
Grundposition der Ampel ge-
stimmt. Sie haben sich nicht ge-
traut, ihre Oppositionsposition 
zu verlassen und sich zu einer 
verantwortlichen Regierungs-
position zu bekennen. Das wäre 
die Minima Moralia der Schutz-
politik durch die Ampel gewe-
sen.

Ist die FDP das Problem der 
Ampel? 

Die FDP hat mit ihrer Zuge-
hörigkeit zu dieser Koalition 
bislang keinen Erfolg bei den 
Wählern. Für die eigene Klien-
tel scheint nicht erkennbar zu 
sein, was die Regierungsbeteili-
gung bringt. Wenn sich die FDP 
in die Rolle des Vetoplayers ein-
graben sollte, ist kein deliberati-
ves Regieren möglich.

Die Niederlage bei der Impf-
pflicht wird aber eher dem 
Kanzler als der FDP ankreidet. 
Zu Recht?

Scholz hat versucht, aus der 
Not, dass die FDP nicht mitma-
chen wollte, eine Tugend zu ma-
chen. Er hat die Abstimmung 

zur Gewissensentscheidung er-
klärt, aber ohne das Ende zu be-
denken. Die Gewissensentschei-
dung macht nur Sinn, wenn 
sich alle Fraktionen daran hal-
ten. Die Union hat aber auf die 
Logik der Macht gesetzt. Damit 
wurde die Gewissensentschei-
dung zur Farce.

Scholz und die SPD-Frak-
tion haben also nicht zur Not-
bremse gegriffen, sondern den 
Zug in den Abgrund fahren las-
sen?

Es gab keinen Plan B für den 
Fall, dass der Plan Gewissens-
entscheidung nicht aufgeht. 
Scholz hat zu spät erkannt, dass 
dieser Weg zur Blamage führt. 
Auch die SPD-Fraktionsspitze 
hat nicht selbstbewusst dage-
gengehalten, als sich abzeich-
nete, dass die Union sich nicht 
bewegt. Damit ist ein gefährli-
ches Bild entstanden: Der Kai-
ser hat keine Kleider an.

Fehlt der SPD ein strategi-
sches Zentrum? 

Man benötigt neben dem 
Steuerungszentrum Kanzler-
amt auch andere Akteure, die 
wie bei der Impfpflicht korri-
gierend hätten eingreifen kön-
nen und fragen: Können wir 
noch aussteigen? Können wir 
den Prozess mit der Union neu 
auflegen? Die handelnden Per-
sonen sagen zwar: Das haben 
wir alles probiert. Warum hat 
die SPD die FDP in so einer ent-
scheidenden Frage einfach ma-
chen lassen? Der Kanzler hätte 
ein Machtwort sprechen kön-
nen. Oder aus guten Gründen 
darauf verzichten und den tak-
tischen Rückzug antreten kön-
nen. Aber für solche Korrektu-
ren fehlten wohl auch die kons-
truktiven Bezugspunkte.

Was heißt das?
Von der Fraktion und von 

der SPD in den Bundesländern 
müsste mehr kommen. Die SPD-
Fraktion scheint sich eher als 
Befehlsempfänger des Kanz-
leramts zu verstehen. Sie sagt 
höchstens mal: „So wird das 
nicht gehen“, besitzt aber gegen-
über dem Kanzleramt keine ei-
gene Strategiefähigkeit. Die 
Fraktionsführung …

… also Rolf Mützenich …
… ist eklatant schwach. Ähn-

lich ist es auf der Länderebene. 

Es gibt viel negatives Geraune 
über das Kanzleramt, aber ge-
genwärtig keine starke SPD-Mi-
nisterpräsidentin, die/der dem 
Kanzleramt Paroli bietet. Was 
fehlt, ist ein Gegenpol mit einer 
eigenen Position. Nicht destruk-
tiv, sondern konstruktiv und ko-
operativ.

Sind das normale Start-
schwierigkeiten einer neuen 
Regierung? Oder ist das schon 
eine fundamentale Krise?

Diese Regierung hat den 
schwersten Start seit 1949. Und 
sie hat bisher keinen Griff ge-
funden, um diese asymmetri-
sche Koalition zum Laufen zu 
bringen. Rechnerisch hat sie 
eine ausreichende Mehrheit  – 
das Ergebnis war bei der Impf-
pflicht, dass die Mehrheit der 
Ampel scheiterte, obwohl es 
im Parlament eine überwälti-
gende Mehrheit für eine Impf-
pflicht gibt. Auch in der Frage 
der Modernisierung der Bun-
deswehr gibt es eine überwäl-
tigende Mehrheit. Trotzdem ist 
unsicher, ob es die erforderliche 
Mehrheit geben wird.

Für das 100-Milliarden-Bun-
deswehr-Paket braucht Scholz 
die Union für die Zweidrittel-
mehrheit. Verkalkuliert sich 
der Bundeskanzler da genauso 
wie bei der Impfpflicht? 

Es gibt in beiden Fällen zu-
mindest die gleiche Logik – der 
Glaube an den breiten Kon-
sens, und dass dieser Konsens 
sich selbst realisiert. Es ist der 
Glaube an die Vernunft, die zu 
sich selbst kommt.

Aber kann die Union es sich 
leisten, das Sondervermögen 
und damit die Finanzierung 
der Bundeswehr scheitern zu 
lassen?

Die Aussichten sind für die 
Ampel etwas besser als bei der 
Impfpflicht. Aber der Weg wird 
ähnlich schwierig und bucklig. 
Die Union reklamiert für sich ei-
nen machtpolitischen Oppositi-
onsstatus. Sie wird deshalb die 
Dinge nicht einfach durchwin-
ken. Sie wird kämpfen, Gegen-
positionen aufbauen, um sicht-
bar zu sein und einen Preis zu 
erzielen.

Konkret fordert Unionsfrak-
tionschef Merz, dass die Ampel 
alle Stimmen für das 100-Milli-

Wenn nach der Impfpflicht-Niederlage auch der Plan des 100-Milliarden-Pakets für die Bundeswehr scheitert, 
steht die Scholz-Regierung am Abgrund, so der Politikwissenschaftler Wolfgang Schroeder von der Uni Kassel

arden-Paket braucht. Also sol-
len nur so viele Unionsabge-
ordnete mit Ja stimmen, wie 
unbedingt für die Zweidrittel-
mehrheit erforderlich sind. 

Es werden nicht alle Ampel-
Abgeordneten mit Ja stimmen, 
das ist klar. Für kleinere Teile 
in den Fraktionen von Grünen 
und SPD sind diese 100 Milliar-
den eine Wertefrage, bei der sie 
nicht folgen können. Das wird 
aber eine überschaubare Größe 
sein.

Hat Merz machtpolitisch ei-
nen Hebel in der Hand?

Ja, denn es wird keine hun-
dertprozentige Zustimmung 
der Ampelfraktionen geben. 
Aber es wird auch nicht die Zer-
rissenheit geben, die Merz sich 
wünscht.

Ist die Ampel am Ende, wenn 
das 100-Milliarden-Paket für 
die Bundeswehr  scheitert?

Sie wäre nicht mehr weit da-
von entfernt. Die 100 Milliar-
den Euro waren das Zentrum 
der Regierungserklärung vom 
27.  Februar. Sie sollte ein Be-
freiungsschlag gegenüber den 
Nato-Verbündeten und der öf-
fentlichen Meinung im Hinblick 
auf die Ukraine darstellen und 
die Funktionsfähigkeit der Bun-
deswehr sichern. Das wäre Ma-
kulatur. Damit wäre klar: Diese 
Regierung ist in substantiellen 
Fragen nicht handlungsfähig.

Die Regierung funktioniert 
nicht?

Das sogenannte Fortschritts-
bündnis liefert bislang zu we-
nig. Es vermag es nicht, wirklich 
eine lagerübergreifende Koaliti-
onsbildung einzulösen. Die Re-
gierung agiert derzeit in wich-
tigen Fragen sogar unterhalb 
des Niveaus der Großen Koali-
tion. Mit anderen Worten: Der 
Preis, um die Union fern von der 
Macht zu halten, ist hoch. Die-
ser Preis ist: Weniger politisch 
zu liefern, als es mit der Union 
in der Regierung möglich wäre.

Welchen Anteil hat Kanzler 
Scholz an dieser Stagnation? 

Angesichts der gigantischen 
Herausforderungen macht 
Scholz einen guten Job. Er ist 
nicht sprunghaft und setzt eher 
die langen Linien.

Die Politik erklären aber 
eher die grünen Minister Ro-

bert Habeck und Annalena 
Baerbock. Bundeskanzler 
Scholz wirkt im Vergleich we-
nig präsent. Warum? 

Habeck und Baerbock wir-
ken authentisch und einfühl-
sam. Sie versuchen, den Mög-
lichkeitsraum des Regierens zu 
erweitern. Scholz wird hinge-
gen eher als Moderator wahr-
genommen, der zudem das Me-
dium der symbolischen Politik 
kaum nutzt. Er besucht nicht das 
Flüchtlingszelt vor dem Berliner 
Hauptbahnhof. Er fährt nicht 
nach Kiew. Er verzichtet damit 
auf Symbole, die zeigen, dass er 
mehr als der routinierte, profes-
sionelle Problemlöser ist. Des-
halb sind die Rollen vertauscht. 
Normalerweise ist der Kanz-
ler der Good Guy, die Minister 
sind eher die Bad Guys. Hier ist 
es umgekehrt.

Also müsste Bundeskanzler 
Scholz öfter im Fernsehen auf-
treten?

Nein, er ist ja oft im TV. Und 
er könnte noch viel öfter im TV 
auftreten – das Publikum würde 
es trotzdem nicht bemerken, 
weil er das Medium nicht so nut-
zen will, um wirkliche öffentli-
che Akzente zu setzen. Er nutzt 
die Macht der Bilder nicht und 
erreicht deshalb die Herzen der 
Leute nicht.

Er ist eben kühl, zurückge-
nommen, sachlich. 

Ja, das ist einerseits sehr gut. 
Er ist der Ernsthafte, der die 
Dinge vom Ende her bedenkt. 
Aber wir brauchen auch einen 
lernenden Kanzler, der sich zu-
mindest fallweise der Macht der 
Symbole bedient, um seine Po-
sition zu festigen. Die kluge Mo-
deration hinter verschlossenen 
Türen reicht nicht immer, um 
die Legitimation dieser Regie-
rung abzusichern. Ein Kanzler, 
der zu wenig auf die Öffentlich-
keit zugeht, und zugleich Baer-
bock und Habeck, die als Mi-
nister und Ministerin der Her-
zen auf der Bühne agieren – das 
könnte zu einer Asymmetrie 
des Regierens führen, die den 
Zusammenhalt gefährdet. Die 
zentralen Probleme aber sind 
die SPD-Fraktionsführung, die 
unzureichende Führung durch 
das Kanzleramt und wenig kor-
rekturwillige SPD-Ministerprä-
sidenten. Und die eher destruk-
tive FDP, die nicht in der Lage ist, 
ihre Startposition zu verlassen.

Hat die Ampel keine Zukunft 
mehr?

Sie hat nach wie vor eine Zu-
kunft. Vor allem, wenn sie sich 
stärker am Spirit der Koalitions-
verhandlungen orientiert. Doch 
bislang erkennt man den Spirit 
des ambitionierten Projektes in 
den konkreten Handlungen zu 
wenig.
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Wolfgang Schroeder, 1960 in 
Mayen/Eifel geboren, ist 
Professor im Fachgebiet 
Politisches System der Bundes-
republik Deutschland an der Uni 
Kassel. Er ist Mitglied der 
Grundwertekommission der SPD.

Die Aussichten 
für das 
100-Milliarden-
Bundeswehr-
Paket sind laut 
Wolfgang 
Schroeder 
etwas besser 
als bei der 
Impfpflicht  
Foto: John 
Macdougall/
afp/dpa

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.taz.de%2Fstiftung&eTag=2022-04-21&pub=taz&Typ=PDF&id=stiftung_bln_294760


TAZ�REISEN
UNTER CORONA�REGELN

Wir laden Sie ein, in Begleitung von taz-Journalist*innen fremde Kulturen kennen zu lernen
oder gemeinsam Deutschland zu entdecken. Und die Mitreisenden sind wie die meisten
taz-Leser*innen: weltoffen und interessiert an sozialen und kulturellen Themen.

Wenn Sie mitfahren wollen, bitten wir Sie, sich trotz aller Corona-Unsicherheiten beim
Veranstalter Ihrer Wunsch-Reise anzumelden – – bei den Deutschlandreisen möglichst bis
4 Wochen vor Reisebeginn, bei allen Auslandsreisen möglichst bis Ende Mai.

Nähere Informationen zu allen taz-Reisen im Internet:www.taz.de/tazreisen oder unter Telefon (030) 2 59 02-117
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taz-Reisen 2022 – eine Auswahl
HIER KLICKEN!

Teilnahme leider nur möglich
für Geimpfte bzw. Genesene

Teilnahme leider nur möglich
für Geimpfte bzw. Genesene

Auslandsreisen
Preis immer: HP / DZ / ohne Anreise - Ausnahmenmit Flug: nachMarokko und Iran

Deutschland-Reisen
(Preis immer: HP / DZ / ohne Anreise – Ausnahme: Berlin-Reise ohne Hotel)

mit Thomas Hartmann u. Arman Hosseinpour
ISFAHAN � TEHERAN
17. bis 26. September, ab 2.590 € (inkl. Flug)

mit Kurt Scharf
IRAN KLASSISCH
1. bis 15. Oktober, ab 3.360 € (inkl. Flug)

mit Berlin-Redakteur*innen der taz
BERLIN
22. bis 25. Juni, 4 Tage, ab 470 € (ohne Hotel)

mit Nina Apin
BENEDIKTBEUERN
1. bis 5. August, 5 Tage, ab 790 €

mit Bernd Müllender
NORDEIFEL & HOHES VENN
14. bis 18. Juni, 5 Tage, ab 760 €

mit Holger Pauler
BOCHUM UND ESSEN
�GRÜNES RUHRGEBIET�
2. bis 16. Juli, 5 Tage, ab 840 €

mit Andreas Fanizadeh
RAVENSBURG �BODENSEE�
13. - 17. Juni, 5 Tage, ab 890 €

mit Ralf Sotscheck
IRLAND � NORDIRLAND
16. bis 24. Juli, ab 1.980 €

mit Gabriele Lesser
POLEN
30. Juli bis 7. August, ab 1.290 €

mit Rieke Wiemann
LEIPZIG
28. Juni bis 1. Juli, 4 Tage, ab 740 €

mit Thomas Gerlach
HERRNHUT �OBERLAUSITZ�
12. bis 16. September, 5 Tage, ab 780 €

mit Barbara Oertel
FLENSBURG
9. bis 13. Mai, 5 Tage, ab 790 €

mit Bernd Müllender
AACHEN �EUREGIOMAAS�RHEIN�
19. bis 23. April, 5 Tage, ab 690 €

mit Martin Reichert
SLOWENIEN � TRIEST
17. bis 25. Sept., ab 1.570 €

mit Barbara Oertel u. Tigran Petrosyan
ARMENIEN�GEORGIEN�BAKU
18. bis 30. September, ab 2.470 € (inkl. Flug)

in Deutschland
kurzreisen

in die Zivilgesellschaft
reisen

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Ftaz.de%2FReisen-in-die-Zivilgesellschaft%2F%21p4310%2F&eTag=2022-04-21&pub=taz&Typ=PDF&id=epaper_bln_294812
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Stau im Hafen 
von Shanghai   

Foto: Lu 
Hongjie/picture 

alliance

Der US-Streamingdienst Netflix 
hat erstmals seit mehr als zehn 
Jahren einen Rückgang seiner 
Abonnent:innen verzeichnet. Es 
sind laut der am Dienstag (Orts-
zeit) veröffentlichten Geschäfts-
bilanz nur noch 221,6 Millionen 
– das sind 200.000 weniger als 
zum Ende des vergangenen Jah-
res. Die Aktionär:innen ließen 
die Aktie des US-Unternehmens 
als Reaktion auf die vorgestell-
ten Zahlen um mehr als ein Vier-
tel abstürzen.

Netflix begründete die Ent-
wicklung unter anderem mit 
der Einstellung des Russland-
geschäfts nach Russlands Ein-
marsch in die Ukraine. Dadurch 
seien 700.000 Kund:innen weg-
gefallen. Ansonsten wäre das 
Geschäft also sogar gewachsen, 
wenn auch deutlich schwächer 
als ursprünglich von dem Unter-
nehmen erwartet.

Netflix hatte eigentlich damit 
gerechnet, 2,5 Millionen weitere 
Abos zu gewinnen. Der Strea-
mingdienst hatte in den vergan-
genen beiden Jahren stark von 
der Coronapandemie profitiert. 
Die führte schließlich dazu, dass 
Menschen weltweit mehr Zeit zu 
Hause verbrachten. Ein Flatrate-
Angebot für Filme und Serien 
stand hoch im Kurs.

Indes wächst die Konkurrenz 
in der Branche durch Angebote 
wie etwa Disney+. Als Hemm-
nis für sein Wachstum identi-
fizierte Netflix aber auch die 
Nutzer:innen – nämlich jene, 
die sich über die erlaubte Ge-
rätezahl hinaus die Konten 
teilen. Zu den 221,6 Millionen 
Abonnent:innen kommen nach 
Schätzung des Unternehmens 
mehr als 100 Millionen Haus-
halte hinzu, die Netflix über 
geteilte Abos schauen, ohne 

zu den registrierten Personen 
zu gehören. Laut Netflix-Chef 
Reed Hastings hatte dieser Um-
stand bisher keine hohe Prio
rität, „solange wir schnell ge-
wachsen sind“. Das ändere sich 
jedoch jetzt. Um das nichtzah-
lende Publikum gewinnbrin-
gend zu binden, erwägt Netflix 
laut Hastings auch ein zusätzli-
ches Abo-Modell, nämlich eine 
Sparvariante. Die wäre günsti-
ger als die bisherigen Flatrates, 
dafür gäbe es Werbung. Ähnlich 
handhabt das beispielsweise der 
Musik-Streamingdienst Spotify.

Das könnte auch ein Lösungs-
ansatz für ein Problem sein, das 
der Analyst Rob Enderle sieht – 
und das auch andere Unterneh-
men mit zahlungspflichtigen 
Angeboten betreffen wird: „Die 
Inflation macht sich bemerkbar, 
die Leute beginnen, auf ihr Geld 
zu schauen.“ (taz, afp)

Netflix will nicht teilen

Aus Peking 
Fabian Kretschmer

Wer die Auswirkungen des welt-
weit größten Lockdowns begrei-
fen möchte, sollte sich einmal 
die Karte der internationalen 
Schifffahrt anschauen: Vor der 
chinesischen Ostküste hat sich 
dieser Tage ein Stau an Con-
tainerfrachtern angesammelt, 
der aus der Vogelperspektive 
wie eine riesige Ameisenkolo-
nie aussieht. Über 300 Schiffe 
stecken in den Gewässern rund 
um Shanghai fest, da sie ihre 
Waren nicht abladen können. 
Wenn man die benachbarten 
Häfen von Tianjin bis Ningbo 
noch mit einberechnet, stauen 
sich derzeit gar über 450 Frach-
ter. Die schiere Dimension über-
steigt sogar die chinesischen 
Lockdown-Schockwellen vom 
letzten Jahr deutlich.

Verwundern sollte die Aus-
nahmesituation jedoch nicht. 
Denn seit Ende März steht be-
reits Chinas wichtigste Wirt-
schaftsmetropole de facto still. 
Die meisten der über 25 Millio

nen Einwohner sind in ihre 
Wohnungen eingesperrt, die 
Geschäfte geschlossen, die Stra-
ßen gespenstisch leer. Auch die 
Produktion in den meisten Wer-
ken liegt brach – es sei denn, die 
Unternehmen können den rigi-
den Maßnahmen entsprechen. 
Diese sehen unter anderem vor, 
dass die Fabrikarbeiter über 
Wochen hinweg die Unterneh-
mensräumlichkeit nicht mehr 
verlassen dürfen, auch nicht 
zum Schlafen.

Zumindest der Hafen, das ha-
ben die Behörden stets mit gro-
ßem Stolz betont, würde un-
ter keinen Umständen stillge-
legt. Schließlich ist Shanghai 
der weltweit größte Umschlag-
platz für Waren, allein im letz-
ten Jahr wurden hier über 47 
Millionen Container entladen. 
Auch für die europäische Wirt-
schaft ist er von immenser Be-
deutung. Beobachter gehen aber 
davon aus, dass sämtliche Ter-
minals auf maximal 25-prozen-
tiger Auslastung laufen.

Insbesondere von internatio-
nalen Unternehmen ist deutli-

che Kritik zu vernehmen. Schon 
Anfang April gaben die Hälfte 
aller Unternehmen in einer Um-
frage der deutschen Handels-
kammer an, dass ihre Logistik-
kette vollständig unterbrochen 
oder schwerwiegend beschä-
digt sei – mittlerweile dürfte der 
Wert noch höher liegen.

Die Regierung hat das Prob-
lem erkannt – und am Montag 

unter anderem beschlossen, Lo-
gistikfirmen mehr Kredite und 
finanzielle Hilfen zu gewähr-
leisten. Am Wochenende hat die 
Lokalregierung ebenfalls eine 
Richtlinie herausgegeben, die es 
bestimmten Schlüsselbranchen 
ermöglichen soll, ihre Produk-
tion trotz des Lockdowns wei-
ter aufrechtzuerhalten – etwa 

in den Bereichen Automobile, 
Biomedizin und Halbleiter. Be-
sonders Letztere sind seit Mo-
naten bereits weltweit Mangel-
ware, was Produktionsverzöge-
rungen in etlichen Industrien 
nach sich gezogen hat. Der Lock-
down in Shanghai wird die Lage 
nur mehr weiter verschärfen, da 
in der Wirtschaftsmetropole bis 
zu einem Viertel aller Halbleiter 
aus China hergestellt werden.

Den Kern des Problems wird 
die Regierung aber wohl nicht 
antasten: ihre No-Covid-Strate-
gie. Zu tief ist der propagandis-
tische Graben, den die chinesi-
sche Staatsführung in den letz-
ten zwei Jahren gebuddelt hat. 
Immer wieder hieß es, dass die 
erfolgreiche Null-Covid-Politik 
der Beweis dafür sei, dass das 
chinesische System dem Wes-
ten überlegen ist.

Für Europa, immer stärker 
von der chinesischen Wirtschaft 
abhängig, sind das keine guten 
Neuigkeiten: Die Lockdowns 
werden im Reich der Mitte auf 
absehbare Zeit zum neuen Nor-
malzustand.

Die Regierung hat 
das Problem erkannt, 
wird seinen Kern 
aber nicht antasten

Die chinesischen Lockdowns bremsen die Weltwirtschaft enorm. 
Peking wird wohl dennoch bei der Null-Covid-Strategie bleiben

Stillstand  
in Shanghai

Weniger Nutzer:innen: Der Video-Streamingdienst will strenger mit unzulässig 
geteilten Accounts umgehen und denkt über ein neues Abo-Modell nach

 Zahl des Tages

125.000 
Fahrräder

Die Coronapandemie hat Fahrraddiebe in 
Deutschland effizienter gemacht: Sie 
ergaunerten denselben Wert wie sonst mit 
weniger Diebstählen. Deren Zahl ist im 
vergangenen Jahr auf ein Rekordtief 
gesunken, melden die deutschen 
Versicherer. Insgesamt wurden demnach 
125.000 versicherte Fahrräder 
gestohlen, rund 15.000 weniger als im 
Jahr zuvor. Der Rückgang kommt 
wahrscheinlich daher, dass durch die 
Pandemie weniger Leute unterwegs waren 
und ihre Fahrräder irgendwo abstellten. 
Stattdessen wurden aber mehr 
hochwertige Fahrräder geklaut, auch aus 
Kellern. Der Gesamtschaden lag mit 
110 Millionen Euro ungefähr auf dem 
Niveau des Vorjahres.

Hätte, hätte, Lieferkette

Fürs Klima ist es vielleicht nicht 
die schlechteste Nachricht, aber 
die Automobilwirtschaft ärgert 
sich - genau wie wohl auch so 
manche:r Kaufinteressierte: 
Anhaltende Probleme in den 
Lieferketten und der Ukraine
krieg haben den Autoherstellern 
im März die Absatzzahlen 
verdorben. Die Pkw-Neuzulas-
sungen in der EU sanken im 
Vergleich zum Vorjahresmonat 
um ein Fünftel auf 844.187 
Fahrzeuge, wie der Branchen-
verband Acea am Mittwoch in 
Brüssel mitteilte. Dem deut-
schen Branchenverband VDA 
zufolge waren zudem auch 
andere große Märkte im 
vergangenen Monat im Rück-
wärtsgang. In den USA, wo auch 
leichte Nutzfahrzeuge mitge-
zählt werden, sank der Absatz 
demnach um 22 Prozent auf 
1,25 Millionen, in China um 1,2 
Prozent auf 1,82 Millionen. Die 
Probleme hätten sich durch den 
Krieg in der Ukraine verschärft. 
Innerhalb der großen europäi-
schen Märkte ragen Spanien 
und Italien mit Rückgängen um 
je rund 30 Prozent im März 
heraus. Bei den meisten 
Herstellern sei die Lieferung 
„massiv beeinträchtigt“, meint 
Peter Fuß von der Unterneh-
mensberatung EY. „Mindestens 
bis Herbst dieses Jahres wird 
sich die Situation nicht wesent-
lich verbessern.“ (dpa)

Bundeskartellamt greift Weigerung 
des Konzerns an, vernünftig mit 
Onlineplattformen zu kooperieren

Von Anja Krüger

Es wirkt wie ein bloßer bürokratischer Akt, hat 
für die Bahnbranche aber weitreichende Fol-
gen: Das Bundeskartellamt hat die Deutsche 
Bahn abgemahnt. Die Behörde kritisiert, dass 
der Staatskonzern für Reisende wichtige Da-
ten nicht an Mobilitätsplattformen weiter-
gibt und Onlineticketverkäufer mit restrikti-
ven Vorschriften wie Werbeverboten belegt.

Die Deutsche Bahn macht unabhängigen 
Fahrkartenverkäufern im Internet den Ver-
trieb ihrer Tickets sehr schwer. Buchungs-
plattformen wie Omio oder Trainline verkau-
fen Tickets für verschiedene Verkehrsmittel 
in Europa und teilweise andere Länder. Mit-
hilfe ihrer Programme können Nutzer:innen 
Preise vergleichen und Verbindungen finden, 
die über die Angebote der Deutschen Bahn 
nicht recherchierbar sind. Aber: Kund:innen 
können nicht an Rabattaktionen, Bonuspunkt- 
oder Cashback-Programmen der Deutschen 
Bahn teilnehmen, wenn sie über die Plattfor-
men Tickets kaufen. Der Staatskonzern stellt 
den Plattformen keine Prognosedaten zur Ver-
fügung, sodass diese die Reisenden nicht über 
Verspätungen, Zugausfälle oder Gleiswechsel 
informieren können. Außerdem macht der 
Konzern Vorschriften zu Preisen und verbietet 
Werbung mit bahnspezifischen Begriffen. Die 
Provisionen sind teils so niedrig, dass der Ti-
cketverkauf nicht oder kaum die Kosten deckt.

Das Bundeskartellamt hat bereits 2019 das 
Verfahren gegen die Deutsche Bahn wegen 
möglicher Behinderungen der Plattformen 
eingeleitet. Die Behörde ist nun „zu dem vor-
läufigen Ergebnis gekommen, dass bestimmte 

Verhaltensweisen und Vertragsklauseln der 
Deutschen Bahn (DB) gegenüber Mobilitäts-
plattformen einen Missbrauch von Markt-
macht darstellen“. Die Plattformen bieten die 
Planung von Routen mit verschiedenen Ver-
kehrsmitteln an, bei denen die Schiene eine 
wichtige Rolle spielt, etwa die Kombination 
von Zug, Flugzeug, Fernbus oder Leihrädern. 
„Viele dieser Mobilitätsdienstleistungen sind 
ohne die Einbindung der DB nicht denkbar“, 
sagt Andreas Mundt, Präsident des Bundes-
kartellamtes. „Daher sind wir der Auffassung, 
dass die Mobilitätsanbieter zum Beispiel einen 
Anspruch auf die Verkehrsdaten der Bahn wie 
Verspätungen oder Zugausfälle haben.“ Die 
Deutsche Bahn verweigert aber die Heraus-
gabe dieser Daten und zwingt Reisende so auf 
ihre Internetseite oder App. Das erschwert an-
deren Verkehrsunternehmen, für die Plattfor-
men ein wichtiger Vertriebskanal sind, den Zu-
gang zu Kund:innen.

Das Bundeskartellamt hat Plattformen und 
Deutscher Bahn den 314 Seiten füllenden Ent-
wurf für einen Beschluss in der Sache über-
mittelt. Alle Seiten haben vier Wochen Zeit, 
ihn zu akzeptieren oder zu widersprechen und 
gegebenenfalls zu klagen. Die Deutsche Bahn 
prüfe den Entwurf rechtlich, so ein Sprecher. 
„Inhaltlich geht es um neuartige Fragestellun-
gen zum Onlinevertrieb, zu denen es bislang 
an gefestigter Rechtsprechung und Behörden-
praxis fehlt.“

Mobilitätsplattformen begrüßen die Ent-
scheidung des Bundeskartellamtes. Sie bringe 
Vorteile für Reisende und werde die Verkehrs-
verlagerung auf die Schiene beschleunigen, 
erklärte ein Sprecher von Trainline. Das sieht 
auch Omio-Chef Naren Shaam so. „Der nun be-
stätigte rechtliche Rahmen kann für Menschen 
aus Deutschland und aus dem Ausland von 
großer Bedeutung sein, da es nun hoffentlich 
einfacher wird, den Wechsel hin zu ökologisch 
nachhaltigen Transportmitteln wie der Bahn 
zu gestalten“, sagte er. „Wir sehen auf nationaler 
und EU-Ebene aktuell viele positive Bemühun-
gen, hier mehr Vorfahrt für digitale Innova-
tion zu schaffen.“ Auch in Spanien und Frank-
reich gibt es laut Omio ähnliche Verfahren ge-
gen Bahnkonzerne. Dass Zugunternehmen die 
Herausgabe von wichtigen Daten verweigern, 
ist eine der größten Hürden beim Aufbau ei-
nes europäischen Buchungssystems. Ohne so 
ein System wird es aber kaum möglich sein, 
innerhalb Europas Flugreisen durch Zugfah-
ren zu ersetzen.

Eine ordentliche 
Klatsche für die 
Deutsche Bahn

Die Deutschen Bahn 
missbraucht ihre Marktmacht, 
findet das Bundeskartellamt

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2022/20_04_2022_Bahn.html;jsessionid=128DB6DD414E75DFAF1799CCCFF96CDF.2_cid390
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2022/20_04_2022_Bahn.html;jsessionid=128DB6DD414E75DFAF1799CCCFF96CDF.2_cid390
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Interview  
Heike Holdinghausen

taz: Herr Oberle, wichtige Vor-
verhandlungen für ein neues 
internationales Artenschutz-
abkommen sind kürzlich er-
gebnislos geblieben. Haben wir 
noch Aussicht auf ein richtig 
effektives, wirksames Arten-
schutzabkommen ab nächs-
tem Herbst?

Bruno Oberle: Sie sprechen 
von den Verhandlungen in Genf 
und in Nairobi in den vergange-
nen Wochen. Das waren Diskus-
sionen auf technischer Ebene, da 
trafen sich Fachleute und Be-
amte mit engen Verhandlungs-
mandaten. Auf dem Treffen der 
Mitgliedsstaaten in Kunming 
im Herbst, der Conference of 
the Parties (COP), kommen die 
Regierungen zusammen. Da 
wird es einen Durchbruch ge-
ben. Vor allem dann, wenn die 
chinesische Präsidentschaft ak-
tiver wird.

Beobachter berichten, dass 
China bislang kaum Interesse 
an einem starken Abkommen 
zeigt. 

Bislang ist die Präsidentschaft 
relativ zurückhaltend gewesen, 
das stimmt. Ich nehme aber an, 
dass die Regierung eine profi-
liertere Rolle annehmen wird, 
sie sind ja sehr erfahren in sol-
chen Dingen.

Wie sollen angesichts des 
Ukrainekriegs China, Russland 
und der Rest der Welt gemein-
sam ein gutes Abkommen zum 
Artenschutz beschließen?

Das ist extrem schwierig zu 
sagen. Der Krieg hatte bereits 
begonnen, als die Unea, die 
große UN-Umweltversamm-
lung in Nairobi, zusammenkam. 
Diese Versammlung war die er-
folgreichste, die dieses Gre-
mium je hatte. Offenbar kann 
die Krise der internationalen 
Gemeinschaft auch den Effekt 
haben, dass die Länder zusam-
menrücken. Nach dem Motto, es 
kann doch nicht sein, dass wir 
in einen Zustand der gewalttä-
tigen Konfliktlösung zurück-
fallen, Verhandlungen müssen 
immer möglich sein. Es könnte 
sein, dass diese Haltung sich 
auch in Kunming durchsetzt.

Um schnell unabhängig von 
Öl, Kohle und Gas aus Russ-
land zu werden, werden vor 
allem technische Lösungen 

Das Artensterben gefährdet unsere Ernährung, warnt der Chef der Weltnaturschutzunion. 
Regierungen müssen handeln, auch wenn gleichzeitig noch andere Krisen herrschen

„Artenschutz ist kein Nice-
to-have in guten Zeiten“

Im Juni soll es losgehen können mit 
dem Sparticket, mit dem die Ampel-
Koalition Bürger:innen entlasten will

Von Anja Krüger

Noch gibt es keinen offiziellen Beschluss, aber 
dennoch eine Einigung: Die wesentlichen Fra-
gen zum geplanten 9-Euro-Ticket für den Nah-
verkehr hat die zuständige Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe nach Angaben einer Sprecherin 
der Landesverkehrsministerkonferenz geklärt. 
Es kann demnach am 1. Juni starten und soll 
bundesweit gelten.

 Das Angebot gehört zu dem Paket, mit dem 
die Bundesregierung die Bürger:innen ange-
sichts der hohen Sprit- und Energiepreise ent-
lasten will. Es soll über drei Monate laufen. Für 
9 Euro sollen Interessierte einen Monat lang 
den öffentlichen Nahverkehr nutzen können. 
Über die Details haben sich nun Vertreter:in
nen von Verkehrsunternehmen, Bund und Län-
dern verständigt.

Das Ticket soll pro Kalendermonat gelten, 
und zwar im Juni, Juli und August. Gleitende 
Zeiträume, etwa von Mitte Juli bis Mitte August, 
sind nicht vorgesehen. Erhältlich ist das Ticket 
über die jeweiligen Verkehrsunternehmen vor 
Ort, etwa an Schaltern in Kund:innenzentren. 
Es soll auch digital verkauft werden, zum Bei-
spiel über die Apps der Verkehrsverbünde. 
Ob es an Fahrkartenautomaten erhältlich ist, 
hängt von den jeweiligen Verkehrsverbünden 
ab.

Auch Stammkund:innen sollen profitieren. 
„Personen mit einer Monatskarte bekommen 
den zu viel gezahlten Betrag als Treuebonus er-
stattet“, sagte die Sprecherin der Bremer Ver-
kehrssenatorin, Maike Schaefer (Grüne), die 
zurzeit Vorsitzende der Konferenz der Länder
verkehrsminister:innen ist. Stammkund:innen 
müssen nach Angaben des VDV nichts unter-
nehmen. Sie werden von dem jeweiligen Ver-
kehrsbetrieb kontaktiert.

Gültig ist das Ticket im gesamten öffentli-
chen Nahverkehr – und zwar bundesweit. Es gilt 
also in Linienbussen, U-, S- und Straßenbah-
nen, Regionalbahnen, Regionalexpress-Bah-
nen und mancherorts wie in Hamburg oder 
Berlin auch auf Fähren. Im Fernverkehr kann 
das Ticket nicht genutzt werden. Also: Wer in 
Erlangen ein 9-Euro-Ticket kauft, kann damit 
auch in Dessau oder Kiel fahren – muss aber 
die Fahrt zwischen den Städten extra bezahlen.

Der Bund hat zugesagt, die Kosten für das Ti-
cket komplett zu übernehmen. Laut dem Ver-
band Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) 
fallen insgesamt rund 2,5 Milliarden Euro an.

Die Nahverkehrsunternehmen wurden von 
dem Vorstoß der Bundesregierung überrascht. 
Weil viele Gremien zustimmen und Fragen ge-
klärt werden müssen, ist die Umsetzung für sie 
nicht einfach. Gleichzeitig ist das Angebot für 
die Branche eine große Chance. Der öffentli-
che Nahverkehr leidet noch immer unter der 
Coronapandemie, die Fahrgastzahlen liegen 
weit unter Vorkrisenniveau. Das 9-Euro-Ticket 
dürfte neue Fahrgäste bringen. Damit die dau-
erhaft gehalten werden können, planen Unter-
nehmen nach Angaben des VDV Anschlussan-
gebote.

Einigung beim 
9-Euro-Ticket  
für den ÖPNV

diskutiert: mehr und schnel-
ler Windräder bauen, zum 
Beispiel. Kommt naturbasier-
ter Klimaschutz, etwa die Wie-
dervernässung von Mooren, 
unter die Räder?

Es ist eine mögliche Entwick-
lung, dass jetzt alle mehr auf 
Technik setzen. Wir wissen, dass 
viele Länder eine größere Auto-
nomie bei der Energie- als auch 
bei der Nahrungsmittelproduk-
tion anstreben. Sobald man dies 
versucht, werden dafür alle Mög-
lichkeiten und alle Ressourcen 
mobilisiert. Das kann dann den 
Naturschutz zurückwerfen. Auf 
der anderen Seite wissen wir, 
dass die Erhaltung der Biodiver-
sität und der intakten Ökosys-
temleistungen Voraussetzung 
für die langfristige Existenz un-
serer Gesellschaft ist. Nahrungs-
mittelsicherheit kann kurzfris-
tig angestrebt werden, indem 
man Produktionsflächen aus-
dehnt. Langfristig benötigt man 
dafür aber eine intakte Biodiver-
sität. Kurzfristige Sicherheit ge-
gen langfristige Unsicherheit 
auszutauschen wäre nicht sinn-
voll. Das ist auch den Entschei-
dungsträgern bewusst.

Wirklich? Im Zuge des Ukra-
inekriegs dreht die EU doch die 
Bemühungen für eine ökologi-
schere Landwirtschaft zurück. 
Woher nehmen Sie Ihren Op-
timismus?

Ich bin nicht optimistisch. 
Es ist eine Tragödie, dass wir 

durch diesen Krieg in Europa 
auf ganz vielen Wegen zurück-
geworfen werden. Aber langfris-
tig können wir nur auf einem in-
takten Planeten überleben. Ich 
hoffe, die Erkenntnis setzt sich 
durch, dass es kein Entweder-
oder sein muss. Es gibt viele 
Maßnahmen, mit denen die 
Gesellschaften ihre Wirtschaf-
ten ankurbeln und die Biodi-
versität schützen können. Die 
EU hat ja versucht, diese Philo-
sophie umzusetzen. Sie hat etwa 
2,2 Billionen Euro ausgegeben, 
um die europäische Wirtschaft 
zu stützen. Aber nur ein Bruch-
teil davon stand im Einklang mit 
dem Umweltschutz, und nur ein 
paar wenige Prozent im Ein-
klang mit dem Schutz von Ar-
tenvielfalt und natürlichen Le-
bensräumen. Hier gibt es also 
sehr viel Luft nach oben, aber 
möglich ist es.

Was kann die Bundesregie-
rung hier im Rahmen ihres G7-
Vorsitzes erreichen? 

Sie hat hohe Ziele formu-
liert, den Schutz der Biodiversi-
tät, die nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen, die Transformation 
der Energiesysteme. Ich gehe da-
von aus, dass diese Ziele nicht 
gestrichen werden. Sie wird 
nach Möglichkeiten suchen, 
diese Ziele mit den derzeiti-
gen Herausforderungen in Ein-
klang zu bringen. Es ist möglich, 
nachhaltige, erneuerbare Ener-
gien durchzusetzen und gleich-

Das Moor im 
Grumsiner 
Forst in 
Brandenburg 
verbindet 
Arten- mit 
Klimaschutz  
 Foto: Berthold 
Steinhilber/laif

Bruno Oberle 
ist Biologe 
und seit 2020 
Generaldirek-
tor der 
Weltnatur
schutzunion 
IUCN, des 
globalen 
Dachverbands 
von Natur
schutzver
bänden und 
-behörden.
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Das Problem und die Lösungen

Ein knappes Drittel der laut Weltnaturschutzunion 
138.000 Tier- und Pflanzenarten gilt als „gefähr-
det“, „stark gefährdet“ oder sogar „vom Ausster-
ben bedroht“. Hauptschuldiger ist der Mensch, 
teils durch die unmittelbare Zerstörung von 
Lebensräumen, teils durch die Klimakrise. Letztere 
versuchen die Regierungen der Welt durch das 
Pariser Weltklimaabkommen zu mindern. Gegen 
Ersteres soll es bald ein eigenes internationales 
Abkommen geben – wenn die durch Corona 
mehrfach verschobenen Verhandlungen im 
chinesischen Kunming erfolgreich sind. Es geht 
zum Beispiel darum, wie viel Fläche auf der Erde 
bis 2030 unter Schutz gestellt wird.

zeitig Energiesouveränität anzu-
streben. Ich hoffe, dass Deutsch-
land diese Themen hochhält.

Mal ehrlich, Krieg, Klima-
wandel, Pandemie – und jetzt 
noch die Biodiversitätskrise?

Der Schutz der Biodiversi-
tät ist kein Nice-to-have in gu-
ten Zeiten. Er ist eine Notwen-
digkeit für unsere Gesellschaf-
ten. Das gilt auch unter widrigen 
Umständen, während einer Pan-
demie, während eines bewaffne-
ten Konflikts. Sonst sind unsere 
Gesellschaften in Gefahr. Diese 
Gefahr ist nicht unmittelbar, 
aber ihre Kosten und Fakten 
sind bekannt. Zu sagen, dass wir 
uns gerade nicht mit der Biodi-
versitätskrise befassen können, 
weil andere Probleme wichtiger 
sind – das ist keine Option.
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Eine Prise
Luisenhaller Tiefensalz.
Naturbelassenes Salz aus
einer traditionell arbeiten-
den Saline in Göttingen. Das
Salz wird als konzentrierte
Sole aus der Tiefe geholt und
in flachen Pfannen erhitzt.
Ohne chemische Zusätze,
kann universell in der Küche
eingesetzt werden.
Jeweils 300 g im Leinen-
säckchen.
Artikel-Nr.
12763 grob
12762 fein
Jeweils € 4,20

Flor de Sal. Die kostbaren Salzkristalle
werden in einer inhabergeführten,
kleinen Saline in einem geschützten
Naturpark an der Ost-Algarve von Hand
abgehoben. Streng auf Rückstände kon-
trolliert undmehrfach prämiert. Der
Deckel des handgefertigtes Tontopfes
kann als Servierschale genutzt werden.
Hergestellt von der Lebensmittelmanu-
faktur Miriam Eva Kebe in Berlin.
Inhalt jeweils: 100 g.
Artikel-Nr.
12783 im Tontopf, € 13,90
12782 imWeckglas, € 7,90
12786 Butterbrotsalz,mit gerösteten

Zwiebeln, Majoran, Petersilie,
Pfeffer, Thymian, Koriander und
Lorbeer. € 7,50

Gewürzsalze. Vielseitig und schmack-
haft zum einfachen und raffinierten
Würzen von vielerlei Speisen. Mit Ge-
würzen aus kontrolliert biologischem
Anbau. Mit Sal Marinho aus Portugal.
Der volle Geschmack wird durch leich-
tes Zerstoßen imMörser entfaltet.
Hergestellt von der Lebensmittelmanu-
faktur Miriam Eva Kebe in Berlin.
Artikel-Nr.
12785 Mee(h)r Salz Nr. 4.Mit Ingwer,

Ringelblumenblütenblättern und
Kurkuma, 120 g.

12784 Mee(h)r Salz Nr. 3.Mit Rosen-
blüten und Chili, 115 g.

Jeweils € 7,50

Windmühlenmesser. Seit 1872 werden in der Solinger Manufaktur
Messer von außergewöhnlicher Qualität und Form gefertigt – immer
noch von Hand und nach dem Prinzip des »Solinger Dünnschliffes«.
Dadurch sind sie besonders scharf und schnitthaltig.
Schälmesser Vogelschnabel. Zum Schälen und Entkernen von Obst
und Gemüse, zum Schneiden in der Hand. Rostfrei. Griff aus Kirsche.
Klinge: 5,9 cm.
Artikel-Nr. 11794, € 16,50
Gemüsemesser Klassiker. Schneidet in der Hand und auf dem Brett,
schält und entkernt. Auch für Fisch und Fleisch. Nicht rostfrei. Griff
aus Kirsche. Klinge: 8,5 cm.
Artikel-Nr. 11795, € 15,00
Frühstücksmesser Buckels. Altdeutsches Tafelmesser zum Schnei-
den und Streichen. Für Brot, Butter, Käse und Hartwurst. Rostfrei. Griff
aus Pflaume. Klinge: 11,8 cm.
Artikel-Nr. 11793, € 25,00
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Ölraffinerie in 
Libyen: Wer hier 

das Sagen hat, 
beherrscht 

Libyens 
Staatsfinanzen 

und Europas 
nächstliegende 

Alternative zu 
russischem Öl

Foto: Max 
Becherer/

Polaris/laif

Von Mirco Keilberth

In Libyen droht der Konflikt zwi-
schen den rivalisierenden Pre-
mierministern in einen neuen 
Krieg zu eskalieren. Nachdem 
Bewaffnete am Montag zwei 
Ölhäfen besetzten, verfügte die 
staatliche Ölgesellschaft NOC ei-
nen Exportstopp wegen „Force 
majeure“ (höherer Gewalt).

Viele Libyer sehen darin das 
erste Anzeichen für den nächs-
ten internationalen Stellvertre-
terkrieg in Afrikas ölreichstem 
Land. Seit dem Wochenende ist 
die Ölförderung in immer mehr 
Orten unter dem Druck von Be-
waffneten eingestellt worden. Es 
handelt sich um Ölquellen im 
Machtbereich des ostlibyschen 
Generals Chalifa Haftar, der be-
reits 2019–2020 Krieg gegen die 
Regierung in der Hauptstadt Tri-
polis geführt hatte und nun er-
neut den Regierenden in Tripo-
lis den Kampf ansagt. Er wird 
von Russland unterstützt.

Die Ausrufung von Force ma-
jeure entbindet nach internati-

onalem Wirtschaftsrecht Ver-
tragspartner von der Einhaltung 
der Verträge. „Das gilt bereits in 
vielen Bereichen des öffentli-
chen Lebens und der Politik in 
Libyen“, sagt Analyst Ayoob Su-
fian aus Zuwara und warnt: „Ich 
sehe derzeit keine friedliche Lö-
sung der Situation.“

Seit Mitte Januar halten sich 
sowohl der Geschäftsmann Ab-
dulhamid Dbaiba als auch der 
ehemalige Innenminister Fathi 
Bashaga für die legitimen Re-
gierungschefs Libyens. Dbaiba 
wurde im Januar 2021 im Rah-
men eines UN-Verhandlungs-
prozesses in Genf für ein Jahr 
zum Übergangspremier er-
nannt – der 63-jährige Millionär 

sollte Wahlen vorbereiten, um 
Libyen eine neue, vom vorheri-
gen Bürgerkrieg unbeleckte Re-
gierung zu geben. Doch nach der 
Kandidatur von Warlord Haftar 
und Gaddafi-Sohn Seif al-Islam 
drohten westlibysche Milizen 
mit der Stürmung der Wahlbü-
ros. Wenige Tage vor dem Wahl-
tag 24. Dezember wurden die 
Wahlen auf unbestimmte Zeit 
verschoben.

Dass Dbaiba dann als Über-
gangspremier im Amt blieb, 
lehnte das Haftar-Lager im Os-
ten des Landes ab und fand mit 
dem ehemaligen Innenminister 
Fathi Bashaga einen Gegenpre-
mier. Der Reifenhändler hatte 
sich als Minister mit dem Mili-
zenkartell in Tripolis angelegt 
und musste nach Drohungen 
fliehen. Januar 2022 wählten 
ihn die Parlamentarier in Ostli-
byen zum neuen Premierminis-
ter. Die Umstände glichen einer 
Force majeure der demokrati-
schen Regeln: Bashagas Gegen-
kandidat wurde bei der Einreise 
festgesetzt, nach kurzem Heben 

Damit bekäme 
Russland gegenüber 
Europa ein effektives 
energiepolitisches 
Druckmittel 

Cyberangriff auf Katalanenführer

Aus Madrid Reiner Wandler

Unabhängigkeitspolitiker und 
-aktivisten aus dem nordost-
spanischen Katalonien sind 
über ihre Handys ausspioniert 
worden. Das machte jetzt die 
kanadische Gruppe Citizen Lab 
öffentlich. Mindestens 65 Perso-
nen wurden demnach von 2017 
bis 2020 Ziel von Spyware-An-
griffen – darunter der jetzige 
Präsident der Autonomieregie-
rung Pere Aragonès und seine 
Vorgänger Quim Torra, Artur 
Mas und der im belgischen Exil 
lebende Carles Puigdemont.

Citizen Lab, eine Einrichtung 
der University of Toronto, taufte 
den Fall CatalanGate in Anleh-
nung an den Watergate-Skan-
dal der USA. Zum Einsatz kamen 
die israelischen Spywares Pega-
sus und Candiru. Dazu wurden 
Links verschickt mit der Auf-

forderung, das Telefon zu aktu-
alisieren oder mit vermeintli-
chen Infos der spanischen Sozi-
alversicherung. Von 51 Personen 
konnten fortan die Handys aus-
gelesen werden. Pegasus erlaubt 
zudem die Fernsteuerung von 
Kamera und Mikrofon.

Neben den vier katalanischen 
Präsidenten wurden Mitglie-
der der Zivilgesellschaft, Ab-
geordnete des katalanischen 
Parlaments und des Europa-
parlaments sowie einige ih-
rer Angehörigen Opfer des An-
griffs. Auch Anwälte wurden 
ausspioniert, so Puigdemonts 
Rechtsbeistand Gonzalo Boyé 
und Andreu Van den Eynde, 
Strafverteidiger des ehemali-
gen Stellvertreters von Puigde-
mont, Oriol Junqueras, der mit 
elft weiteren Unabhängigkeits-
befürwortern zu hohen Haft-
strafen verurteilt wurde. Sie hat-

ten im Oktober 2017 ein Referen-
dum über die Unabhängigkeit 
Kataloniens abhalten lassen.

Citizen Lab kann „die Opera-
tion nicht hieb- und stichfest ei-
ner bestimmten Regierung zu-
schreiben“. Doch würden „eine 
Reihe von Umständen auf Ver-
bindungen zu einer oder mehre-
ren spanischen Regierungsein-
richtungen“ hinweisen. Spani-
ens Innenministerium erklärte, 
es habe ebenso wenig wie die Po-
lizei Zugang zu Pegasus. Doch 
ermittelte die Tageszeitung El 
País bereits im Juni 2020, dass 
der spanische Geheimdienst 
CNI Kunde der israelischen Soft-
wareschmiede NSO ist, von der 
Pegasus stammt. Das Blatt be-
richtete schon damals über An-
griffe auf die Telefone katalani-
scher Politiker.

Citizen Lab hat Pegasus be-
reits 2018 auf Telefonen in 

45 Ländern festgestellt. Die 
Softwarefirma NSO will davon 
ebenso wenig gewusst haben 
wie vom CatalanGate. Das Pro-
gramm, das nur an Regierungen 
verkauft wird, diene dem Kampf 
gegen die organisierte Krimina-
lität und den Terrorismus, heißt 
es immer wieder aus Tel Aviv.

Kataloniens Regierungschef 
Aragonès sieht „eine neue GAL 
Version digital“. Die GAL war 
eine Gruppe, die in den 1980er 
Jahren einen schmutzigen Krieg 
gegen baskische Separatisten 
führte. Unidos Podemos, der 
kleinere Partner in Spaniens 
Koalition des Sozialisten Pedro 
Sánchez, fordert, die Verant-
wortlichen zur Rechenschaft zu 
ziehen. Während der Cyberspio-
nage regierten der konservative 
Mariano Rajoy und Sánchez, da-
mals noch ohne Koalition.
meinung + diskussion 12

Im spanischen Katalonien sind 65 Personen aus der Unabhängigkeitsbewegung drei Jahre lang über ihre 
Handys ausspioniert worden, mutmaßlich von der konservativen wie der sozialistischen Zentralregierung

Der von Russland unterstützte General Haftar unterhält im Osten des Landes erneut eine 
rivalisierende Regierung, reaktiviert seine Kommandozentrale und legt den Ölexport lahm

In Libyen droht ein neuer 
Stellvertreterkrieg

der Arme der nicht vollzähligen 
Parlamentarier erklärte Parla-
mentspräsident Saleh kurzer-
hand die einstimmige Wahl Bas-
hagas, ohne die Stimmen zu zäh-
len. „Ich werde diese Farce nicht 
anerkennen und mein Amt nur 
an einen vom Volk gewählten 
Regierungschef abgeben“, kom-
mentierte in Tripolis Dbaiba den 
Coup in Ostlibyen.

So findet sich Libyen mit zwei 
konkurrierenden Regierungen 
wieder. Beobachter wie Ayoob 
Sufyan glauben, dass der Kreml 
nun auf das Triumvirat Haftar, 
Bashaga und Saleh setzt. Mit de-
ren Machtübernahme in Tripo-
lis würde Russland gegenüber 
Europa ein effektives ener-
giepolitisches Druckmittel in 
die Hand bekommen – aus Li-
byen wurde in den letzten Wo-
chen vermehrt Rohöl nach Ita-
lien und in andere europäische 
Länder verladen, die auf der Su-
che nach Alternativen zu russi-
schem Öl und Gas sind.

In Tripolis hat man den 
18-monatigen Belagerungskrieg 
von General Haftar mit zahlrei-
chen Toten nicht vergessen und 
nimmt Bashaga übel, mit einem 
Kriegsverbrecher zu paktieren. 
Offiziere Haftars bestätigten 
am Mittwoch gegenüber der 
taz, dass die Befehlszentrale des 
Generals in Gaddafis ehemali-
ger Heimatstadt Sirte reakti-
viert worden sei. Von dort hatte 
Haftar 2019 seine Offensive auf 
Tripolis organisiert. Jetzt berich-
ten Bewohner der Stadt erneut 
von verstärkten Patrouillen ost-
europäischer Wagner-Söldner 
– auf die Scharfschützen und 
Sprengstoffexperten der russi-
schen Wagner-Gruppe konnte 
sich Haftar bereits während des 
Krieges verlassen.

Eigentlich wird der in Li-
byen geltende Waffenstillstand 
von der „5 plus 5“-Kommission 
überwacht, in der jeweils fünf 
Offiziere der beiden Kriegsgeg-
ner Eskalationen bisher erfolg-
reich verhindern konnten. Doch 
Mitte April verließen die Vertre-
ter Haftars das von der UNO ge-
schaffene Format. Sie protestier-
ten damit gegen die Weigerung 
der Milizen in Tripolis, Bashaga 
in die Stadt zu lassen.

Rechte Israelis rufen zum Marsch 
durch Jerusalem auf und demons­
trieren vor aufgelöster Siedlung

Aus Tel Aviv Judith Poppe 

Die „Jugend der Altstadt“ und andere ultrazi-
onistische jüdische Gruppierungen haben für 
Mittwoch einen Marsch rund um die Altstadt 
Jerusalems angekündigt. Der Marsch ist nicht 
mit dem sogenannten Flaggenmarsch zu ver-
wechseln, ist aber an ihn angelehnt. Mit diesem 
feiern rechte Israelis die Eroberung Ostjerusa-
lems im Sechstagekrieg 1967. Traditionell fin-
det dieser Marsch jedes Jahr zum Jerusalem-
Tag statt, in diesem Jahr Ende Mai. Für die Pa
lästinenser:innen bedeutet er jedes Mal eine 
Provokation. Im vergangenen Jahr war der Flag-
genmarsch Teil der explosiven Mischung, die 
den Kriegsausbruch zwischen Hamas und Is-
rael mit verursacht hatte.

Wie auch beim Flaggenmarsch wollen die 
Teilnehmenden nun ans Damaskustor ziehen 
und dort tanzen. Das Tor ist der Haupteingang 
zum arabischen Teil der Altstadt und zentraler 
Treffpunkt von Muslim:innen im Ramadan. Im 
Vorfeld zum Marsch drohte die militante Orga-
nisation Hamas: „Der Finger ist am Abzug.“ Um 
eine weitere Eskalation zu verhindern, hat die 
Polizei den Marsch verboten. Die Organisato
r:innen kündigten an, ihn trotzdem durchzu-
ziehen, und beschuldigten die Regierung von 
Ministerpräsident Naftali Bennett, „vor dem 
Terror zu kapitulieren“. Am Vormittag waren 
einige Hundert jüdische Gläubige unter paläs-
tinensischem Protest und mit Begleitung der 
israelischen Polizei auf den Tempelberg gezo-
gen. Besuche dort sind ihnen zu bestimmten 
Zeiten erlaubt, nicht aber Gebete. 

Will Naftali Bennett, der auch Vorsitzender 
der rechten Siedlerpartei Yamina ist, die Regie-
rung am Leben halten – nachdem bereits eine 
rechte Politikerin zurücktrat und ihr so die oh-
nehin dünne Mehrheit entzog, sowie die isla-
mische Ra’am-Partei ihre Beteiligung aussetzte  
–, muss er eine weitere Eskalation verhindern, 
und den Marsch möglichst klein halten. Da-
bei ist er im Fall von Neuwahlen auf ebenjene 
ultrazionistischen Teilnehmer:innen des Mar-
sches angewiesen.

Am Dienstag waren Tausende rechte De
monstrant:innen zur geräumten Siedlung 
Homesh im Westjordanland gezogen. Ur-
sprünglich hatte Verteidigungsminister 
Benny Gantz angekündigt, ihnen keinen Mi-
litärschutz zukommen zu lassen, sich aber in 
letzter Minute umentschieden. Bei dem Um-
zug wurden laut Angaben des Palästinensi-
schen Roten Halbmonds 79 Palästinenser:in
nen verletzt. Der ultrarechte Abgeordnete It-
amar Ben Gvir, sowie Idit Silman, die Anfang 
April aus der Regierungskoalition ausgestiegen 
war, nahmen unter anderem daran teil. 

Provokative 
Machtdemons­
trationen
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Von Daniel Zylbersztajn-
Lerwandowski (London)  
und Simone Schlindwein 
(Kampala)

Eine Woche nachdem sie ein Ab­
kommen mit Ruanda zur Wei­
terverarbeitung und Aufnahme 
von illegal ins Vereinigte König­
reich eingereisten Asylbewerbe­
r:innen in dem ostafrikanischen 
Land schloss, sieht sich Großbri­
tanniens konservative Innenmi­
nisterin Priti Patel weiter von 
Vorwürfen und offenen Fragen 
konfrontiert. Dem Abkommen 
zufolge sollen Flüchtlinge, die 
per Boot über den Ärmelkanal 
nach Großbritannien kommen, 
nach Ruanda geflogen werden 
und dort Asyl erhalten.

Die Maßnahmen sollen der 
Abschreckung dienen, um, so 
Patel, den Schleusergangs das 
Handwerk zu legen, die hinter 
vielen Überfahrten in Schlauch­
booten aus Frankreich über den 
Ärmelkanal stecken. Zudem sol­
len die derzeitigen hohen Kos­
ten der Unterbringung von Asyl­
suchenden – derzeit umgerech­
net 5,6 Millionen Euro pro Tag 
– durch die Schnellüberstellung 
nach Ruanda gesenkt werden.

2021 waren rund 28.300 
Menschen in kleinen Booten 
über den Ärmelkanal gekom­
men. Von der Küstenwache an 
Land gebracht, warten sie nun 
in Großbritannien auf den Aus­
gang ihres Asylverfahrens. Zu­
rückschicken kann London sie 
seit dem Brexit nicht mehrt. 
Dieses Jahr hält der Zustrom an, 
die britische Regierung schätzt, 
dass die Zahl sich verdoppeln 
könnte. Etwa zwei Drittel aller 
Menschen, die den Ärmelkanal 
überqueren, wird am Ende Asyl 
gewährt.

Das Programm, die Schutzsu­
chenden stattdessen nach Ru­
anda zu schicken, würde Men­
schenleben retten und Flüch­
tende in ein sicheres Land 
bringen, sagt die britische Re­
gierung. Ruandas Außenminis­
ter Vincent Biruta betonte bei 
der Unterzeichnung des Flücht­
lingsdeals mit Priti Patel in Ki­
gali am Donnerstag vergange­
ner Woche, Ruanda „begrüße“ 
diese Partnerschaft mit dem 
Vereinigten Königreich: „Hier 
geht es darum sicherzustellen, 
dass die Menschen geschützt, 
respektiert und befähigt wer­
den, ihre eigenen Ambitionen 
voranzutreiben und sich dau­
erhaft in Ruanda niederzulas­
sen, wenn sie dies wünschen.“

Ruandas Regierung erhält 
dafür aus London 120 Millio­
nen Pfund (144 Millionen Euro). 
Der sogenannte Ökonomische 
Transformations- und Integra­

Großbritannien will Flüchtlinge, die in Booten über den Ärmelkanal 
kommen, nach Ruanda verlegen. Der Deal stößt auf heftige Kritik

„Boat People“ 
schlagen Wellen

China sichert sich Rechte in den 
Salomonen und löst in Australien 
und Neuseeland damit Ängste aus

Von Sven Hansen

Die südpazifischen Salomonen und China ha­
ben ein umstrittenes Sicherheitsabkommen 
unterzeichnet. Das bestätigte der salomoni­
sche Premierminister Manasseh Sogavare am 
Mittwoch in der Hauptstadt Honiara. Schon 
am Vortag hatte Chinas Außenamtssprecher 
die Unterzeichnung bekannt gegeben. Beide 
veröffentlichten weder wann noch wo das Ab­
kommen geschlossen wurde, noch machten sie 
Angaben zum Inhalt. Berichten zufolge sollen 
Details nur mit gegenseitiger Zustimmung ge­
nannt werden dürfen. 

Auffällig ist, dass die Unterzeichnung so 
kurz vor dem für Donnerstag geplanten Be­
such des Indo-Pazifik-Koordinators im Nati­
onalen US-Sicherheitsrat, Kurt Campbell, be­
kanntgegeben wurde. Bisher war von einer 
späteren Unterzeichnung ausgegangen wor­
den. Das hatte dazu geführt, dass andere Re­
gierungen noch versuchen wollten, Sogavare 
umzustimmen: Erst kürzlich besuchte Austra­
liens Entwicklungsministerin Honiara.

Ein Entwurf des Abkommens wurde in den 
Salomonen Ende März geleakt. Er löste innen­
politische Proteste und regionale Sorgen aus. 
Laut dem Entwurf werde chinesischen Schif­
fen das Recht eingeräumt, Häfen der Salomo­
nen anzulaufen, um dort versorgt zu werden. 
Zudem soll Peking auf Anforderung Honia­
ras bewaffnete Kräfte in den Inselstaat ent­
senden dürfen. Dies führte insbesondere bei 
Australien, Neuseeland und den USA zur Sorge, 
dass bald chinesische Truppen auf den strate­
gisch gelegenen Salomonen stationiert werden 
könnten. Sie galten bisher als Teil des australi­
schen Hinterhofes. Die Beziehungen zwischen 
Canberra und Peking sind auf einem Tiefpunkt.

„Wir wollen nicht unser kleines Kuba vor un­
serer Küste haben“, sagte Australiens Vizepre­
mier Barnaby Joyce. Der salomonische Premier 
Sogavare wies solche Ängste am Mittwoch er­
neut zurück. Das Abkommen sei im „nationa­
len Interesse“ des Landes, sagt er. Eine Stati­
onierung chinesischer Truppen sei nicht ge­
plant, erklärte er zum wiederholten Male. 
Oppositionsführer Matthew Wale konnte er 
damit nicht überzeugen. Der fürchtet zudem, 
dass chinesische Sicherheitskräfte innenpoli­
tisch eingesetzt werden könnten.

In den Salomonen gibt es seit Jahren eth­
nische Spannungen zwischen den Bewohnern 
der beiden Hauptinseln Guadalcanal und Ma­
laita. Zwischen 1998 und 2003 sind dabei rund 
200 Menschen zu Tode gekommen. Erst einer 
australischen Militärintervention gelang eine 
brüchige Befriedung. Letzten November entlu­
den sich erneut gewaltsame Spannungen. Hin­
tergrund war der umstrittene außenpolitische 
Schwenk von Sogavare in der Ein-China-Politik. 
Er ließ den bisherigen Verbündeten Taiwan fal­
len, um volle diplomatische Beziehungen mit 
Peking aufzunehmen. Dies wurde in Malaita, 
das besonders von taiwanischer Hilfe profi­
tiert, abgelehnt. Bei der Gewalt im November, 
die sich an der China-Frage entzündet hatte 
und erst wieder von australischen und neusee­
ländischen Sicherheitskräften beendet werden 
konnte, gingen chinesische Geschäfte in Flam­
men auf. Vier Personen starben. Seitdem schu­
len chinesische Ausbilder lokale Polizisten in 
Aufstandsbekämpfung. Die Opposition fürch­
tet, dass diese Polizisten eines Tages auch ge­
gen sie eingesetzt werden könnten.

Dass die Salomonen, deren nördlicher Teil 
einst zu Deutsch-Neuguinea gehörte, nicht 
so abgeschieden liegen, wie es scheint, zeigt 
die Geschichte: Wegen der strategischen Lage 
der Inselgruppe fand auf Guadalcanal 1942/43 
eine der Entscheidungsschlachten des Pazifik­
kriegs statt.

Angst vor „einem 
kleinen Kuba vor 
Australien“
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tionsfond soll vor allem für Se­
kundärbildung, Universitäts- 
und Berufsausbildung sowie 
Sprachangebote eingesetzt wer­
den, nicht nur für Migranten. 
Davon profitiert das Land lang­
fristig, weil sich das Bildungsan­
gebot auch an Ruandas Jugend 
richtet, so die Regierung in Ki­
gali. Ruanda sichert den Mig­
ranten wiederum eine Arbeits­
erlaubnis und freien Zugang 
zur Gesundheitsversorgung zu. 
Es sollen aus dem Fond langfris­
tig auch Start-ups junger Unter­
nehmer unterstützt werden, vor 
allem in Ruandas aufsteigender 
Tech-Szene.

Flüchtlingsaufnahme ge­
gen Entwicklungshilfe – dieser 
Plan stößt allerdings auf breite 
Kritik. Das UN-Flüchtlingshoch­
kommissariat UNHCR sprach 
von einem Verstoß gegen die 
UN-Flüchtlingskonvention. 160 
britische Hilfsorganisationen 
erklärten geschlossen das Pro­
gramm für „schandhaft und 
grausam“. Sie schätzen die wah­
ren Kosten auf bis zu umgerech­
net 1,7 Milliarden Euro pro Jahr.

Im britischen Parlament ging 
Patel am Dienstag Fragen nach 
den Kosten aus dem Weg. Der 
konservative Hinterbänkler 
Andrew Mitchell – ehemaliger 
Entwicklungsminister mit en­
gen Beziehungen zu Ruandas 
Regierung – höhnte, es sei billi­
ger, die Asylbewerber:innen ins 
Londoner Luxushotel Ritz zu ste­
cken und ihre Kinder in der Eli­
teschule Eton auszubilden.

Die ehemalige Premierminis­

terin Theresa May, selbst ehema­
lige Innenministerin mit einer 
harten Gangart gegen illegale 
Migration, hinterfragte die Le­
gitimität, Zweckmäßigkeit und 
Effektivität des Programms. 
Nachdem Patel immer wieder 
wiederholte, dass es vor allem 
junge Männer beträfe, folgerte 
May, dass Schleuser sich wohl in 
Zukunft einfach auf Frauen und 
Kinder konzentrieren würden.

Welche und wie viele Men­
schen eigentlich genau nach 
Ruanda geschickt werden sol­
len – dazu gab es von Patel keine 
genaue Antwort. Zwar sprach Pa­
tel von einem nach oben offe­
nen Arrangement, tatsächlich 
gibt es in Ruandas Hauptstadt 
Kigali derzeit konkret nur eine 
Unterkunft für etwa 100 Perso­
nen und allenfalls Pläne für ei­
nen Ausbau auf bis zu 300 Per­
sonen.

Ruanda präsentierte sich in 
den vergangenen Jahren mehr­
fach als Aufnahmeland für Mi­
granten. In Ruanda leben der­
zeit etwa 120.000 Flüchtlinge, 
vor allen aus den Nachbarlän­
dern Burundi und Kongo. Patel 

will britischen Berichten zufolge 
die verletzlichsten dieser Flücht­
linge im Austausch im Vereinig­
ten Königreich aufnehmen.

Die Kritik des UNHCR am bri­
tisch-ruandischen Abkommen 
kontrastiert damit, dass das UN­
HCR selbst ähnlich verfährt. Seit 
2019 landen in Kigali alle paar 
Monate UNHCR-Charterflüge 
aus Libyen. An Bord: Migranten 
und Geflüchtete, meist aus West- 
und Ostafrika, die vom UNHCR 
aus libyschen Lagern evakuiert 
wurden. Im November 2021 ver­
längerten Ruanda, die Afrikani­
sche Union (AU) und UNHCR die 
entsprechende Vereinbarung 
bis Ende 2023. Bislang wurden 
auf diese Weise über 1.000 Men­
schen nach Ruanda ausgeflo­
gen – zuletzt 100 im März. Sie 
haben die Wahl, in Ruanda zu 
bleiben, in ihr Heimatland zu­
rückzukehren oder in ein wei­
teres Drittland umgesiedelt zu 
werden. 70 Prozent wählen eine 
der beiden letzteren Optionen, 
verlassen Ruanda also wieder. 
Derzeit leben rund 370 Migran­
ten im UNHCR-Auffanglager in 
Gashora, rund 60 Kilometer au­
ßerhalb der Hauptstadt.

2016 berichtete die taz über 
einen geheimen Deal zwischen 
Ruanda und Israel. Ruanda 
nahm in Israel gestrandete Ge­
flüchtete aus Afrika auf und be­
kam dafür Ausbildung für seine 
Geheimdienstagenten in Israel. 
Die meisten Aufgenommenen 
waren Eritreer, die dann weiter 
nach Uganda reisten, wo sie Fa­
milien hatten.

Es sei billiger, die 
Flüchtlinge ins 
Luxushotel zu 
stecken, sagt Ex-
Entwicklungs
minister Mitchell

Japans Druck auf Russland
Aus Tokio Martin Fritz

Ohne langes Zögern hat sich Ja­
pan bei der Reaktion auf den Uk­
raine-Krieg in die Front des Wes­
tens eingereiht: Die Regierung 
in Tokio verurteilte die russische 
Invasion scharf und schloss sich 
den meisten westlichen Sanktio­
nen an. Die Vermögen von zwei 
Großbanken sowie von 500 Ein­
zelpersonen und Organisatio­
nen aus Russland wurden ein­
gefroren.

Man verbot den Export von 
Hochtechnologie sowie neue 
Investitionen im Nachbarland 
und entzog ihm den meistbe­
günstigten Handelsstatus. Au­
ßerdem will Japan rasch auf rus­
sische Kohle verzichten, wenn 
auch nicht auf Flüssiggas aus 
einem gemeinsamen Großpro­
jekt in Sibirien. Toyota, Sony und 
viele andere Firmen stellten ihre 
Geschäfte in Russland ein. Der 

ukrainische Staatschef Wolodi­
mir Selenski lobte Japan in ei­
ner Videoschalte ins Parlament 
als „erste Nation in Asien, die be­
gonnen hat, Druck auf Russland 
auszuüben“.

Genauso rasch unterstützte 
Japan die Ukraine auf huma­
nitäre Weise. Neben der Liefe­
rung von medizinischen Hilfs­
gütern für 270 Millionen Euro 
hat die Inselnation inzwischen 
über 400  Geflüchtete aufge­
nommen und ihnen sofortiges 
Bleiberecht gewährt.

Diese Politik der offenen Tür 
ist ein Novum – seit 1980 hat Ja­
pan nur insgesamt 841 Geflüch­
tete akzeptiert. Selbst während 
des syrischen Bürgerkrieges er­
hielt nur eine Handvoll Geflüch­
teter Asyl. Der damalige Premier 
Shinzo Abe löste Empörung mit 
seiner Aussage aus, Japan müsse 
sich zuerst um seine alternde 
Bevölkerung kümmern.

Wie Deutschland hatte sich Ja­
pan Illusionen über Putins Russ­
land gemacht, nun folgt eine ra­
dikale Wende. Der langjährige 
Ex-Regierungschef Abe hoffte 
auf eine Lösung im Besitzstreit 
um vier der zwischen Russland 
und Japan liegenden Kurilen-
Inseln. Sie werden von beiden 
Staaten beansprucht. Eine öko­
nomische Annäherung sollte 
Putin dazu bringen, einen Frie­
densvertrag für den Zweiten 
Weltkrieg abzuschließen. Den 
gibt es wegen des Streits um die 
vier Inseln bis heute nicht. Doch 
wegen der japanischen Sanktio­
nen hat Moskau die Gespräche 
inzwischen von sich aus für be­
endet erklärt. „Die Russland­
politik von Abe ist gescheitert“, 
meint der Japan-Experte Sebas­
tian Maslow, der an der Frauen-
Universität Sendai lehrt.

Die von Abe begonnene Ab­
kehr vom Pazifismus dürfte sich 

unter dem jetzigen Regierungs­
chef Fumio Kishida beschleuni­
gen. Das Verteidigungsbudget 
soll binnen fünf Jahren auf zwei 
Prozent der Wirtschaftsleistung 
verdoppelt werden, Waffen für 
Präventivschläge erworben wer­
den. „Hier dient neben Putins 
Krieg auch die Bedrohung durch 
China und Nordkorea als Recht­
fertigung“, so Maslow. Darüber 
hinaus befürwortet Kishida eine 
Verfassungsreform, die Japan 
das formale Recht auf eine Ar­
mee geben soll – bisher spricht 
man von „Selbstverteidigungs­
streitkräften“. 

Eine rote Linie bleiben Atom­
waffen. Zwar hatte Abe kürzlich 
gefordert, US-Atomwaffen in Ja­
pan zulassen. Doch Kishida be­
tont, das sei mit Japans drei Prin­
zipien nicht vereinbar: keine 
Atomwaffen zu bauen, keine zu 
besitzen und auch keine Statio­
nierung zu erlauben.

Japan nimmt überraschend viele ukrainische Geflüchtete auf, zugleich kommt die Abkehr vom Pazifismus

Bootsflüchtlin-
ge erreichen 
britischen 
Boden, aus 
ihren Schlauch-
booten von der 
Küstenwache 
aufgenommen 
und angelandet, 
15. April
Foto: Stuart 
Brock/epa
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M
anche haben in diesen langen 
Kriegswochen das Gefühl, den 
Einsturz ihres eigenen kleinen 
Lebensgebäudes zu erleben. Das 
Scheitern aller Ambition, al-
ler Hoffnung, die sich mit dem 

Wort Altermondialismus verbindet. Depressi-
ves Schweigen ist wie eine dünne Schicht, darauf 
türmt sich der laute Moralismus vieler anderer.

Kein bisheriger Krieg wurde in allen fürchterli-
chen Details so bildreich in die Hirne und Seelen 
gezwungen wie dieser, als sei es der Ur-Krieg, Hor-
ror ohnegleichen. Das erzeugt einen individuell 
kaum zu ertragenden Druck, und wie zur Abwehr 
entstehen kollektive Eruptionen, von wutgetränk-
ter Empathie bis zu religiösen Beschwörungen: 
der Satan in Moskau. Der jugendliche Antipode 
dazu ist Selenski als Popheld im Krieg der Sterne.

Es ist Zeit für Nüchternheit. Also setze ich ein 
paar unvollständige Gedanken zusammen, auf 
dass wir ohne Fanfare irgendwann die Welt wie-
der als eine Ganze denken können.

Als Robert Habeck unlängst die Vereinigten 
Arabischen Emirate besuchte, gab er sich mit dem 
syrischen Präsidenten Baschar al-Assad die Klinke 
in die Hand. Wo der Minister für neue Energie-
quellen jenseits der russischen anstand, wollte 
sich der syrische Kriegsverbrecher internationale 
Legitimität bestätigen lassen, nachdem die rus-
sische Luftwaffe seine Macht durch das Bombar-
dement der Zivilbevölkerung gerettet hatte. Die 
Beinahe-Begegnung verweist auf die kurze Reich-
weite der nun gängigen dichotomen Weltbetrach-
tungen: Freiheit gegen Barbarei, Gut gegen Böse, 
Realisten gegen (schuldige) Träumer.

Die Herrscher der Golfstaaten gehen gerade 
auf Abstand zu den USA, blicken vermehrt nach 
China und stellen sich auf das Ende des transat-
lantischen Zeitalters ein. Die Emirate waren schon 
vorher das erste arabische Land, das Assad wieder 
die Hand bot, und sie stellten sich auch im End-
loskonflikt in Libyen an Russlands Seite. Den rei-
chen Monarchien ist erlaubt, was Europa einem 
armen Land wie Mali nicht gestattet: seine Part-
ner, wie anrüchig immer, selbst zu wählen.

Erneut nach Syrien zu blicken ist kein What­
aboutism. Der Westen sah dem Gemetzel dort zu, 
denn der „Krieg gegen den Terror“ (oder was Assad 
so nannte) schuf eine Gemeinsamkeit zwischen 
Europa, den USA und Putin – westlicher Realis-
mus. An Syrien versagte gleichfalls die Friedens-
bewegung, brachte kaum einen Protest zuwege, 
weil das Freiheitsbegehren der Syrer:innen nicht 
in eine veraltete, verengte Variante von Antiim-
perialismus passte. Der linke Schriftsteller Yassin 
al-Haj Saleh, über viele Jahre inhaftiert, hat sich 
dazu die Finger wund geschrieben.

Und er vermutet: Wie Putins Syrienpolitik vom 
Westen hingenommen wurde, dürfte den Auto-

kraten zu anderen Ambitionen ermutigt haben. 
Nur spricht in diesem Fall niemand von Schuld, 
die sonst gerade so freihändig ausgeteilt wird.

Schlussendlich zeigt die Anekdote vom Golf: 
Menschenrechtlich einwandfreie Energie lässt 
sich nirgends kaufen. Die enge Verkettung der 
deutschen Wirtschaft mit der russischen Kriegs-
maschine ist hochgradig fatal. Aber nährt sich 
westeuropäisches Wohlergehen nicht generell zu 
einem beträchtlichen Teil am Elend anderer, nur 
dann im Globalen Süden? Im Schatten des Kriegs 
verrotten gerade auf deutschen Regalen Millionen 
Impfdosen, die anderswo bitter fehlen. Nein, das 
lenkt nicht ab; die Entscheidung über den Stopp 
der Gaskäufe mögen Kundigere treffen. Doch 
stelle ich das Mega-Narrativ in Frage, mit dem 
nun alles zusätzlich aufgeladen wird: Der Wes-
ten als Fackelträger globaler Freiheit und seine 
Waffen gesegnet mit Gutem.

Die Ukraine braucht sichere staatliche Existenz 
in Souveränität; dem gilt der Slogan #StandWith­
Ukraine. Aber die Vorkriegs-Ukraine mit ihrer 
Kombination von Armut und Oligarchentum, 
flankiert von nationalistischen Geschichtsbil-
dern, war nicht gerade ein Systemideal. Das darf 
jetzigen Beistand nicht mindern, aber genauso 
wenig verpflichtet Solidarität zur Glorifizierung.

Die Dichotomien, die nun das politische Reden 
bestimmen, sind noch in anderer Hinsicht faden-
scheinig. In Frankreich brachte der erste Teil der 
Präsidentschaftswahl zutage, wie weit der rechts-
radikale antiislamische Kulturkampf ins Bürger-
tum vorgedrungen ist, zumal bei den französi-
schen Katholik:innen, von denen 40 Prozent für 
die extreme Rechte votierten. Macrons Frankreich 
erodiert. Denn nicht die Höhe ihres Militärbud-
gets macht Demokratien „wehrhaft“, wie die neue 
stählerne Modevokabel lautet, sondern dies muss 
eine innere Qualität sein, die sich nicht zuletzt 
als Akzeptanz von Diversität und Vielstimmig-
keit äußert.

Gewiss, manche wollen den Krieg nun für ei-
nen Backlash gegen alles Hybride, Postkoloniale, 
intellektuell Subversive nutzen, die ganze soge-
nannte westliche Selbstverunsicherung. Als sei 
es alternativlos, sich mit der Politik von Staaten, 
Nationen oder einem Militärbündnis zu identifi-
zieren. Es liegt an uns, aus dieser Engführung des 
Denkens auszubrechen.

Der erste Schritt dazu wäre der Aufbau einer 
neuen, an Emanzipation und Deeskalation orien-
tierten Friedensbewegung, mit einem allseitigen 
Begriff von Imperialismus.

Die mythische Setzung, Putin verkörpere das 
absolut Böse, zwingt in einen unabsehbar fort-
gesetzten Krieg. Nüchternheit verlangt: Es muss 
dringend politische, diplomatische Initiativen 
geben. Warum nicht China einzubinden versu-
chen, neben der russischen Bevölkerung die ein-
zige Kraft, die Putin in den Arm fallen kann? Muss 
nicht allein schon wegen der Millionen Hungern-
den außerhalb Europas, die die Hilfsorganisatio-
nen prophezeien, der Krieg schnellstmöglich ge-
stoppt werden?

Es fehlt gegenwärtig so sehr an Menschen, die 
sich öffentlich mit Kenntnis und Augenmaß äu-
ßern und sich dabei der Souveränität zivilen Den-
kens sicher sind.

Gegen das enge Denken

Charlotte 
Wiedemann 
hat sich als 
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Es braucht Nüchternheit statt der Heroisierung von Ukraine und Wehrhaftigkeit. 
Und eine neue Friedensbewegung gegen allseitigen Imperialismus

Die mythische Setzung, Putin 
verkörpere das absolut Böse, 
zwingt in einen unabsehbar 
fortgesetzten Krieg
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Jan Schroeder über Überwachung mit und ohne Pegasus-Spyware

Barbara Oertel über die verzweifelte Lage der Menschen in Mariupol

E s schockiert niemanden mehr 
wirklich. Die Liste der weltweit mit 
der Pegasus-Spyware Ausspionier-

ten wird immer länger: Wie diese Wo-
che bekannt wurde, soll die spanische 
Regierung mindestens 65 katalanische 
Politiker überwacht haben. Auch demo-
kratische Regierungen spionieren mit-
nichten nur Terroristen aus. Skandalös 
daran ist einzig noch, wie selten solche 
Meldungen Skandale auslösen.

Wie die Enthüllungen von Edward 
Snowden gezeigt haben, muss jeder je-
derzeit damit rechnen, beobachtet zu 
werden. Die kleinlaute Reaktion der da-
maligen Bundesregierung gegen ihre 
eigene Überwachung – und die der Bür-
ger dieses Landes – durch die NSA si-
gnalisierte ihre Unfähigkeit, irgendet-
was zu tun, also ihr Einverständnis. Es 
wäre naiv, Konsequenzen von denen zu 
fordern, die offenbar kein grundsätz-
liches Problem mit Massenüberwa-
chung haben. Wo aber Kritik an politi-
schen Akteuren zu kurz greift, bedarf 
es tiefergehender Gesellschaftskritik.

Die übte beispielsweise der Philo-
soph Michel Foucault mit seiner The-

orie des Panopticon. Ursprünglich ein 
Bauplan des Utilitaristen Jeremy Ben-
tham für Gefängnisse und Fabriken, er-
möglicht das Panopticon die gleichzei-
tige Überwachung aller Insassen, ohne 
dass umgekehrt die Überwacher sicht-
bar sind. Die Insassen müssen sich so 
jederzeit auf die Möglichkeit der Über-
wachung einstellen. Die vielfältigen 
Formen menschlichen Ausdrucks re-
duzieren sich unter Beobachtung dras-
tisch. Wer würde schon in aller Öffent-
lichkeit so singen wie unter der Dusche 
oder so offen sprechen wie im vertrau-
ten Bekanntenkreis. Für Foucault steht 
das Panopticon paradigmatisch für die 
Disziplinierung in modernen Gesell-
schaften: Überwachung ist rationaler 
und effektiver als rohe Gewalt.

Die relativierende Beschwichtigung, 
dass nur, wer etwas zu verbergen hat, 
etwas zu befürchten hat, ist unwahr. 
Niemand, der so redet, würde freiwil-
lig seine Passwörter kundtun. Auch wer 
langweilig und konformistisch genug 
ist, verzichtet auf die Freiheit, es sich 
anders zu überlegen.
ausland 10

H ilfe, holt uns hier raus!“ Dieser 
flehentliche Aufruf eines ukrai
nischen Marinekommandeurs 

auf Facebook an die internationale Öf-
fentlichkeit umschreibt das Grauen, 
das sich seit Wochen in Mariupol vor 
aller Augen abspielt.

Die unerbittliche Schlacht, die die 
Hafenstadt in eine Ruinenlandschaft 
verwandelt und Zehntausende Men-
schen das Leben gekostet hat, geht in 
ihre finale Phase. Es ist wohl nur noch 
eine Frage von Tagen, wenn nicht gar 
Stunden, bis russische Truppen mit 
dem Stahlwerk Asowstal die letzte Bas-
tion erobert haben werden. Oder um im 
Moskauer Sprachduktus zu bleiben: Die 
Maulwürfe ausräuchern und dann aus 
ihren Löchern treiben.

Die „Maulwürfe“, das sind auch 
rund 1.000 Frauen, Kinder und alte 
Menschen, die in der Fabrik unter un-
menschlichen Bedingungen aushar-
ren. Die Öffnung von humanitären Kor-
ridoren wäre die einzige Möglichkeit, 
um wenigstens diese Leben zu retten.

Doch ebendiese „humanitären Kor-
ridore“ sind es, die ihren Namen nicht 
verdienen – in einem russischen Ver-

nichtungskrieg, in dem jedes auch 
noch so kleine Fünkchen Menschlich-
keit schon längst abhanden gekommen 
ist. Die Anzahl der Versuche, Bewohne
r*innen aus Mariupol zu evakuieren, 
sind kaum noch zu zählen. Dafür wur-
den Zivilist*innen immer wieder Ziel 
von russischen Angriffen.

Wer garantiert ihnen, dass das jetzt 
anders sein sollte? Im „besten“ Fall wer-
den die Menschen in den besetzten 
Donbass oder gleich ganz nach Russ-
land zwangsdeportiert. Ebenso realis-
tisch ist allerdings auch, dass sie gleich 
an Ort und Stelle niedergemetzelt wer-
den.

Und die Soldaten – warum sollten 
die sich ergeben? Sie alle haben oh-
nehin ihren sicheren Tod vor Augen. 
So zynisch es klingt: Sie werden den 
Kampf in die Länge ziehen und mit 
dieser Verzweiflungstat, die russische 
Truppen in Mariupol aufhält, versu-
chen, den Kampf ihrer Kameraden an 
anderen Abschnitten der Front zu un-
terstützen. Derweil nimmt diese ab-
sehbare Tragödie unaufhaltsam ihren 
Lauf. Die Welt sieht zu – und das wohl 
nicht zum letzten Mal.

Willkommen im Panopticon

Gemetzel mit Ansage

Konrad Litschko über die Krise der Linkspartei

D ie Linke ist ein Trümmerhau-
fen. Und der Rücktritt von Partei-
chefin Susanne Hennig-Wellsow 

passt da nur zu gut ins Bild. Ihre Partei 
brauche Erneuerung und neue Gesich-
ter, erklärte die Thüringerin. Der Um-
gang mit Sexismus in der Linken habe 
„eklatante Defizite“ offenbart. Dazu 
komme ihre private Situation mit ih-
rem achtjährigen Sohn, der Zeit benö-
tige. Alle diese Argumente sind nicht 
von der Hand zu weisen. Tatsächlich ge-
lang es Hennig-Wellsow seit ihrem An-
tritt als Parteivorsitzende zusammen 
mit Janine Wissler vor gut einem Jahr 
nicht, einen Aufbruch in der Partei aus-
zulösen. Ganz im Gegenteil. Wovon sie 
indes nichts schreibt, ist, wie wenig sie 
in der Partei durchdrang, wie wenig ei-
gene Linien sie zog. Und warum sie ge-
rade jetzt, kurz vor den Landtagswahlen 
in Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen hinschmeißt. Auch stellt sich 
unweigerlich die Frage, für wie viel Auf-
bruch eigentlich ihre Co-Chefin Wiss-
ler noch steht.

Das Problem der Linken geht aber 
weit über die Parteispitze hinaus. Mit 
Ach und Krach nur gelang ihr der Wie-
dereinzug in den Bundestag. Eine wirk-

liche Fehleranalyse blieb aus, die Frak-
tionsspitze um Dietmar Bartsch und 
Amira Mohamed Ali machte weiter, 
als wäre nichts geschehen. Auch hier 
wären längst personelle Schnitte nö-
tig gewesen. Dazu kamen zuletzt der 
Absturz bei der Saarland-Wahl, teils 
irrlichternde Positionen zur Invasion 
Russlands in der Ukraine, permanente 
Querschüsse nicht nur von einer Sahra 
Wagenknecht. Im Ergebnis bleibt eine 
Partei, von der man schon länger nicht 
weiß, was man bekommt, wenn man sie 
wählt. Fataler geht es kaum.

Hennig-Wellsow hat recht: Es 
bräuchte einen Neuanfang, spätes-
tens beim Parteitag im Juni, eigentlich 
schon längst. Mit welchem Personal der 
indes gelingen soll, da fehlt einem die 
Fantasie. Ebenso wie die Partei sich in-
haltlich noch zu einem stringenten Pro-
gramm zusammenraufen kann. Statt-
dessen weist der Weg weiter abwärts, 
raus aus Landtagen und dem Bundes-
tag. Dabei braucht es dort eine konse-
quente linke Stimme für soziale Be-
lange. Fehlt diese künftig, wäre es ein 
bitterer Verlust. Einer, den sich die 
Linkspartei selbst zuzuschreiben hätte.
inland 6

Ein Trümmerhaufen
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taz: Monchi, wer deine Karriere bei 
Feine Sahne Fischfilet etwas ver-
folgt hat, weiß, dass du bei Kon-
zerten zwar gerne mal auf deinem 
nackten Bauch trommelst, aber 
ihn sonst öffentlich wenig the-
matisiert. Wie ist es, jetzt ständig 
über seinen Körper zu sprechen?

Monchi: Komisch ist es manch-
mal schon, aber ich muss mich 
nicht wundern, schließlich habe 
ich ein Buch darüber geschrieben. 
Wenn es in Interviews allerdings 
zu sehr in die Fitness-Guru-Rich-
tung geht, dann reagiere ich aller-
gisch. Und wenn ich vor Journalis-
ten Workouts machen soll, dann 
sag ich schon, dass mir das jetzt zu 
dumm ist.

Du hast 60 Kilo abgenommen,  
auch mithilfe von regelmäßigem 
Sport und Intervallfasten. Dein 
Buch ist jedoch kein Ratgeber, son-
dern eine persönliche Reflexion, 
wie du so dick geworden bist. Wa-
rum wolltest du diese Reflexion 
mit der Öffentlichkeit teilen?

Mit 32 Jahren war ich in meinem 
Leben an einem Punkt, an dem ich 
das Gefühl hatte, ich könnte auf 
der Stelle tot umfallen und hätte 
genug für zwei Leben gelebt. Und 
in manchen Situationen hatte ich 
das Gefühl, ich kann mit nieman-
dem mehr quatschen, ohne vorher 
zwei Stunden zu erklären, was bei 
mir so Sache ist. Eine Freundin hat 
mir dann geraten, meine Gedanken 
aufzuschreiben, und das habe ich 
dann auch gemacht. Manchmal ein-
fach nur Stichpunkte, manchmal 
längere Sätze, manchmal auch län-
gere Gedanken. Und irgendwann 
habe ich mir notiert, dass ich 182 Ki-
logramm wiege, und mich gefragt 
habe, wie das sein kann. Und nach 
einiger Zeit dachte ich, aus meinen 
persönlichen Notizen könnte etwas 
entstehen, was tiefer geht als: Guck 
mal, ich hab ein bisschen Sport ge-
macht und meine Ernährung um-
gestellt.

Im Buch diagnostizierst du dir 
eine Essstörung. Du beschreibst 
einmal eindrücklich, wie du zum 
Snackskaufen absichtlich nicht 
zu deinem Stammsupermarkt 
gehst, weil es dir unangenehm 
wäre. Eine Erzählung, die an die 
alkoholsüchtiger Menschen erin-
nert. War diese Situation für dich 
ein Moment, in dem du gemerkt 
hast, dass du ein Problem mit Er-
nährung hast?

In dem Moment habe ich das 
überhaupt nicht gecheckt. Dass 
ich eine Essstörung habe, habe ich 
viel später gemerkt. Dafür gab es 
kein Erweckungserlebnis, sondern 

das kam nach und nach. Und das 
Buch ist für mich erst der Anfang. 
Der Beginn meiner Reflexion über 
mein Leben. Manchmal, wenn ich 
jetzt Szenen daraus vorlese, werde 
ich richtig emotional. Wie die, wo 
ich nicht mit den Kindern meiner 
Ex-Freundin Trampolin springen 
kann, weil ich dafür zu dick war, 
und danach trotzdem weiterge-
fressen habe.

Als du dich mit einem dir be-
kannten dicken Teenager getrof-
fen hast, fragst du dich, ob du ein 
schlechtes Vorbild für ihn warst. 
Möchtest du mit deinem Buch eine 
Vorbildfunktion einnehmen?

Ich glaube, das steht mir nicht. 
Während ich abgenommen habe, 
habe ich auch meine Eltern und 
meine Freunde gefragt: Warum habt 
ihr denn nie was gesagt? Und eine 
der Antworten war: Weil du dann 
noch mehr gefressen hättest. Und 
das Bittere ist, dass sie total recht 
damit haben. Immer wenn mir je-
mand Tipps gegeben hat, dachte 
ich: Scheiß drauf, ich mach genau 
das Gegenteil davon. Ich wollte 
kein Motivationsbuch schreiben, 
sondern selbst herausfinden, wa-
rum ich so fett geworden bin. Ich 
will kein Vorbild für jemanden sein, 
aber kann es natürlich auch nicht 
verhindern, wenn es so ist.

Wie waren bislang die Reaktio-
nen auf dein Abnehmen?

Da war alles dabei: Ganz viel 
Freude und Lob. Aber es passiert 
auch, dass dicke Menschen vor mir 
stehen und sagen: Ey, bitte nimm 
nicht noch mehr ab. Das ist natür-
lich hammerhart und muss mir bis 
zu einem gewissen Grad scheißegal 
sein. Mir geht es schließlich nicht 
um einen Schönheitskult. Ich habe 
mir kein Sixpack operieren lassen, 
sondern kämpfe tagtäglich mit 
dem Jo-Jo-Effekt. In meinem Kopf 
bin ich den 150 Kilo näher als den 
100 Kilo. Dann ist es doch ein Witz, 
wenn Menschen mich jetzt als Fit-
nessjunkie darstellen. Ich bin halt 
süchtig, und mir das einzugestehen 
war superschwer. Ich habe mich im-
mer als harten Typen gesehen, doch 
die Sucht ist stärker. Ich war nicht 
dick, weil ich ein bisschen zu viel ge-
gessen und zu wenig Sport gemacht 
habe. Gegessen habe ich aus vielen 
Gründen, am seltensten, weil ich 
Hunger hatte.

Deswegen auch dein kritisches 
Urteil zu Body Positivity?

Was mich tierisch nervt, ist, wenn 
Menschen – vor allem schlanke – 
zu mir kommen und sagen: Wa-
rum nimmst du ab? Du hast doch 
immer gesagt, dass du dich magst. 

Wenn der Frontmann der Punkrockband Feine 
Sahne Fischfilet bei Konzerten über die Bühne 
sprang, dann flogen mit ihm 182 Kilo 
Körpergewicht. Nun hat Monchi ein Buch 
veröffentlicht: über seine Essstörung und die 
Frage, wie es so weit kommen konnte

Interview Carolina Schwarz

„Ich habe mich 
immer als harten 
Typen gesehen. 
Doch die Sucht  
ist stärker“

Doch darum geht es bei mir nicht. 
Es geht darum, dass ich mir wie-
der den Arsch abwischen möchte 
und Klobrillen nicht zerbrechen, 
wenn ich mich darauf setze. Es 
geht darum, dass ich nicht in ein 
oder zwei Jahren einen Herzin-
farkt bekomme. Wenn jemand 
Selbstbewusstsein aus Body Po-
sitivity ziehen kann, freut mich 
das. Aber wenn jemand sagt, ich 
soll fett bleiben und meinen Kör-
per einfach lieben, wie er ist, dann 
hört es für mich auf.

Du beschreibst berührend, wie 
sehr du dich freust, wieder Ho-
sen kaufen zu können, oder wie 
furchtbar es immer war zu flie-
gen, weil du Angst hattest, nicht 
in den Sitz zu passen. Dinge, die 
man ändern könnte, um dicken 
Menschen den Alltag zu erleich-
tern. 

Auf jeden Fall. Aber ich höre im-
mer wieder: Du musst jetzt auch 
für breitere Stühle oder Stühle 
ohne Armlehnen kämpfen! Aber 
ich bin nicht der Vorkämpfer der 
Dicken. Ich freue mich, wenn es 
Verbesserungen gibt. Doch ich war 
an einem Punkt, an dem meine 
Schenkel nach Konzerten geblutet 
haben und ich nach zehn Treppen-
stufen gekeucht und geschwitzt 
habe. Flugsitze könnte man brei-
ter, Klobrillen stabiler bauen, 
aber auch dann hätte ich mir 
nicht mehr alleine den Arsch ab-
wischen können. Das heißt nicht, 
dass ich mir nicht für alle dicken 
Menschen wünsche, dass sie auch 

stabile Stühle und geile Klamotten 
haben sollen. Doch ich selbst kann 
mir nie wieder einreden, dass es 
egal ist, ob ich 180 oder 120  Kilo 
wiege. Man kann sich immer ein-
reden, die Gesellschaft sei an allem 
schuld, aber manche Dinge kannst 
du nur alleine ändern.

Gibt es Dinge, die unterstützen 
können?

Mittlerweile weiß ich, dass es 
Gruppen für Menschen mit Essstö-
rung gibt. Das ist toll. Ich dachte 
immer: So pervers wie ich frisst 
keiner. Und das stimmt natürlich 
nicht. Ich glaube einfach, dass es 
absurd ist, dass du dir an jeder Ecke 
was zu fressen kaufen kannst und 
gleichzeitig ein krasser Gesund-
heitswahn herrscht. Eine gute Er-
nährungsberatung für alle, die es 
brauchen, wäre schon mal etwas. 
Bis vor zwei oder drei Jahren hätte 
ich nicht mal sagen können, was 
Kalorien sind. Früher hab ich auch 
mal 7.500 Kalorien am Tag zu mir 
genommen, das Drei- oder Vier-
fache von dem, was ein Körper 
braucht. Mir war lange nicht be-
wusst, dass das nichts mehr mit 
Hunger, sondern mehr mit Selbst-
zerstörung zu tun hat.

Seit Jahren wirst du als Sänger 
einer antifaschistischen Punk-
band von rechts angefeindet, er-
hältst Morddrohungen. Hast du 
Angst, dass du in deinem Buch 
zu viel Persönliches geteilt hast? 

Es gibt viele Momente im Buch, 
die sehr intim sind, und mir ist 
klar, dass Menschen das ausnut-

zen werden. Gleichzeitig weiß ich 
aber auch, dass es das Persönliche 
ist, was das Buch schlussendlich 
gut macht. Kommentare im Inter-
net haben mich früher völlig ab-
gefuckt. Die versuche ich jetzt gar 
nicht mehr zu lesen. Aber das Wis-
sen, dass jeder, der dich halbwegs 
scheiße findet, dich auch auf der 
Straße erkennen würde, ist schon 
gruselig.

In deinem Buch formulierst du 
zwei Wünsche: Trampolinsprin-
gen mit den Kindern deiner Ex-
Freundin und Paragliding. Ers-
teres hast du erfüllt, das Zweite 
soll noch stattfinden. Als dritten 
Wunsch lese ich heraus: Einmal 
zwischen 20 Leuten sitzen, die 
snacken, und du schaust tiefen-
entspannt zu. Ist es schon so weit?

Überhaupt nicht. Bei zehn Ver-
suchungen werde ich achtmal 
schwach, und das ist eine wirk-
lich schlechte Quote. An Tagen 
wie heute im Proberaum habe ich 
mich eigentlich gut ernährt, und 
dann steht da auf einmal Scho-
koladenpudding und ich würde 
am liebsten gleich zehn Portio-
nen davon essen. Ich werde dann 
wie eine Ratte und denk nur: Pud-
ding, Pudding, Pudding. Im Som-
mer wollen wir auch wieder Kon-
zerte spielen und ich habe einer-
seits richtig Bock darauf. Aber: 
Raststättenessen, Buffets, Alko-
hol. Früher hätte ich mich darauf 
gefreut, jetzt macht es mir Angst. 
Hoffentlich macht es mich nicht 
wieder so megafett.

Monchi,  
gebürtig Jan 
Gorkow, Jg. 
1987, ist seit der 
Gründung 2007 
Sänger der 
Punkband Feine 
Sahne Fischfilet. 
2017 erschien 
mit „Wildes Herz” 
eine Doku von 
Charly Hübner 
über die Band. 
Monchis Buch 
„Niemals 
satt – Über den 
Hunger aufs 
Leben und 
182 Kilo auf der 
Waage” ist im 
April bei Kiepen-
heuer & Witsch 
erschienen.

Rund ein Drittel 
seines Körper­
gewichts verlor 
der Sänger 
Monchi. Doch die 
Angst vor dem 
Rückfall bleibt  
Foto:  
Bastian Bochinski
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Wer kann die  
Reichen eigentlich  
verdauen?

I
n puncto „Eat the rich“ habe ich Klärungs-
bedarf. Die Reichen essen, okay, aber wer 
kann die Reichen eigentlich verdauen? Wel-
che Rezepte gibt es? Geht es um Kannibalis-

mus oder Enteignung? Ist das ein Dumpling? 
Und: Gibt’s das auch als Bowl?

Über die Osterfeiertage sind die relevanten 
Fragen in Vergessenheit geraten. Auf Twitter 
wurde heiß diskutiert, allerdings nicht über 
Serviervorschläge, sondern über Einfamili-
enhäuser. Als wären Einfamilienhäuser an 
sich nicht schon langweilig genug, spottete 
ein Tweet über die Leute, die das Jahr über 
„Eat the rich“ sagen, wenn die Ferien bei den 
Eltern im Einfamilienhaus verbracht werden. 
Darf maus das, oder macht dies eine_n zum 
„falschen Fuffziger“, um in der Sprache des Ka-
pitals zu bleiben? Wie immer, wenn es um die 
eigene Politik und den (vermeintlichen) Wohl-
stand der Eltern geht, war das Thema extrem 
aufwühlend für viele User_innen. Der Aus-
gangstweet war naiv: Die Annahme, dass Ein-
familienhaus per se mit Reichtum zu tun hat, 
ist falsch. Klar, es gibt auch Leute, die sich we-
niger oder gar nichts leisten können – ich will 
nicht damit anfangen, infrage zu stellen, ob 
Leute, die zwar von Hartz IV, aber zumindest in 
einer Wohnung leben, nicht auch bei „Eat the 
rich“ mitgemeint sind, solange es Menschen 
gibt, die auf der Straße wohnen. Aber wenn ich 
mir anschaue, was manche Eltern von Freund_
innen in ihren Mietshäusern – die gibt es näm-
lich auch – zahlen, kommen einige günstiger 
weg als viele von uns in Berliner Zweizimmer-
wohnungen. Hint: Es sind keine Villen in Dah-
lem. Wir könnten über das Stadt-Land-Gefälle 
sprechen oder über Schulden, aber darum geht 
es mir nicht. Ich bin auch in keinem Haus auf-
gewachsen, trotzdem sind meine Eltern nicht 
arm. Als Kind dachte ich auch, wer in Häusern 
lebt, muss reich sein, aber damals dachte ich 
auch, Reiche geben immer viel Geld aus. Im 
Durchschnitt verdienen BVG-Fahrer_innen 
mehr als manche Journalist_innen oder Uni-
Dozent_innen, doch ich bezweifle, dass wir 
unsere regelmäßig streikenden Genoss_in-
nen wirklich auf den Teller heben würden bei 
„Eat the rich“. Immer wieder stoße ich auf die 
Fehlannahme, eine linke Haltung ohne eigene 
Armutsgeschichte sei unglaubwürdig. It’s Gi-
ving-Kapitalismuskritik-vom-iPhone-gesen-
det-und-dafür-beschämt-werden-Vibes. Und 
diesen Vibe verstreuen eher salty Konservative 
und Neoliberale. Weder historisch noch in der 
Gegenwart geht diese These auf. Dazu möchte 
ich meinen eigenen hot take servieren: Solche 
Mythen führen dazu, dass Leute mit einem 
Bruttojahreseinkommen von 30.000 Euro ge-
gen eine Vermögenssteuer sind, weil sie den-
ken, es würde sie treffen. Der Mittelstand so-
lidarisiert sich lieber mit den Chef_innen als 
mit jenen, die wie er selbst auch ausgebeutet 
wird. Kein Wunder, dass die FDP bei Erstwäh-
ler_innen so punktet. Das Problem sind nicht 
die hässlichen Einfamilienhäuser, sondern das 
falsche Verständnis von und somit die Überi-
dentifikation mit Reichen.

Die  
Fünftage­
vorschau 
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Xavier Naidoo veröffentlicht ein Video, in dem er sich von „rechten und verschwörerischen 
Gruppen“ distanziert. Das ist ein guter Anfang, aber noch lange nicht genug

Es kann nur besser werden

Von Johannes Drosdowski

Am Dienstag überraschte Xavier 
Naidoo seine Fangemeinde  – 
und viele andere, die ihn teil-
weise schon seit Jahren kritisch 
beobachten. Nicht dadurch, 
dass er verschwörungsideolo-
gische Inhalte verbreitet hat. 
Stattdessen hat er auf YouTube 
und auf Instagram ein Video ge-
teilt, in dem er sich dafür ent-
schuldigt, dass er sein näheres 
Umfeld, Fans und andere Men-
schen „mit verstörenden Äu-
ßerungen irritiert und provo-
ziert“ habe. Er distanziere sich 
„von allen Extremen“, insbe-
sondere von „rechten und ver-
schwörerischen Gruppen“. Bis 
zum Mittwochmittag wurde 
das Video auf YouTube und In-
stagram mehr als 500.000-mal 
aufgerufen.

Nun sagt Naidoo, er habe 
„Dinge gesagt und getan“, die 
er heute bereue. Er sei „von Ver-
schwörungserzählungen ge-
blendet“ gewesen. Auch wenn 
er dabei vage bleibt, nicht sagt, 
was genau ein Fehler gewesen 
ist, was er aber vielleicht auch 
jetzt noch glaubt: das Video 
ist ein Anfang. Sein Statement 
reicht allerdings nicht aus, um 
ihn wieder in den Kreis der 
Mehrheitsgesellschaft aufzu-
nehmen, ihn als einen Men-
schen wahrzunehmen, der sich 
gegen gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeiten wie Anti-
semitismus, Rassismus, Homo
feindlichkeit stellt.

Denn diese Feindlichkeiten 
hat Naidoo lange Zeit selbst 
vertreten. Erst im Dezember 
2021 urteilte das Bundesverfas-
sungsgericht, dass die Expertin 
für Verschwörungserzählungen 
bei der Amadeu-Antonio-Stif-
tung, Melanie Hermann, Nai-
doo als „Antisemiten“ bezeich-
nen durfte. Naidoo vertrat auf 
seinen Social-Media-Kanälen 
Verschwörungserzählungen wie 
die, dass Kinder von einem pä-
dophilen Elitennetzwerk festge-
halten werden. Er zog Parallelen 
zwischen der Corona-Impfung 
und der Zombieapokalypse. Im 

talk of the town

Naidoo muss jetzt 
klar benennen, 
welche Fehler  
er gemacht hat

Schon vor 
Corona fiel 

Xavier Naidoo 
mit Verschwö-

rungsideologie 
auf: Am 

3. Oktober 2014 
nahm er an 

einer „Montags-
demo“ teil   

Foto: Christian 
Ditsch

Mai 2021 sperrte YouTube nach 
kurzer Zeit ein Video, in dem 
Naidoo mit anderen Musikern 
zusammen gegen die Corona-
Impfung singt. In „Ich mach da 
nicht mit“ säuselt er ins Mikro: 
„Dieses Gift kommt niemals 
in eure Körper rein.“ Ein ande-
rer Musiker ruft dazu auf, sich 
zu bewaffnen und den „tiefen 
Staat“ zu vernichten, ein Ver-
schwörungsmythos, der ins-
besondere von der QAnon-Be-
wegung aufgegriffen und in 
das Weltbild eingepasst wird. 
Im Hintergrund explodiert ein 
Impfzentrum. Im selben Monat 
veröffentlichte das Musikpro-
jekt „Die Konferenz“ das Lied 
„Heimat“, an dem Naidoo eben-
falls mitgewirkt hat – gemein-
sam mit Hannes Ostendorf, dem 
ehemaligen Sänger der Rechts-
rock-Band Kategorie C, der 1991 
an einem Brandanschlag auf 
ein Asylheim in Bremen betei-
ligt war.

Doch Naidoo fiel auch schon 
vor Corona mit verschwörungs-
ideologischen Äußerungen auf. 
2011 sagte er im „ARD-Morgen-
magazin“, Deutschland sei ein 

„besetztes Land“. Die Erzählung 
von der andauernden Besetzung 
ist eine Lüge, die besonders in 
der Reichsbürger*innen-Szene 
genutzt wird. Passend zu die-
ser offensichtlichen ideologi-
schen Nähe trat Naidoo im Okto-
ber 2014 bei einer „Montagswa-
che“ vor dem Bundestag auf und 
sprach zu den etwa 300 Teilneh-
menden. Vor der Bühne: Trans-
parente mit Aufschriften wie 
„Friedensvertrag jetzt. Nur so 
können wir uns von dem alliier-
ten Diktat befreien“ und „Hoch-
verrat im Bundestag“. Es wurden 
Hefte verteilt, die die Lüge von 
der „BRD-GmbH“ verbreiteten.

Wer möchte, kann Naidoo also 
sicherlich als einen Menschen 
bezeichnen, der sowohl die My-
then der Reichsbürger*innen als 
auch die von QAnon in Deutsch-
land noch populärer gemacht 
und dadurch zur Gefahr durch 
Rechte beigetragen hat.

Naidoo sollte Kontakte  
in die Szene abbrechen
Und jetzt der Sinneswandel. In 
dem Video sagt Naidoo, er habe 
ihn durchlebt, weil seine Frau 
aus der Ukraine komme und er 
Freunde und Familie aus dem 
Land holen musste. Er sei „be-
stürzt und aufgerüttelt“ von 
der „russischen Invasion“. Da-
bei wirkt er ernst, gefasst, orga-
nisiert. Er schildert seine „Suche 
nach Wahrheit“, während der er 
auf Irrwege gekommen sei. Am 
Ende noch mal eine Entschuldi-
gung und die Bitte um Verzei-
hung. 

Doch wenn Naidoo es ernst 
damit meint, wenn er wieder-
gutmachen möchte, dass er ver-
schwörungsideologische Lügen 
unter seinen Anhänger*innen 
verbreitet hat, und welche Fol-
gen das unter Umständen für 
uns als gesamte Bevölkerung 
hatte, dann kann das nicht das 
Ende sein.

Es muss eine Abkehr erfol-
gen von allen Kontakten, die 
er im verschwörungsideologi-
schen Millieu pflegt – egal wie 
praktisch sie sein mögen. Diese 
Abkehr könnte als Opfer gedeu-

tet werden, das er aus Reue er-
bringen muss. Doch vor allem 
wäre sie ein Zeichen und Selbst-
schutz. Denn wie soll Naidoo ei-
nen Ausstieg schaffen, wenn die 
Menschen, die ihn in seinem 
Verschwörungswahn gestützt 
haben, noch in seinem Umfeld 
sind?

Außerdem muss Naidoo klar 
benennen, welche Fehler er ge-
macht hat. Er muss sich selbst 
darüber klar werden, wen er bei 
welcher Gelegenheit wodurch 
verschwörungsideologisch be-
einflusst oder durch Verschwö-
rungsideologien direkt oder in-
direkt verletzt hat. Er kann nicht 
vage von einem „Irrweg“ reden 
und hoffen, dass sich die Opfer 
seiner vorherigen Äußerungen 
angesprochen und gewürdigt 
fühlen.

Eine Entschuldigung besteht 
im Idealfall aus mehreren Kom-
ponenten:

1. „Es tut mir leid, dass“, 
2. Eine klare Benennung des 

Fehlers oder der Tat 
3. Eine Erklärung, weshalb 

man den Fehler oder die Tat be-
gangen hat 

4. Eine Absichtserklärung: 
„In Zukunft möchte ich …, um 
mein Verhalten wiedergutzu-
machen.“

Diese Entschuldigungskette 
hält Naidoo bisher nicht durch. 
Besonders der letzte Punkt fehlt 
schmerzlich in seinem Video: 
Was gedenkt Naidoo nun zu tun?

Er sollte sich öffentlich und 
bei jeder Gelegenheit gegen 
Verschwörungserzählungen 
aussprechen. Ein*e Aussteige
r*in kann für Verschwörungs-
gläubige glaubhafter sein als 
ein Mensch, der schon seit Jah-
ren gegen Verschwörungsideo-
logien argumentiert. Naidoo 
weiß, wie es sich anfühlt, in ein 
Loch aus Lügen hineingezogen 
zu werden. Er weiß aber auch, 
wie es ist, diesen Sturz zu erken-
nen und zu versuchen, sich vom 
Glauben zu lösen. Diese Erfah-
rungen können wertvoll sein – 
wenn er sie öffentlich äußert 
nicht nur für ihn selbst, son-
dern auch für alle Zuhörenden.
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E
in Foto an einer Wand in ei-
ner Berliner Wohnung, das 
Bild zeigt ein Dorf vor blass-
grünen Hügeln. Die Hügel 
liegen im kurdischen Teil 
der Türkei. In der Wohnung, 

in der das Foto hängt, bereitet eine alte 
Frau Aşure zu, eine Dessertsuppe aus 
Früchten. „Wie viele Früchte habt ihr 
im Dorf verwendet?“, fragt die Regis-
seurin aus dem Off. „In unserem Dorf 
gab es keine Früchte. Es gab gar nichts. 
Nur so ein trockener Berg.“ Ein trocke-
ner, karger Berg, auf den sich auch nach 
Jahrzehnten noch Sehnsüchte richten. 
Serpil Turhans Dokumentarfilm „Köy“ 
(Dorf) zeigt drei kurdische Frauen aus 
drei Generationen. Alle drei sind Teil 
der Familie oder des Umfelds der Regis-
seurin, alle drei leben in Berlin.

Die alte Frau mit dem unerschüt-
terlichen Realismus ist Turhans Groß-
mutter Neno. Zu Beginn des Films er-
zählt sie die Geschichte eines unerwar-
teten Bleibens. Anfang der 1970er Jahre 
geht ihr Mann als „Gastarbeiter“ nach 
Deutschland, nach und nach folgt der 
Rest der Familie. Niemand rechnet da-
mit, dass die Familie lange bleibt. Das 
Geld wird zurück in die Türkei ge-
schickt und dort investiert, um ein 
Leben aufzubauen, das nie stattfinden 
sollte. Die Familie ist geblieben. Und 
dennoch: Als ihre Enkelin erzählt, sie 
überlege, ihren Pass abzugeben, rät 
Neno ab. Man weiß nie. So sehr die tür-
kische Regierung an der Beziehung sä-
gen mag, abschneiden will die alte Frau 
sie nicht, das Land nicht den anderen 
überlassen.

Vor allem zu Beginn des Films geht 
es viel um Pässe. Pässe, die man hat, 
Pässe, die man mitnimmt. Zûrê, die 
zweite Protagonistin des Films, erzählt, 
wie sie als Jugendliche von zu Hause 
weggelaufen ist. Das Einzige, was sie 
mitgenommen hat, sei ihr Pass gewe-
sen. Im Rückblick ergänzt sie, sie habe 
damals wohl viele Filme gesehen, in 
denen Männer Frauen ihre Pässe weg-
genommen haben, um sie am Weglau-
fen zu hindern. Als Zûrê als Kind in die 
Schule gekommen ist, hat sie erfahren, 
dass in ihrem Pass steht, dass sie Sa-
niye heiße. Zûrês Pass mit dem frem-
den, später vertraut gewordenen Na-
men war Garant der Unabhängigkeit. 
In der Diskussion zwischen Serpil Tur-
han und ihrer Großmutter ist der Pass 
hingegen das Objekt, an dem sich Fra-
gen der Zugehörigkeit festmachen.

„Ich bin geboren, da gab es schon 
Krieg und ich will nicht sterben, wenn 
es immer noch Krieg gibt.“ Hêvîn, die 
jüngste der drei Porträtierten, begegnet 
der Film als Aktivistin. Später berichtet 
sie vom schlechten Gewissen, in Berlin 
in relativer Sicherheit zu leben, wäh-
rend kurdisches Leben in der Türkei be-
droht ist. Sie überlegt, zur Parlaments-
wahl 2018 als Wahlbeobachterin in die 
Türkei zu fahren, bewirbt sich parallel 
bei Schauspielschulen, wird schließ-
lich an der Universität der Künste an-
genommen.

Für alle drei Frauen ist „Köy“, das 
Dorf, ein Sehnsuchtsort. Ein Ort, den 
man besuchen, an dem man leben, an 
dem man beerdigt werden will. Zûrê 
wünscht sich, einmal ein ganzes Jahr 
mit allen Jahreszeiten in Varto, im Os-
ten der Türkei zu erleben. Nach einer 
verletzungsbedingten Pause erfüllt sie 
sich ihren Wunsch. Trotz aller Zweifel, 
ob sie all die Freiheiten, die sie sich er-
kämpft hat, auch in der Türkei wird 
leben können. Der Sehnsuchtsort ist 
auch ein Angstort. Zûrê hatte gehofft, 
ihren Wunsch in friedlicheren Zeiten 
umzusetzen. Doch der letzte Anlauf 
scheiterte als die Türkei erneut eine 
Repressionswelle begann. Auf Frieden 
zu warten, um den Wunsch Wirklich-
keit werden zu lassen, erscheint ihr 
zunehmend unrealistisch. Als Hêvîn 
überlegt, als Wahlbeobachterin in die 
Türkei zu gehen, ruft ihre Mutter und 
ihr ganzes Umfeld ihr in Erinnerung, 
dass sie sich besser darauf einstellt, 
verhaftet zu werden. Von der Kompli-
ziertheit der Situation genervt, erwi-
dert Hêvîn, ein Spanier müsse sich sol-
che Gedanken nicht machen, bevor er 
nach Hause fahre. Nur die Großmutter 
erwidert auf all die Befürchtungen und 
Ängste: „Du hast Angst, er hat Angst, 

alle haben Angst. Wenn alle Angst ha-
ben, was soll dann geschehen.“

Visuell ist „Köy“ ein statischer Film. 
Zwar begleitet er seine drei Protago-
nistinnen auch im Alltag, den Kern 
des Films bilden jedoch die Gesprä-
che, die die Regisseurin mit den dreien 
führt. Die Bewegung findet vor allem 
im Austausch, im Wechsel der Perspek-
tiven der Gesprächspartnerinnen statt. 
Besonders in den Gesprächen der Re-
gisseurin mit ihrer Großmutter zeigt 
sich diese Beweglichkeit der Dialoge. 
„Genre der intimen Gespräche“ hat Ma-
deleine Bernstorff diesen Fokus auf das 
Reden in Turhans Filmen in einer Be-
sprechung zu „Köy“ genannt. Das Be-
sondere an „Köy“ ist, dass diese Intimi-
tät nicht privat bleibt, sondern sich Fa-
miliäres und Politisches vermischen.

„In den letzten Jahren verfolgte ich 
intensiv die politische Entwicklung in 
der Türkei, und meine Ambivalenz zum 
Herkunftsland meiner Familie wuchs. 

Ich versuchte, eine Haltung zu finden 
und realisierte, dass es mir alleine nicht 
gelang. Es war für mich notwendig, mit 
Menschen zu sprechen, die eine Verbin-
dung wie ich zur Türkei hatten und die 
politische Entwicklung aus der Ferne 
beobachteten“, schreibt Serpil Turhan 
im Pressematerial zum Film. Die kur-
dische Herkunft und die unterschied-
lichen Generationen ihrer Protagonis-
tinnen lassen ein komplexes Bild des 
türkisch-kurdischen Verhältnisses und 
der türkischen Politik entstehen.

Turhan begann ihre Filmkarriere 
Ende der 1990er Jahre als Schauspie-
lerin, unter anderem in „Geschwister 
– Kardeşler“ und „Der schöne Tag“ von 
Thomas Arslan sowie Rudolf Thomes 
Zeitreisen-Trilogie. Ab Mitte der 
2000er Jahre studierte sie bei Thomas 
Heise an der Hochschule für Gestaltung 
in Karlsruhe. Als Abschlussfilm ent-
stand 2013 ein erster autobiografischer 
Dokumentarfilm „Dilim Dönmüyor – 
Meine Zunge dreht sich nicht“. 2016 
stellte Turhan ein Gesprächsporträt 
Rudolf Thomes fertig. „Rudolf Thome 
– Überall Blumen“ feiert auf dem Fo-
rum der Berlinale Premiere. „Köy“ er-
öffnete 2021 die Duisburger Filmwoche.

„Köy“ ist ein vielschichtiges Porträt 
des türkisch-kurdischen Lebens in Ber-
lin, in einem Zustand zwischen Wahl-
heimat und Exil. Für Hêvîn ist auch 
Kreuzberg rund um das Kottbusser 
Tor Köy, das Dorf, in dem sie Bekannte 
auf der Straße trifft, die Gegend, in die 
sie aus anderen Teilen Berlins zurück-
kehrt und befreit aufatmet.

Zweimal sind die blassgrünen Hü-
gel des Dorfes in Erzincan zu sehen. 
Einmal zu Beginn und einmal zum Be-
gräbnis der Großmutter. Hier und da 
liegen einige Flecken Schnee, der Bo-
den scheint rötlich durch den kargen 
Bewuchs. Die Erde, die für das Grab aus-
gehoben wurde, ist ein trockener Hau-
fen, der Wind weht die Schaufelladun-
gen wie von selbst zurück. Wie die meis-
ten Sehnsuchtsorte kommt auch dieser 

für Außenstehende unspektakulär da-
her. Die Bezüge auf diesen Ort sind ge-
wählt oder aufgezwungen, werden ge-
pflegt oder nicht gepflegt, bleiben über 
Generationen und allerlei zufällige Le-
bensentscheidungen erhalten oder 
auch nicht. Der Fokus auf die Gesprä-
che über Fragen der Zugehörigkeit, die 
der Sehnsucht nach Heimat im Kopf 
nachgehen, voller Humor und Intimi-
tät, machen „Köy“ zu einem eindring-
lichen Film. Man wird es kaum vermei-
den können, berührt, nachdenklich und 
gesprächig aus dem Kino zu kommen.

„Köy“. Regie: Serpil Turhan. Deutsch-
land 2021, 90 Min.
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Das Dorf als Sehnsuchtsort

Für alle drei Frauen 
ist „Köy“ (deutsch: 
das Dorf) ein Ort, 
den man besuchen, 
an dem man leben, 
an dem man be­
erdigt werden will

kultur

Hêvîn hat ein schlechtes Gewissen, da sie in Berlin sicher lebt, während kurdisches Leben in der Türkei bedroht ist   Foto: Salzgeber 

Von Fabian Tietke

Zwischen Wahlheimat und Exil: Serpil 
Turhans Dokumentarfilm „Köy“ ist ein 
vielschichtiges Porträt türkisch-kurdischen 
Lebens in Berlin

Abonnent*innen unserer Zeitung 
werden sich gewundert haben, dass 
am gestrigen Mittwoch keine frische 
taz im Briefkasten war. Auch online 
waren wir einige Stunden unerreich-
bar; einem Stromausfall sei Dank. 
Als kleine Entschädigung hängen wir 
heute acht Seiten von gestern dran. 
Gehen Sie dort gerne eigenständig 
auf Fehler- statt auf Ostereiersuche, 
damit wir dann in der morgigen 
Ausgabe im Fall der Fälle wieder 
etwas berichtigen können.

berichtigung

Neno ist die Großmutter der Regisseurin   Foto: Salzgeber

Zûrê möchte einmal alle Jahreszeiten in ihrem Heimatdorf erleben   Foto: Salzgeber



und gesellschaftlich prekären 
Charakter.

Auch die Frauen seine Fami-
lie, die kleidertragenden Trollen 
gleich über die engen Stiegen 
des Hauses flattern (Kamera: 
Erik Wilson), scheinen außer-
weltlich. Somit ist die schrul-
lige Truppe, deren unverheira-
tete weibliche Mitglieder sich 
mit noch ganz anderen Etiket-
ten herumschlagen müssen, der 
konventionellen britischen Up-
perclass schon lange suspekt. 
Wains Hochzeit mit der neuen 
Gouvernante der Kinder, Mrs 
Richardson (Claire Foy), katapul-
tiert die Wains endgültig ins ge-
sellschaftliche Aus: Richardson 
ist, what a scandal, zehn Jahre äl-

ter als der 23-jährige Wain. Und 
damit „geradezu geriatrisch“, 
wie die Off-Stimme süffisant 
anmerkt.

Dem Glück der Jungvermähl-
ten tut dies keinen Abbruch. Das 
Idyll mit zugelaufenem Kätz-
chen ist allerdings von kur-

zer Dauer – Richardson stirbt 
drei Jahre später an Brustkrebs. 
Erst damit entwickelt sich das 
schicksalsbestimmende Kat-
zen-Menschen-Band: Kater Fe-
lix, den Wain von nun an beses-
sen malt, wird der Grundstock 
für den wackeligen Erfolg des 
Außenseiters. Denn, so stellt 
es Sharpes Film dar, der auf ei-
nem mit Simon Stephenson ver-
fassten Drehbuch basiert, hinter 
Wains Vorliebe für die so gefähr-
liche wie respekteinflößende 
„Elektrizität“, die er zwischen 
Katzen und Menschen wahr-
nimmt, steckt eine besondere 
Sicht des Lebens. Oder auch eine 
schwere psychische Krankheit.

Sharpes Story, deren Bilder 
wie hyperkitschige Kalender-
blätter oder artifizielle Prog-
Rock-Träume vom Elfenland 
aussehen, kreist zunächst um 
die romantische Liebesbezie-
hung. Schließlich steigt sie im-
mer mehr ein in Wains Wahr-
nehmung – jene Elektrizität, die 
für „Aura“, oder, wie es ein Gön-
ner Wains erklärt, für die Liebe 
zwischen den Menschen ste-
hen könnte, teilt Wain in „gut“ 
und „böse“ auf und behauptet, 
Katzen und Menschen könnten 
sie channeln. Seine Bilder wer-
den zu psychedelischen Spekt-
ren mit glänzenden Augen im 
Zentrum, zeitgleich beginnt 
er, die Katzen zu verstehen – 
Sharpe blendet fortan in elegan-

ter Schreibschrift Katzenunter-
titel ein, die wiedergeben, was 
Katzen Tiefgründiges durch das 
Fellköpfchen gehen könnte: „Ich 
kann springen …“, maunzt ein 
Katzenbaby, „springen!“

Der liebevolle Humor, der ne-
ben Sharpes und Stephensons 
Drehbuch auch aus allen ande-
ren Gewerken (außer dem ver-
unglückten Score) strömt, unter-
streicht in „The Electrical Life of 
Louis Wain“ die Toleranz gegen-
über Kitsch einerseits und psy-
chischen Krankheiten anderer-
seits, welche man auch immer 
findet. Denn es geht nicht da-
rum, ob die damaligen und mo-
dernen Ärzt:innen (in der Retro-
spektive) Schizophrenie, Wahn 
oder autistische Spektrumsstö-
rung diagnostizieren. Die trotz 
des miauenden Animalismus 
sehr humanistische Quintes-
senz wird von Nick Cave, dessen 
„Ghosteen“-Albumcover mo-
tivisch stark an Wain erinnert, 
in einer Gastrolle als H. G. Wells 
zusammengefasst: „Es ist eng-
lischen Katzen peinlich, wenn 
sie nicht so aussehen und le-
ben wie Wains Katzen.“ Manch-
mal möchte man eben einfach 
in Wains World sein.

„Die wundersame Welt des 
Louis Wain“. Regie: Will Sharpe. 
Mit Benedict Cumberbatch, 
Claire Foy u. a. Großbritannien 
2021, 111 Min.
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„Die wundersame Welt des Louis Wain“ widmet sich humorvoll  
dem Leben des als Katzenmaler bekannt gewordenen Künstlers

Wains World

Von Jenni Zylka

Katzenvideos sind die Neme-
sis ganzer Generationen. Milli-
onen entspannen sich beim di-
gitalen Gemaunze, finden Pföt-
chen süüüüüüß und haben das 
Gefühl, die sanften Augen der 
Kleinraubtiere schauten ihnen 
tief in die Seele. Das war nicht 
immer so. Katzen galten – im 
Gegensatz zu treuen Hunden 
– lange als irrationale Milben-
schleudern, die nichts in der 
Wohnung zu suchen haben. 
Katzen-Abbilder saßen höchs-
tens mal in Wunderland-Bäu-
men und grinsten. Aber auch 
das wirkte eher bedrohlich.

Vermutlich trug Louis Wain 
einen Anteil am Aufstieg der 
Katze zur der Menschen (zweit-)
besten Freundin bei: Der briti-
sche Künstler malte sie nicht 
als räudiges Straßenviech, das 
an Fischresten aus dem Rinn-
stein knabbert. Sondern als an-
thropomorphe, charakterlich 
vielfältige, handelnde Wesen, 
die in Menschenkleidung in-
teragieren, oder als Vexierbil-
der vor ornamentalem Hinter-
grund. Ab dem späten 19. Jahr-
hundert erschienen Louis Wains 
teilweise surreale Katzenkarika-
turen in der britischen Tageszei-
tung London News Illustrated 
und verwandelten die Leser:in
nen in „cat people“.

„He made life happier – and 
cattier“, konstatiert eine Off-
Stimme (Olivia Colman) in Will 
Sharpes fiktionalem Biopic „The 
Electrical Life of Louis Wain“. Der 
Film erzählt den Werdegang von 
Louis Wain (Benedict Cumber-
batch), der mit fünf jüngeren 
Schwestern und der verwitwe-
ten Mutter in einem Häuschen 
im viktorianischen London lebt 
und Probleme mit der Rolle als 
Familienoberhaupt und -ernäh-
rer offenbart. 

Denn Wain, dessen zeichne-
risches Talent unverkennbar ist 
– wenn er für die Zeitung Land-
wirtschaftsausstellungen „co-
vert“, strichelt er mit beiden 
Händen gleichzeitig seine Ein-
drücke von wilden Bullen und 
lieben Kühen aufs Blatt –, wirkt 
ansonsten eher seltsam: Cum-
berbatch gibt den Helden mit 
unterm Schnauzer versteckter 
Gaumen-Lippen-Spalte und mit 
manische Arbeitsethik spiegeln-
den, zuckenden Mikrobewegun-
gen als einen gutmütigen, doch 
wirtschaftlich, kommunikativ 

M
ay ist arm, und sie ist erst vierzehn 
Jahre alt, da wird sie einem reichen 
Landbesitzer im Norden Vietnams 
als dritte Ehefrau zugeführt. Es ist 

das 19. Jahrhundert, „May, die dritte Frau“ ist 
ein Historienfilm, aber weder die Kostüme 
noch die genauen sozialen Umstände wer-
den betont. Mit May, der Protagonistin, geht 
es in einer zeremoniellen Kanufahrt hinein in 
eine geschlossene Welt. Ihr und uns wird we-
nig erklärt, vorgeführt, Regisseurin Ash May-
fair (vietnamesischer Name: Phuong Anh 
Nguyen) gibt dem Unausgesprochenen viel Ge-
wicht, den Gesten der Frauen, der Seidenpro-
duktion, die das Arbeitsleben bestimmt, aber 
auch den Bildern der Natur, die im Close-up 
eigene, manchmal fast traumverlorene Stim-
mungen erzeugen.

Angesiedelt ist die Geschichte im Norden 
des Landes, Wasser und Berge, der Film ist weit 
davon entfernt, die Schönheiten dieser Umge-
bung zu leugnen. Ebenso weit davon entfernt 
ist er jedoch, die Brutalität auszublenden, mit 
der die Gesellschaft die Frauen als Verfügungs-
masse behandelt. Es ist May, von der dreizehn-
jährigen Nguyen Phuong Tra My gespielt, die 
bei einem Casting mit 900 Kandidatinnen 
ausgewählt wurde. Es sind ihre Blicke, die die 
Konturen der Zwänge sichtbar machen. Wie-
der und wieder setzt Mayfair sie als Beobach-
terin in Szene, wortlos ahnend und erkennend, 
verstört bemüht, sich in ihrer aufgezwungenen 
Lage zurechtzufinden.

Gesprochen wird wenig, es verwundert 
nicht, wenn man liest, dass die Regisseurin von 
ihrem ohnehin schon ohne jeden Kitsch poe-
tischen Film, nachdem dieser in Farbe bei vie-
len Festivals mit Erfolg lief, unter dem Titel „Be
tween Shadow and Soul“ aus demselben Ma-
terial eine zweite Fassung erstellte: ganz ohne 
Dialog und in Schwarz-Weiß. Sehr schade, dass 
die DVD-Edition diesen anderen selben Film 
nicht enthält.

May hat das Glück, schwanger zu werden 
und sich mit diesem Vorwand den sexuellen 
Ansprüchen des Mannes erst einmal entziehen 
zu können. Die anderen Ehefrauen raten ihr 
unterdes, durch Selbstbefriedigung sich einen 
dem Zwang abgewandten Bereich der Lust zu 
erschließen. Sie selbst haben dem Mann Kinder 
geboren, die zweite Ehefrau, Xuan, drei Töch-
ter, die erste einen Sohn, was ihr, da Männer 
mehr gelten, größere Anerkennung verschafft. 
So betet auch May, mit schlechtem Gewissen, 
sie möge einen Sohn gebären, ihrer eigenen 
Stellung wegen und weil das soziale Unglück 
der Frauen mit der Geburt programmiert ist.

Allerdings ist das Begehren des Sohns so 
verkorkst, wie es unter solchen Bedingungen 
sein muss: Er hat ein Verhältnis mit der zwei-
ten Frau Xuan. Der Versuch einer Zwangsver-
heiratung mit einer Jüngeren, die er nicht will 
und nicht kennt, scheitert auf furchtbare Weise. 
May ihrerseits entwickelt zärtliche Gefühle für 
Xuan, vielleicht sogar Liebe, aber der Weg zu 
diesem Glück auf der Seite ist gleichfalls ver-
sperrt.

„May, die dritte Frau“ ist ein in seiner Stil-
sicherheit verblüffendes Debüt. Regisseurin 
Mayfair, in Ho-Chi-Minh-Stadt geboren, hat 
ihre Heimat mit 13 Jahren verlassen, am Thea-
ter gearbeitet und an der NYU Film studiert. Für 
das Drehbuch zum Film erhielt sie den Spike 
Lee Film Production Award. Als künstlerischer 
Berater kam an der Seite seiner Ehefrau Tran 
Nu Yen Khe, die Ha, die erste Frau, spielt, Tran 
Anh Hung, unter anderem Gewinner des Gol-
denen Löwen für „Cyclo“, an Bord.

Mayfair hat den Film auch in Vietnam ins 
Kino gebracht – allerdings wurde er nach weni-
gen Tagen von der Zensur verboten, unter dem 
Vorwand, dass er eine Dreizehnjährige in Sex-
szenen zeige. Der wahre Grund dürfte ein an-
derer sein: „May, die dritte Frau“ zeigt die zer-
störerischen Zwangsverhältnisse, die konser-
vative Geschlechterpolitik produziert, bei aller 
Sanftheit ganz unverblümt. � Ekkehard Knörer

Das Leben
einer Drittfrau,
in Vietnam

„May, die dritte 
Frau“ (Vietnam 
2018, Regie: 
Ash Mayfair). 
Die DVD ist ab 
rund 14 Euro im 
Handel 
erhältlich. 
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Von Nora Rauschenbach

Gnadenlos ehrlich, zynisch – manch-
mal vielleicht etwas zu zynisch – 
und doch stets humorvoll beschäf-
tigt sich die Kolumnistin Mely Ki-
yak in ihrem neuen Buch „Werden 
sie uns mit FlixBus deportieren?“ 
mit Fragen rund um die Geflüch-
teten- und Migrationspolitik. Da-
bei ist es vor allem die Doppelmo-
ral der Politiker*innen wie auch der 
großen Medienhäuser, die sie um-
zutreiben scheint: Angefangen von 
den „Flüchtlingen, die neuerdings 
Migranten heißen“, über die Mig-
rantenliteratur als „unansehnliche, 
pummelige Cousine aus dem Zonen-
randgebiet der echten deutschen Li-
teratur“ bis hin zu sexuellen Über-
griffen, die deutlich mehr Aufmerk-
samkeit bekommen, wenn sie von 
Ausländern verübt werden. Über 
all diese Themen und noch mehr 
echauffiert sich Kiyak in ihren kur-
zen Essays.

Obwohl sie das Buch weit vor Pu-
tins Angriff auf die Ukraine schrieb, 
lassen sich ihre Betrachtungen mit 
Blick auf die aktuelle Krise noch 
weiter zuspitzen. Wenn man diese 
Krise denn als solche bezeichnen 
will, denn auch das hat Kiyak in ih-

rem Buch sehr treffend erkannt: Für 
wen ist das eigentlich eine Krise? Ja 
wohl für die Geflüchteten und nicht 
für Europa.

Erinnert sich zufällig noch je-
mand an den ehemaligen Bürger-
meister der nordrhein-westfäli-
schen Stadt Schwerte, Heinrich Bö-
ckelühr, und seinen Plan, die 21 der 
Stadt zugeteilten Flüchtlinge in der 
KZ-Außenstelle Buchenwald unter-
zubringen? Er begründete das 2015 

damit, dass „in Schwerte kein Nach-
holbedarf an Erinnerungskultur“ be-
stehe und die „menschenwürdige 
Unterbringung von Flüchtlingen“ 
im Vordergrund stehe, die in der 
Einrichtung gegeben sei. Lässt man 
den Fakt außen vor, dass es damals 
strikte Ortszuweisungen für Ge-
flüchtete gab, sie sich also nicht frei 
in Deutschland bewegen konnten – 

ganz zu schweigen von den nachfol-
genden Strapazen beim Asylverfah-
ren –, hätte im Jahr 2022 niemand 
daran gedacht, ukrainische Geflüch-
tete in einem ehemaligen KZ unter-
zubringen, denn das ist schlichtweg 
geschmacklos. Ganz nebenbei, Herr 
Böckelühr, besteht in ganz Deutsch-
land noch immer Nachholbedarf in 
Sachen Aufarbeitung des National-
sozialismus.

Mely Kiyak schreibt dazu: „Der 
Hammer für überschuldete und 
hilfsbedürftige Kommunen wäre 
natürlich die Mehrzwecknutzung 
der Leichenkeller in den Kranken-
häusern. Da steht doch sicher das 
eine oder andere Kühlfach leer. 
Mit einer Wolldecke kann man das 
überleben. Wer sein Zuhause verlo-
ren hat, ist gewiss froh über ein Ein-
zelbett.“ Sie bringt hier die Proble-
matik in einer solchen Absurdität 
auf den Punkt, dass man beim Le-
sen nicht weiß, ob man lachen oder 
weinen soll. Schließlich hat der Krieg 
in der Ukraine bewiesen, dass es an-
ders geht.

Hunderttausende Ukrainer*innen 
sind inzwischen in Deutschland an-
gekommen, viele von ihnen wurden 
in privaten Unterkünften aufgenom-
men sowie in Hotels und Kirchen. 

Auch wenn die zivilgesellschaftli-
che Hilfsbereitschaft um einiges hö-
her scheint als bei den syrischen Ge-
flüchteten 2015, so gab es ähnliche 
Bürgerinitiativen doch auch schon 
vor ein paar Jahren und genau das 
kritisiert Kiyak: „Irgendwann wird 
die Bürgerhilfe als selbstverständ-
lich betrachtet. Im Hinblick auf kom-
mende Flüchtlinge ist das fatal.“

Sind wir da jetzt angekommen, 
bei der fatalen Unterstützung seitens 
der Bürger*innen? Oder gelten für 
nicht-europäische Geflüchtete ein-
fach andere Regeln und sie müssen 
sich eben mit der Unterstützung be-
gnügen, die sie bekommen können?

Obwohl Kiyak ihre Gedanken zu 
diesen Missständen weitgehend 
gut verständlich und pointiert äu-
ßert, kommt doch hin und wieder 
die Frage auf, für wen sie eigentlich 
schreibt. Soll ihre Essaysammlung 
ein Weckruf für die deutsche Poli-
tik sein? Eine Aufforderung an die 
heteronormative, weiße Zivilbevöl-
kerung vielleicht? Oder doch eine 
Art Hommage an die Betroffenen? 
Es bleibt unklar.

Mely Kiyak: „Werden sie uns mit 
FlixBus deportieren?“ Hanser Verlag, 
München 2022, 224 Seiten, 22 Euro

Soll man weinen oder lachen? In kurzen Essays spitzt Mely Kiyak die Diskussionen um Migrationspolitik zu 

Krise, für wen eigentlich?

Louis Wain (Benedict Cumberbatch) und Emily Richardson-Wain (Claire Foy)   Foto: Studiocanal

„Es ist englischen 
Katzen peinlich, 
wenn sie nicht so 
aussehen und leben 
wie Wains Katzen“

„Irgendwann wird die 
Bürgerhilfe als 
selbstverständlich 
betrachtet.“
Mely Kiyak

Die Regisseurin gibt dem 
Unausgesprochenen 
viel Gewicht,  
den Gesten der Frauen, 
der Seidenproduktion, 
die das Arbeitsleben 
bestimmt
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Durch Tiktok entstand um den schwedischen HipHop-Künstler Yung Lean ein Hype. 
Aber reicht das für sein neues Mixtape-Album „Stardust“ auf die lange Distanz?

Musik zum Unterlegen 
von Videoclips

Von Louisa Zimmer

Den Zeitpunkt für die Veröffentli-
chung seines neuen Mixtapes „Star-
dust“ hat er sich gut ausgedacht, der 
25-jährige Jonatan Leandoer, besser 
bekannt als Yung Lean. Denn sein 
Song „Ginseng Strip 2002“ von 2013 
ist bereits seit Monaten ein „Viral 
Hit“, also ein Stück Musik, das sich 
bei der vor allem von Jugendlichen 
genutzten chinesischen Plattform 
Tiktok außerordentlicher Populari-
tät erfreut. Bei Tiktok werden nicht 
mehr vollständige Songs geschätzt, 
sondern kurze, eingängige Aus-
schnitte, sogenannte Snippets.

Fast 13 Millionen Videos wurden 
von Tiktok-Nutzer:innen mit dem 
Ausschnitt aus dem Refrain von 
„Ginseng Strip 2002“ unterlegt. Der 
Hype erinnert an Leandoers Durch-
bruch als Teenager, immerhin wurde 
der Rapper mit seinen ersten You-
tube-Uploads zu einem Internet-
Meme. Mit seiner Debüt-EP „Laven-
der“ und dem Album „Unknown 
Death 2002“ wurde der Stockhol-
mer Künstler zum festen Bestand-
teil der ironischen Internetkultur 
der zehner Jahre, etablierte Genres 
wie Cloud und Emo Rap. Charakte-
ristisch für Yung Leans Sound wa-
ren sein monotoner Sprechgesang, 
den er mit atmosphärischen Trap-
beats und einprägsamen Hooks un-
terlegte.

Die Dokumentation „Yung Lean: 
In My Head“ (2020) erzählt vom ko-
metenhaften Aufstieg des schwe-
dischen Rappers, zeigt dabei aber 
auch die Schattenseiten früher Er-
folge. Eine drogeninduzierte Psy-
chose und der tragische Tod seines 
Managers stellten eine Zäsur in der 
Karriere des Musikers dar. Je produk-
tiver er trotz der Rückschläge wurde, 
desto düsterer und melancholischer 
geriet sein Stil. So gründete er die 
Postpunk-Band Död Mark, als jona-
tan leandoer127 (später jonatan le-
andoer96) veröffentlichte er fortan 
experimentelle Lo-Fi-Indiesongs. 
Unter dem Alias Yung Lean folgten 
weitere Alben und Mixtapes, auf de-
nen er die stilistischen Beschränkun-
gen von HipHop hinter sich ließ, wie 
zuletzt auf „Starz“ (2020).

Das neue Mixtape „Stardust“ 
kommt deutlich elektronischer und 
weniger introvertiert daher. Für die 
Produktion hat Yung Lean promi-
nente Gäste verpflichtet. Darunter 
etwa US-Stadionravestar Skrillex 
genauso wie das experimentelle 
Stockholmer Underground-Kollek-

tiv Drain Gang, das Pop mit HipHop 
und Elektronik fusioniert. Um das 
Kollektiv gab es zuletzt ebenfalls ei-
nen Tiktok-Hype. Die Drain-Gang-
Mitglieder Bladee, Ecco2K, Yung 
Sherman, Whitearmor und Thaiboy 
Digital begleiten Leondaer schon seit 
Beginn der Karriere, damals nann-
ten sie sich noch „Sadboys“. Mit ihrer 
Unterstützung sowie der von expe-
rimentellen Produzenten wie Woe
sum oder Art Dealer versucht Yung 
Lean, seinen Sprechgesang auf den 
Dancefloor zu hieven. Jeder Song 
des Mixtapes besteht aus verschie-
denen Soundschnipseln, die häufig 
von Eurodisco, Trance und Garage 
beeinflusst sind.

Der überraschendste Song auf 
„Stardust“ bedient sich aber nicht 
dieser Genres, sondern zeigt sich 
vom Postpunk und Elektropop be-
einflusst. Für „Bliss“ lud Yung Lean 
die Britin FKA Twigs ein, die jüngst 
mit ihrem Mixtape „Caprisongs“ 
auch auf den Dancefloor schielte. 
In der gemeinsamen Single sam-
pelt Leandoer den sowjetischen 
Postpunk-Song „Na zare“ der Band 
Alyans aus dem Jahr 1987, und FKA 
Twigs klingt dank Autotune wie die 
kanadische Sängerin Grimes wäh-
rend ihrer „Art-Angels“-Ära.

In Kombination mit Leandoers 
verzerrtem und verfremdetem Ge-
sang und dem zappeligen Basslauf 
des Samples wird ein rumorender 
Pop-Sound kreiert, den man so bis-
lang weder von Leandoer noch von 
FKA Twigs gewohnt war. So vielfäl-
tig wie die Einflüsse der Single sind 
auch die weiteren Tracks des Al-
bums. „Trip“ greift dank euphori-
scher Hyperpop-Beats und großer 
Übertreibung beim Gesang eine 
unbeschwerte Atmosphäre auf, die 
an den dilettantischen Beginn von 
Yung Lean erinnert. Das von Skril-
lex produzierte „Lips“ wird von UK-
Garage-Beats dominiert, leider fällt 
der Song dank seinem schmierigen 
Text („Lick, lick, lick and a kiss, kiss, 

kiss / down from her neck to her legs, 
make it rain“) etwas einfältig aus.

Am besten klingt Yung Lean bei 
„Bliss“, „Trip“ und „SummerTime 
Blood“, wobei letzterer Song eher 
von Bladees ikonischen Autotune-
Vocals zehrt als von Leandoers 
Sprechgesang. Das kennzeichnet 
einen Großteil der zwölf Tracks. Ge-
rade auf den melancholischen Songs 
„All the Things“, „Nobody Else“ und 
„Gold“ erinnert Leandoers lethargi-
scher Gesang eher an jonatan lean-
doer96 als an Yung Lean. Während 
das Genöle gut zum Lo-Fi-Indie-Pro-
jekt passt, kann es dem enormen 
Dancefloor-Poppotenzial nicht ge-
recht werden, zu austauschbar klin-
gen die Texte und der stimmliche 
Einsatz. Für den digitalen Dancefloor 
mag das reichen, für die tatsächli-
che Tanzfläche ist dieser Elektro-

Rap-Mischmasch zu sperrig. Dank 
der amtlichen Produktion kommt 
das Mixtape ohnehin wie eine et-
was wahllose Koppelung diverser 
Genres und Hypes daher. „Stardust“ 
passt sich damit deutlich den Hör-
gewohnheiten des Tiktok-Zeitalters 
an, so unterschiedlich sind die Stim-
mungen, so vielfältig die verschiede-
nen Samples und Soundfragmente, 
die Leandoer und seine Produzenten 
einbringen.

Immerhin dürfte Yung Lean mit 
diesem Konzept seine neue Ziel-
gruppe erreichen. Immer mehr Tik-
tok-User:innen posten seit der Ver-
öffentlichung des Mixtapes Clips, 
die sie mit einem Snippet des Songs 
„Bliss“ unterlegen.

Yung Lean: „Stardust“ (World 
Affairs/ Year0001)

Deutlich elektronischer 
und weniger 
introvertiert klingt das 
neue Mixtape. Für die 
Produktion wurden 
zudem prominente 
Gäste verpflichtet

Yung Lean 
machte auch 
schon unter 
dem Namen 
jonatan 
leandoer127 
Musik  
Foto: Brandon 
Bowen

Wettbewerb  
um Pina Bausch 
Zentrum
Die Stadt Wuppertal 
schreibt den Bau des 
geplanten Pina Bausch 
Zentrums europaweit aus. 
Entstehen soll ein „lebendi-
ger, kreativer Ort für Kunst 
und Begegnung“. Damit 
wird erstmals weltweit eine 
Choreografin mit einem ihr 
gewidmeten Zentrum der 
Künste geehrt. Die 2009 
verstorbene Tänzerin und 
Choreografin Pina Bausch 
gilt als Pionierin des mo-
dernen Tanztheaters. Seit 
1973 prägte sie als Leiterin 
des Tanztheaters Wuppertal 
einen neuen, revolutio-
nären Stil, der weltweit 
Maßstäbe für die Künste 
gesetzt und das Ensemble 
zu höchsten internationa-
len Erfolgen geführt hat.

Wolfgang Lotz 
erhält 
Dramatikerpreis
Der diesjährige Jürgen 
Bansemer & Ute Nyssen 
Dramatikerpreis geht an 
Wolfram Lotz. Gewürdigt 
werde der „poetische Witz“ 
seiner Texte, so die Juro-
rin Ute Nyssen. Der privat 
finanzierte Preis ist mit 
15.000 Euro dotiert und 
wird jährlich vergeben. Ziel 
ist, bereits gespielten Büh
nenautor:innen den Weg zu 
weiteren professionellen 
Experimenten zu ebnen.

Koeppen-
Literaturpreis 
geht an Kracht
Seit 1998 vergibt die Stadt 
Greifswald alle zwei Jahre 
den Wolfgang-Koeppen-
Literaturpreis. In diesem 
Jahr geht der mit 5.000 
Euro dotierte Preis an 
Christian Kracht, wie die 
Stadtverwaltung mitteilte. 
Der Schriftsteller erschaffe 
„auf knappem Raum und in 
großer erzählerischer Ver-
dichtung Leseuniversen, die 
dazu einladen, sie immer 
wieder neu zu vermessen, 
um einen neuen Blick auf 
unsere Welt zu gewinnen“, 
erklärt Marcus Braun. Als 
Preisträger 2020 fiel ihm 
die Aufgabe zu, seine:n 
Nachfolger:in auszuwählen.

unterm strich
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Hilfe für linke
Medien in der Ukraine
Kritische und unabhängige Berichterstattung ist in diesen Zeiten wichtiger denn je,

und die taz als unabhängig arbeitendes Medienhaus solidarisiert sich mit zwei jungen

Medienportalen, die mit großem Mut und Unerschrockenheit und mit einer linken und

antifaschistischen Haltung aus der Ukraine berichten: Hromadske und Zaborona

verdienen jede Unterstützung - helfen Sie mit!

10 Wochen taz für 60 Euro
50 Euro Spende

gehen zu gleichen Teilen an die Medienportale
HROMADSKE UND ZABORONA.

Wenn Sie schon ein Abo haben, ist auch eine Geschenkabo
oder eine Direktspende möglich.

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.taz.de%2Fabo&eTag=2022-04-21&pub=taz&Typ=PDF&id=abo_bln_294799
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	22.30	 Dichtung und Wahrheit 
– Wie Hip-Hop nach 
Deutschland kam
	23.00	 Der „Schwulenpara-
graph“ – Geschichte einer 
Verfolgung
	23.45	 Bhagwan – Die 
Deutschen und der Guru
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	12.15	 Da kannst du einpacken 
– Verkäufer*innen im Einsatz
	12.45	 Nach drüben – Oststars 
wechseln die Seiten
	13.30	 Phantastischer Osten 
– Traumwelten in der DDR
	14.15	 Kräuter der Welt (1–4/5)
	17.15	 Der Fels im Meer 
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– Illegales Schürfen in 
Südamerika

tagestipp
Der Schriftsteller Melvin Udall ist 
ein misanthropisches, neurotisches, 
homophobes Ekel. Dann verliebt er 
sich in die resolute Kellnerin Carol 
und lernt das Gute im Leben 
kennen. Gewöhnlicher Rom-Com-
Plot, der von seinen Hauptdar
steller:innen lebt: Sowohl Jack 
Nicholson als auch Helen Hunt 
erhielten einen Oscar. 

„Besser geht’s nicht“, 20.15 Uhr, Kabel eins
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Irgendwas mit #MeToo

Von Arabella Wintermayr

Der hochrangige Tory-Politiker James 
Whitehouse (Rupert Friend) hat seine 
Ehefrau Sophie (Sienna Miller) mit ei-
ner Mitarbeiterin betrogen. Als die 
Presse davon erfährt, erzählt er ihr 
von der fünfmonatigen Affäre. Die 
Ehefrau scheint daran gewöhnt, voll 
und ganz hinter ihrem Gatten zu ste-
hen, und ist daher von diesem Vorfall 
ein wenig brüskiert, trägt ihn aber mit 
Fassung. Doch dann rollt schon der 
nächste Skandal heran: Besagte Kol-
legin, Olivia Lytton (Naomi Scott), er-
stattet Anzeige wegen einer Vergewal-
tigung, die kurz nach Ende der Affäre 
stattgefunden haben soll.

Wer die Zusammenfassung des 
Plots liest, könnte meinen: Netflix hat 
es wieder einmal geschafft, am Puls 
der Zeit zu sein. „Anatomie eines Skan-
dals“ ist eine Miniserie rund um hoch-
aktuelle gesellschaftliche Debatten. 
Basierend auf dem gleichnamigen 
Roman von Sarah Vaughan erzählt sie 
die fiktive Geschichte eines Eklats in 
der britischen Polit-Elite und reißt da-
bei Fragen um sexuelle Zustimmung, 
die Rolle von Privilegien und weibli-
cher Solidarität an. Natürlich fällt da-
bei auch das Stichwort #MeToo.

Doch die Serienschöpfer*innen Me-
lissa James Gibson („House of Cards“) 
und David E. Kelley („Big Little Lies“) 
verpassen die Chance, neue Aspekte in 
der Debatte zu thematisieren. „Anato-
mie eines Skandals“ fühlt sich mehr 

wie einer ihrer vielen medialen Nutz-
nießer an, die versuchen, durch Ver-
wendung der richtigen Buzzwords et-
was von der Aufmerksamkeit abzube-
kommen, die Themen wie sexuelle 
Selbstbestimmung gerade zuteilwird.

Dieser Eindruck entsteht vor allem 
dadurch, dass ein Großteil der Ge-
schichte wie aus dem Lehrbuch wirkt. 
Und das nicht im positiven Sinne: Jede 
Figur hat ihre klare Funktion, handelt 

folglich erwartbar und führt floskel-
hafte Gespräche. Irgendwo zwischen 
Thriller und Gerichtsdrama angelegt, 
gibt es gleich mehrere Twists, die an-
gesichts der insgesamt recht schablo-
nenhaften Handlung nicht zünden.

In deren Verlauf beginnt Sophie 
doch noch an der Integrität ihres 
Gatten zu zweifeln. Sie erinnert sich 
an die gemeinsame Zeit in Oxford, 
seine Eskapaden im exklusiven Stu-
dentenclub Libertines und hinterfragt 
schließlich ihre eigene Rolle in seinem 
Leben. In dem ist ihm als weißer hete-
rosexueller Mann aus wohlhabendem 
Hause bislang der Erfolg mehr oder 
weniger zugeflogen. Schon damals, 
als es während einer wilden Uniparty 

zu einem tödlichen Unfall kam, blieb 
sein Ruf unbeschädigt. Auch, weil sie 
ihm ein Alibi verschaffte.

Inszeniert wird das ganze in Rück-
blenden aus verschwommenen und 
ruckeligen Bildern. Zeitweise kommt 
ein Fischaugenobjektiv zum Einsatz.  
Abgedroschene Effekte wie diese las-
sen „Anatomie eines Skandals“ unfrei-
willig trashig wirken.

Zum klassischen Bösewicht und der 
stereotypen reichen Ehefrau und Mut-
ter tritt mit der Staatsanwältin Kate 
Woodcroft (Michelle Dockery) eine 
nicht minder klischeebeladene Gegen-
spielerin auf. Die Miniserie wird nicht 
müde zu betonen, wie gnadenlos und 
furchterregend erfolgreich sie ist.

Spätestens durch ihre Hintergrund-
geschichte verkommt die ohnehin vol-
ler unglaubwürdiger Zufälle und Zu-
sammenhänge steckende Geschichte 
vollends zur Seifenoper.

Als solche ist „Anatomie eines Skan-
dals“ sicherlich kurzweiliges Enter-
tainment, leicht zu konsumierendes 
Binge-Material. Doch es stellt sich die 
Frage, ob das das Ziel einer Produktion 
sein sollte, die sich mit Vergewalti-
gung und den gesellschaftlichen Um-
gang damit beschäftigt. Man könnte 
sagen: Netflix hat es wieder einmal ge-
schafft, gesellschaftlich relevante The-
men auf die Größe trivialer Unterhal-
tung schrumpfen zu lassen.

„Anatomie eines Skandals“,  
sechs Episoden, Netflix

In „Anatomie eines Skandals“ erschüttert ein Vergewaltigungsvorwurf die 
britische Polit-Elite. Trotzdem bleibt die Miniserie triviale Unterhaltung

Jede Figur hat ihre klare 
Funktion, handelt 
erwartbar und führt 
floskelhafte Gespräche

Sophie (Sienna 
Miller) hält trotz 

Vergewalti-
gungsvorwür-

fen zu ihrem 
Mann James 

(Rupert Friend) 
Foto: Ana 
Cristina 

Blumenkron/
Netflix

D
ass Menschen vor al-
lem die Medien kon-
sumieren, deren An- 
und Weltsichten in ih-

ren eigenen Kram passen, ist 
bekannt. Doch was, wenn die 
vertraute Nachrichtenquelle 
nicht zur Verfügung steht? 
Auf andere Angebote mit an-
derem Zungenschlag und Dar-
stellungen umgeschwenkt 
werden muss? Ändern sich 
dann auch die Ansichten der 
Konsument*innen?

Oder, konkret gefragt, was 
passiert eigentlich, wenn Zu
schauer*innen des Rechtsau-
ßen-Nachrichtenkanals Fox 
News mal einen Monat nichts 
anderes als CNN gucken? Einen 
Sender, den Donald Trump bis 
heute als Fake-News-Network 
(„CNN sucks!“) brandmarkt, 
während ihm das Verschwö-
rungsgeschwurbel bei Fox 
News als die reine Lehre gilt?

Dieses Experiment hat an 
der University of California 
stattgefunden. Die Politikwis-
senschaftler David Broock-
man and Joshua Kalla ließen 
304 Menschen, die ihre Nach-
richten und Weltsicht nor-
malerweise bei Fox News ab-
holen, CNN gucken. Die Pro
band*innen haben natürlich 
nicht mitgemacht, weil sie 
der Wissenschaft dienen woll-
ten oder Spaß am Experiment 
hatten. Sondern gut kapitalis-
tisch, weil es Kohle dafür gab. 
Gezahlt wurden 15 US-Dollar 
pro CNN-Stunde, und das für 
mindestens sieben Stunden 
pro Woche.

Um herauszubekommen, 
ob der Konsum des „Feindsen-
ders“ wirklich messbare Aus-
wirkungen hatte, wurde regel-
mäßig abgefragt. Eine Kont-
rollgruppe eingefleischter 
Fox-News-Konsument*innen 
durfte währenddessen bei ih-

rer gewohnten TV-Nachrich-
ten-Kost bleiben und wurde 
genauso beforscht.

Die Untersuchung fand be-
reits im September 2020 statt, 
Wissenschaft und ihre Auswer-
tung dauern etwas länger.

Im Testmonat vor andert-
halb Jahren ging es bei den 
Inlandsnachrichten vor allem 
um die „Black Lives Matter“-Be-
wegung. Damals gab es in der 
Stadt Kenosha im US-Bundes-
staat Wisconsin massive Pro-
teste, nachdem im August Ja-
cob Blake durch Polizeikugeln 
schwer verwundet wurde.

Die Ergebnisse waren er-
staunlich, obwohl Broockman 
und Kalla gar nicht damit ge-
rechnet hatten. Denn die CNN-
Gucker*innen stimmten der 
Aussage „Es ist eine Überre-
aktion, wegen der Schüsse auf 
Jacob Blake auf die Straße zu 
gehen und zu demonstrieren“ 
signifikant weniger zu als die 
Fox-News-Kontrollgruppe – 
und glaubten anders als diese 
nicht, dass viele Polizist*in
nen von „Black Lives Matter“-
Aktivist*innen erschossen 
werden, wenn Joe Biden zum 
Präsidenten gewählt werden 
sollte.

Menschen können sich 
also ändern und Medien da-
bei eine wichtige Rolle spie-
len. Genützt hat das Ganze al-
lerdings nichts. Denn sobald 
die 15 Dollar pro CNN-Stunde 
Ende September weggefal-
len waren, switchten fast alle 
CNN-Proband*innen umge-
hend wieder auf Fox News um.

Steffen Grimberg bringt hier 
jede Woche Unordnung in die 
aufgeräumte Medienwelt. Er ist 
Medienprofi und Vorsitzender 
des Berlin-Brandenburger 
Journalistenverbands DJV 
Berlin – JVBB.

Einen Monat CNN statt  
Fox News
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Steffen Grimberg
Flimmern und 
Rauschen

https://osf.io/jrw26/
https://osf.io/jrw26/
https://osf.io/jrw26/
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Rasen ohne Russen

Von Andreas Rüttenauer

Es war der 25. Februar dieses Jahres. 
Am Tag zuvor hatte Russland die Uk-
raine überfallen. Der russische Ten-
nisspieler Andrei Rubljow schritt 
nach seinem Sieg im Halbfinale des 
Turniers von Dubai zu der Kamera 
linse, auf welche die Gewinner nach 
ihren Spielen für gewöhnlich mit ei-
nem Filzstift ihre Unterschrift setzen. 
„No war, please“, schrieb er statt sei-
nes Namens und weckte Hoffnun-
gen darauf, dass sich die Tennisstars 
aus Russland oder Belarus als Kritiker 
des brutalen Kriegs gegen die Ukraine 
positionieren könnten. Doch es pas-
sierte nichts mehr in dieser Richtung. 
Der Turnierbetrieb lief weiter. Zwar 
schloss der internationale Tennisver-
band Russland und Belarus von al-
len Teamwettbewerben aus, doch die 
Profis durften weiterspielen. Allein 
die Landesfarben verschwanden hin-
ter ihren Namen auf den Anzeigeta-
feln. Nun haben die Organisatoren des 
Grand-Slam-Turniers von Wimbledon 
übereinstimmenden Medienberich-
ten zufolge beschlossen, im Juni keine 
russischen Profis auf die ehrwürdige 
Anlage des All England Lawn Tennis 
and Crocket Clubs zu lassen.

Eine Reihe der besten Tennisprofis 
der Welt ist davon betroffen. Allen vo-
ran Danil Medwedew, der ausgerech-
net zu Kriegsbeginn für eine kurze 
Zeit auf Platz eins der Weltrangliste 
stand. Als er Anfang März die russi-
sche Trikolore aus seinem Intasgram-
Profil entfernt hat, sahen nicht wenige 
das als ein Zeichen seiner Distanzie-
rung vom kriegerischen Auftreten sei-
nes Heimatlandes. War es das wirk-
lich? Medwedew ließ alle Anfragen 
in dieser Richtung unbeantwortet.

Im Vereinigten Königreich stieg 

derweil der politische Druck auf die 
Ausrichter des Turniers in Wimble-
don. Der britische Sportminister Ni-
gel Huddleston forderte, nur solche 
Spieler aus Russland und Belarus zum 
Turnier zuzulassen, die sich eindeu-
tig gegen den Krieg positionieren. Es 
brauche eine Art Versicherung, dass 
sie nicht zu den Unterstützern des rus-
sischen Staatspräsidenten Wladimir 
Putin gehören, so Huddleston. Nun 
haben sich die Veranstalter gegen ei-
nen derartigen Bekenntniszwang aus-
gesprochen, der die Angehörigen der 

Profis in ihren Heimatländern gefähr-
den könnte. Es soll nun also einen pau-
schalen Bann aller Profis aus Russland 
geben.

Ob auch Profis aus Belarus von 
Wimbledon ausgeschlossen werden, 
scheint noch nicht festzustehen. Of-
fiziell verkündet werden soll der Bann 
Mitte Mai, wenn die Meldefrist für 
Wimbledon abgelaufen ist. Sollten 
auch Profis aus Belarus ausgeschlos-
sen werden, würde das etwa Aryna 
Sabalenka betreffen, die im Ranking 
stabil hinter den besten drei Tennis-
spielerinnen der Welt steht. Auch die 
ehemalige Nummer eins im Frauen-
tennis, Viktoria Asaranka, wäre dann 
raus.

Für Tennisspieler aus der Ukraine 
wäre ein Bann gewiss eine Genugtu-
ung. Der ehemalige Profi Alexandr 
Dolgopolow, der mal auf Platz 13 der 
Weltrangliste stand, hat schon vor ei-

nem Monat den Ausschluss aller rus-
sischen Spieler gefordert. „Die Fahne 
zu entfernen, ändert doch gar nichts“, 
sagte er der BBC. Dolgopolow spielt 
kein Turniertennis mehr. Er hat sich 
kämpfenden Einheiten der Landesver-
teidigung angeschlossen.

Derweil sind die Tennisspielerin-
nen der Ukraine unterwegs. Am Wo-
chenende spielten Dajana Jastremska, 
Katarina Sawazka und Ljudmila Kit-
schenok in Asheville, North Carolina, 
gegen die USA um den Einzug ins Fi-
nalturnier des Billie-Jean-King-Cups. 
Die Begegnung wurde zu einem wah-
ren Solidaritätsevent, bei dem mehr 
als 250.000 US-Dollar Spendengel-
der für die Ukraine-Hilfe eingesam-
melt worden sind. Dass die USA mit 
3:2 gewonnen haben, war da fast schon 
Nebensache.

Dass Spiele zwischen ukrainischen 
und russischen Profis zu emotiona-
len Drahtseilakten werden können, 
das machte Anfang März eine Partie 
der ukrainischen Nummer eins, Elina 
Switolina, gegen Anastasia Potapowa 
beim Turnier in Monterrey deutlich. 
Nach dem klaren Sieg gegen die Rus-
sin sagte sie: „Ich war auf einer Mis-
sion für mein Land.“

Die deutsche Meisterin Eva Lys wird 
den Wimbledon-Bann gutheißen. Die 
Nachwuchsspielerin, die sich überra-
schend für das Hauptfeld des WTA-
Turniers in Stuttgart in dieser Woche 
qualifiziert hat, ist im Alter von zwei 
Jahren aus der Ukraine nach Deutsch-
land gekommen. Sie hat sich nach ei-
nem Turnier im kasachischen Nur-
Sultan über das Verhalten russischer 
Spielerinnen beklagt. Die seien res-
pektlos und trügen ostentativ Trai-
ningsanzüge in den russischen Far-
ben. In Wimbledon wird man solche 
nicht zu sehen bekommen.

In Wimbledon dürfen keine Tennisprofis aus Russland um die Titel spielen. 
Nach Druck aus der Politik sprechen die Veranstalter einen Bann aus

Immerhin Berlin: „Wir haben 
die Finals immer gewonnen“, 
sagte SC-Freiburg-Trainer 
Christian Streich nach dem 
dienstäglichen 3:1 über den 
Hamburger SV und damit 
Einzug ins DFB-Finale. 
Aber er bezieht sich auf die 
Freiburger A-Junioren 2006, 
2009 und 2011. Wenn sein 
jetziges Team nicht gewinne, 
„waren wir immerhin in 
Berlin“.

Immer noch göttlich: Das 
Trikot, mit dem 1986 Diego 
Maradona per Handkopf-
ball im WM-Viertelfinale 
gegen England traf, wird von 
Sotheby’s versteigert. Erwar-
tet werden circa 7,2 Millionen 
Euro.

Immer noch auf Kurs: Der Li-
verpool FC hat in der Premier 
League am Dienstag 4:0 über 
Manchester United gewon-
nen. Liverpool-Trainer Jürgen 
Klopp: „Ein guter Abend für 
alle mit einem Liverpool-
Herzen.“ ManU-Trainer Ralf 
Rangnick: „Peinlich, enttäu-
schend, erniedrigend.“

Immerhin 13 Monate: Armi-
nia Bielefeld, aktuell 17. der 
Fußballbundesliga, hat Trai-
ner Frank Kremer entlassen. 
13 Monate war Kremer bei 
der Arminia. Zunächst über-
nimmt Torwarttrainer Marco 
Kostmann die Mannschaft, 
unterstützt von Michael 
Henke, ewiger Co-Trainer von 
Ottmar Hitzfeld.

was alles nicht fehlt

„Nur die Fahne zu 
entfernen, ändert  
doch gar nichts“
Alexandr Dolgopolow, Ex-Profi

Keine 
Souvenirs 
mehr für 
Russinnen: 
Jelena 
Wesnina und 
Veronika 
Kudermetowa 
nach ihrer 
Finalniederla-
ge im Doppel 
2021
Foto: imago/
Shutterstock

Helden der Bewegung 
Frédéric Valin

Einfach mal abschalten  
mit dem Bastian

S
eit einer halben 
Stunde versuche ich 
mich an einen einzi-
gen Satz zu erinnern, 

den Bastian Schweinsteiger ge-
sagt haben könnte, als er am 
Mittwochabend als Experte 
Freiburgs Sieg in Hamburg 
begleitete. Aber da ist einfach 
nichts. Dabei bin ich mir si-
cher, dass ich Bastian Schwein-
steiger gesehen habe, wie er 
Wörter aneinanderreiht, ich 
kann mich auch an sein leut-
seliges Grinsen erinnern und 
an diesen Anzug, einem Traum 
in Beige, der schlecht saß und 
das letzte Mal Ende der Acht-
ziger in Mode gewesen ist im 
deutschen Fernsehen. Ich bin 
mir ziemlich sicher, dass er ein 
paar „Werthers Echte“ in den 
Taschen verstaut hatte. 

Leider hat er keines davon 
live gegessen, dann hätte we-
nigstens die Bonbonverpa-
ckung vielleicht für ein biss-
chen Knistern gesorgt. Jetzt 
aber bleibt rückblickend das 
Gefühl, ich sei gestern auf ei-
ner Gemeinderatssitzung ge-
wesen, deren Tagesordnung 
nur einen einzigen Punkt um-
fasste; vielleicht so was wie die 
Begrünung des Autobahnzu-
bringers. Zwischendrin muss 
ich eingenickt sein.

Es gäbe schon ein paar An-
forderungen, die ein*e Fern
sehexpert*in erfüllen könnte. 
Zum Beispiel Expertise bei-
tragen. Dass Bastian Schwein-
steiger Expertise hat, darüber 
besteht kein Zweifel: Am Bei-
tragen hapert es, an der Um-
setzung. Alles, worauf Bas-
tian Schweinsteiger hinweist, 
ist entweder schon von den 
Kommentator*innen sieben-
fach gesagt worden; oder es 
war derart offensichtlich, 
dass es sich selbst jene Kom
mentator*innen verkniffen 
haben, das nochmal durchzu-
kauen. In keinem anderen Be-
reich würde man derartiges 
akzeptieren. Wer wäre schon 
zufrieden damit, wenn er im 
Museum eine Führung bu-
chen würde, und der Guide 
ginge dann voraus und sagte 
in jedem Raum: „Hier sehen 
Sie ein paar Bilder. Bilder sind 
meistens Leinwände mit Farbe 
drauf.“

Aber im Fußball ist es 
eine Analyse, wenn Bastian 
Schweinsteiger sagt, eine 
Mannschaft führte, weil sie 
das bisher einzige Tor geschos-

sen habe. Das Problem ist da-
bei nicht nur, was er sagt, son-
dern auch wie: Denn selbst 
wenn man von Expert*in
nen nicht immerzu erwarten 
kann, dass sie wenige Augen-
blicke nach dem Spiel eine ful-
minante und alles durchdrin-
gende Analyse abliefern, die 
die geheimen Kniffe und ver-
steckten Details offenlegt, so 
könnte es doch wenigstens ei-
nigermaßen gutes Fernsehen 
sein, das heißt: unterhaltsam. 
Ein bisschen Charisma, ein we-
nig Bühnenpräsenz, das wären 
doch Mindestanforderungen 
an den Job?

Bastian Schweinsteiger 
scheint ein netter Kerl zu 
sein, wie er dasteht mit sei-
nem noch immer spitzbübi-
schen Lächeln, seiner glei-
chermaßen verschämten wie 
offenherzigen Art. Aber es hilft 
nix, er kann nicht gut reden. Es 
gibt Zimmerpflanzen, die inte-
ressanter dastehen, als er vor-
trägt. Es sind immer die glei-
chen leeren Worthülsen, die 
ihm aus dem Mund fallen, 
die gleichen abgedroschenen 
Phrasen, und das beste, wor-
auf man hoffen kann, ist, dass 
ihm dabei etwas durcheinan-
der gerät. Oh, doch, jetzt fällt 
mir doch noch ein Satz ein, den 
Bastian Schweinsteiger zum SC 
Freiburg gesagt hat: „Dadurch 
haben sie den Hamburgern 
den Schneid gezogen.“ Als ich 
das hörte, hat mein Huhn im 
Topf gepfiffen.

Wobei, nicht mal das. An-
ders als etwa bei Steffen 
Freund regt es mich nicht 
einmal auf, wenn ich Bastian 
Schweinsteiger zuhöre. Eine 
gähnende Leere fällt mich an, 
als wäre ich versehentlich auf 
einem Sektempfang mit lau-
ter Prominenten, und es gibt 
Schnittchen und kein Bier. An 
den Stehtischen werden Ges-
ten ausgetauscht, Schultern 
geklopft, man nickt viel, um 
nicht einzunicken.

Fünfstellig verdient Bas-
tian Schweinsteiger anschei-
nend an jedem Auftritt, und 
man fragt sich, warum dieje-
nigen, die ihn dafür bezahlen, 
Fernsehen so sehr hassen. Und 
ich frag mich auch, warum 
ich nicht direkt auf stumm 
drückte, als die Regie zu Bas-
tian Schweinsteiger schaltete; 
wahrscheinlich, weil ich da 
innerlich schon abgeschaltet 
habe.

Haie, Strömungen, Dunkelheit und 28 Grad warmes Wasser: André Wiersig krault vor den Seychellen

Zwanzig Stunden Badehose

Von Martin Krauss

Das Wort „Mission“ kommt oft 
vor, wenn der Paderborner Ex
tremschwimmer André Wiersig 
spricht: Jetzt steht die „Mission 
Seychellen“ an. Wenn nichts 
dazwischenkam, ist Wiersig am 
gestrigen Mittwoch (nach Redak-
tionsschluss) am Carana Beach in 
Mahé, der Hauptinsel der Sey-
chellen, gestartet, um nach we-
niger als 20 Stunden und etwa 

50 Kilometern an der Insel La 
Digue zu landen. Zu den Prob-
lemen gehört die Stelle „Shark 
Rock“, wo Bullen- oder Hammer-
haie unterwegs sind, aber mehr 
sorgt er sich über die Strömun-
gen. Und die tropische Nacht ge-
hört zu den Herausforderungen: 
Etwa elf Stunden völlige Dunkel-
heit warten auf ihn.

Wiersig hält sich an die Re-
geln der Channel Swim Asso-
ciation: Er trägt ein „standard 

swim costume“, also eine Bade-
hose, hält sich nicht am Begleit-
boot fest und hat keinen körper-
lichen Kontakt zu anderen Men-
schen.

Eingeladen wurde er von 
den Tourismusbehörden der 
Seychellen, denn es geht Wier-
sig immer um den Schutz der 
Meere. Er arbeitet auch mit der 
Deutschen Meeresstiftung zu-
sammen und steht zudem für 
das Projekt UN Ocean Decade. 

Im August 2021 gelangte er als 
erster Mensch schwimmend zur 
Nordseeinsel Helgoland. Wie auf 
den Seychellen waren es etwa 50 
Kilometer, es dauerte 18 Stun-
den, aber die Nordsee war kälter: 
15 Grad, bei den Seychellen sind 
es etwa 28. Wiersigs Bericht über 
die „Helgoland-Mission“ ist ge-
rade erschienen („Helgoland. 
Kann man da hinschwimmen?“ 
Verlag Eriks Buchregal, 160 Sei-
ten, 19,90 Euro).
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Von Stefan Gärtner

Schön ist, Mutter Natur, deiner Erfindung Pracht,
Herrlich dein Apfelschnitz, schmackhaft wie nur etwas,
Was den großen Gedanken
Aller Sorge noch einmal denkt.

Hungrig ist stets das Kind, steckt es auch tief im Spiel,
Braucht es doch Vitamin, wichtig für Wuchs und Kraft,
Dass das Leben im Kleinen
Gut gedeiht und so weitergeht.

Kaum sind wir also da, wirst du, o Box, gezückt,
Bunt dein Inhalt und reich, leuchtend wie frisch vom Baum!
Wertvoll sei, was wir essen,
Und ein Snickers kann das nicht sein.

Dass auf dem Grunde des, was da Gesundheit heißt,
Letztlich walte der Tod, sagt Herr Adorno schlau,
Der auf unserem Spielplatz
Allerdings kein Bekannter ist.

Heiter sind wir und licht, achten genau auf das
Was wir lassen und tun, unser Regime ist streng.
Nachlässig sind die andern,
Dick und krank und migrantisch oft.

Abends, Box, bist du leer, müde nach langem Tag.
Mittags stehst du bereit, füllst dich mit frischem Obst:
Um Entwicklung zu fördern,
Wo Entwicklung ganz ferne ist.

Foto: ap

„Vulkan im Osten Russ-
lands spuckt kilometer-
hohe Aschesäule“, kündete 
dpa gestern seismische 
Unruhe von der Halbinsel 
Kamtschatka. Lässt der feu-
rige Oppositions-Vulkan Ka-
rymski ein zehn Kilometer 
hohes Banner der Schande 
steigen, um augenfällig ge-
gen die Zerstörung der Uk-
raine zu protestieren? Wen-
den sich gar sämtliche Götter 
der Unterwelt von Putin ab? 
Der Kreml dementiert und 
bestreitet die Existenz von 
Vulkan wie Halbinsel.
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J
üngst hatte ich einen 
Traum. Aus dem Pari-
ser Eiffelturm floss ohne 
Unterlass, von oben und 

von unten und von links und 
von rechts, eine zähe Masse 
Mensch heraus; wie ein einzi-
ger, gar riesiger und klumpiger 
Koloss erschienen die mannig-
fachen Wesen, deren Gliedma-
ßen bei genauerem, traumverlo-
renem Hinsehen doch eindeutig 
zu erkennen waren. Ganz ohne 
jegliches Vertun handelte es sich 
in meiner ewig langen Traum-
sequenz um Touristen – inklu-
sive Stöcken zum Grinse-Selfies 
machen und leider auch inklu-
sive grellen Motto-Shirts. Doch 
zu früh gefreut!

Denn hier in der französi-
schen Kapitale, die gerade durch-
gerüttelt wird von der zwei-
ten und entscheidenden Wahl-
runde der Präsidentschaftswahl 
am nächsten Sonntag, hier steht 
nicht nur die unerträglich rechte 
Tresenschlampe Marine Le Pen 
vor den Toren des Élysée-Palasts, 
und wenn’s schiefgeht, ist Ma-
dame drin, nein, hier sind nach 
gefühlten Jahrzehnten der Pan-
demie auch die Touristen aus 

Paradiesische Pariser Träume
Harriet Wolff

aller Welt, außer die aus China 
und aus Russland, wieder sur 
place, wie die Franzosen sagen, 
kurzum, die Touristen sind wie- 
der da. Kein Witz, und eben nicht 
nur ein Traum. Aus dem Eiffel-
turm ergießt sich wahrhaft aufs 
Neue und täglich und nächtlich 
und sekündlich ein klumpiger 
Koloss Mensch.

Was waren das noch für Zei-
ten, als vergangenen Dezember 
die frisch angebackene deut-
sche Außenministerin Anna-
lena Baerbock mutterseelenal-
lein auf weiter Straßenflur vor 
dem frühmorgendlich schim-
mernden Stahlkonstrukt herz-
allerliebste Instagram-Posen 
einnahm, um sie dann sogleich 
in die gesamte ihr meist wohlge-
sonnene westliche Welt verschi-
cken zu lassen!

Baerbock honigkuchenpfer-
dete vor der Metallkulisse he-
rum wie für ein Casting im Pa-
riser Kitschfilm Nummer eins 
„Die fabelhafte Welt der Amélie“ 
– und fast niemand sah ihr dabei 
analog auf dem Trottoir zu. Was 
nicht wirklich schade war. Was 
wirklich schade ist: Niemand 
sagt heute mehr, dass Frau 

Amélie, nein, Frau Annalena, 
„Bundesministerin des Auswär-
tigen“ ist. So hatte ich das noch 
im Politikunterricht gelernt. 
Der Begriff Auswärtiges Amt 
geht nämlich auf die gleichna-
mige Institution des Norddeut-
schen Bundes aus dem Jahr 1870 
und des Deutschen Reiches von 
1871 zurück. Und Außenministe-
rium heißt es eigentlich aus his-
torischen Gründen nicht. Tja, 
temps passé, Außenministerin 
Baerbock dann eben. Es heißt 
ja auch nicht: Christian Lindner, 
Bundesminister der Penunzen, 
oder Nancy Faeser, Bundesmi-
nisterin von zu Hause, wo am 
schönsten ist.

In ihr Land, also zu Hause, 
wo am schönsten ist, scheinen 
viele dieser Abertausenden Tou-
risten, die am Eiffelturm und in 
meinen Träumen derzeit her-
umwuseln, nicht so schnell oder 
gar nicht zurückzukehren wol-
len. Woher ich das weiß? Nun, 
niemand, der nicht einen fetten 
und drei auf vier Meter großen 
Todestrieb hat, stellt sich auf die 
verkehrsumtoste Mittellinie der 
Seine-Brücke, um ein Foto von 
sich mit Turm zu machen.

NRW-Landtag diskutiert völkische Ausflugsziele

Warum werden britische Königinnen so alt?

Rechts sehenswert

Die Unverwüstlichen

Dass die Nazis den Wander-
tag erfunden haben, ist zwar 
falsch, klingt aber plausibel: 
Schwarzbraun ist hohle Ha-
selnuss wie doofe Wander-
kluft. Doch wohin wendet der 
Outdoor-Arier seinen Stiefel-
schritt? Gen Osten, wie die 
Geschichte lehrt? Und stehen 
auch Sehenswürdigkeiten auf 
dem Programm? Und wenn 
ja, welche? Jüngst wurde diese 
nachrangige Frage zufällig im 
Düsseldorfer Landtag beant-
wortet. Die Landtagsfraktion 
der Grünen hatte eine „Kleine 
Anfrage“ zu den Umtrieben 
völkischer Bünde wie der 
„Anastasia-Bewegung“ und 
anderer rechter Bauernhau-
fen im Bundesland gestellt. 
Innenminister Herbert Reul 

(CDU) wiegelte kraftvoll ab. 
Nach einigen Verboten seien 
diese Blut-und-Boden-Ideolo-
gen „in der rechtsextremen 
Szene Nordrhein-Westfalens 
kaum noch aktiv“, zitierte dpa 
den Minister gestern. Aller-
dings gebe es „einige überregi-
onale Sehenswürdigkeiten mit 
symbolischer Bedeutung“, die 
solche Trolle anzögen, näm-
lich das Hermannsdenkmal 
in Detmold, die Wewelsburg 
in Büren, das Kaiser-Wilhelm-
Denkmal in Porta Westfalica 
und die Externsteine in Horn-
Bad Meinberg. Mit einem Re-
genbogen-Anstrich aller Land-
marken und akustischen Sig-
nalen („Alerta Antifascista“) 
könnten völkische Wandervö-
gel künftig vergrämt werden.

Neben Schildkröten und selt-
samen Pilzen gehören briti-
sche Monarchinnen zu den 
langlebigsten und zähesten Le-
bewesen auf diesem Planeten. 
Königin Victoria wurde stolze 
81 Jahre alt, regierte davon aber 
geschlagene 101. So steinalt 
wiederum wurde die Mutter 
der jetzigen Throninhaberin. 
Umgerechnet 884.760 Happy 
Hours waren Queen Mum 
im Pub des Lebens vergönnt. 
Töchterchen Elisabeth II. zählt 
ab morgen auch schon 96 Lenze, zeigt aber kaum Abnutzungser-
scheinungen. So nimmt es nicht wunder, dass die royalistische 
dpa gestern verkündete: „Prinz Harry nach Geheim-Treffen: Die 
Queen ist in Hochform.“ Doch warum blieb das Treffen geheim? 
Sollte das Mirakel ewigen Regnums nicht offenbar werden? Oder 
durfte nicht ausgeplaudert werden, was Enkel Harry seiner Lieb-
lingsomi zum Geburtstag schenkt? Nämlich Zündkerzen zum 
Ausblasen und einen robusten 12-Zylinder, der schon in engli-
schen Spitfire-Maschinen diente? Zur Feier ihres 70. Thronjubi-
läums im Juni wird Ihre Majestät übrigens den 1856 verfrüht be-
endeten Krimkrieg wiederaufleben lassen und auf ihrem gepan-
zerten Kriegs-Corgie ein Scharmützel gegen Sewastopol reiten.
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Eigentlich sollte die blaue 
Stunde im Ausgehspital „Zu 
den fröhlichen Blattern“ ih-
ren Höhepunkt erreichen. 
Eine Gruppe Neurastheni-
ker hatte eine Darbietung auf 
dem Veitstanzboden verspro-
chen. Doch zunächst musste 
das Parkett vom Mucus der 
Bronchialtenöre befreit wer-
den, die nach der schwind-
süchtigen Illusionistin auf-
getreten waren. Diese aller-
dings tauchte einfach nicht 
wieder auf. Die Holzkiste, in 
die das Fräulein gestiegen 
war, blieb leer. Offenbar war 
die moribunde Minna dies-
mal endgültig verblasst.

das wetter

Verblasst
Ode an die Obstbox
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Sowas von 
gestern

Zeitungswende: Zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte ist die taz am 
Mittwoch nicht erschienen. Wegen 
eines Stromausfalls. Wir hoffen, Sie 
sind so geduldig wie Papier und 
lesen ab hier die Vortageszeitung 

Wenn Witze wehtun

Orchideenfächer, ade

Es sollte Spaß sein: ein Post der 
beliebten Comedian Joyce Ilg 
über Eier und K.-o.-Tropfen. Doch 
daran ist leider gar nichts lustig
4

Sparkurs an Hochschulen: 
Warum die Uni Halle kürzen muss 
und was dadurch verloren geht
2

Voller Einsatz auch im #tazdown: „In der taznord wird derweil die Zeit sinnvoll genutzt“, schrieb Volontär André Zuschlag und schickte ein Beweisfoto aus Hamburg   Foto: taz

mittwoch

D
as hier ist eine his-
torische Ausgabe. 
Wir veröffentlichen 
heute die Zeitung 

von gestern – oder zumin-
dest, was wir von dieser fer-
tigstellen konnten, bis uns 
vorgestern ein Stromaus-
fall in die Quere kam. Nach 
43  Jahren und bisher 12.822 
Ausgaben konnte die taz am 
20. April 2022 erstmals in ih-
rer Geschichte weder in ge-
druckter noch in digitaler 
Form erscheinen. Das holen 
wir jetzt in Teilen nach.

Grund für die Störung war 
ein Kurzschluss im öffentli-
chen Stromversorgungsnetz, 
der unsere Server lahmlegte. 
Durch externe Dienstleister 
waren wir in der Lage, größere 
Schäden an der Infrastruktur 
zu vermeiden, die ein sponta-
ner Ausfall der Stromversor-
gung mit sich bringen kann. 
Ganz schadensfrei verlief es 
leider nicht. Wir kamen bis 
Redaktionsschluss am 19. Ap-
ril nicht an unsere Daten. Un-
sere Webseite war ebenfalls 
nicht zu erreichen.

Redaktion und Verlag wur-
den mit Süßigkeiten versorgt 
und verharrten bis in die spä-
ten Abendstunden, schickten 
sich Motivationsvideos von 
Ottern, veröffentlichten ihre 
Texte auf Twitter oder film-
ten sie als Word-Dokumente 
ab, andere versuchten, sich 
mit der aussagelosen Rede 
von Olaf Scholz abzulenken 
oder bastelten gleich ein taz 
Papierschiffchen.

Aber es passierte nichts. 
Wir erlebten eine historische 
Zäsur – seit ihrer Gründung 
am 17. April 1979 ist die taz 
noch nie nicht erschienen.

Epische Grundsatzdiskus-
sionen, polizeiliche Durch-
suchungen oder aktivisti-
sche Besetzungen konnten 
die Redaktion nicht davon 
abhalten, ihre Zeitung in 
Druck zu geben. Selbst 1989, 
als die Technik ausfiel beim 
Umzug von der Watt- in die 
Kochstraße, gab es eine Not-
ausgabe, getippt auf Schreib-
maschinen, gefaxt an die 
Druckerei. Auch eine Idee. 
Aber solche analogen Lösun-
gen haben wir schlicht nicht 
mehr.

Stattdessen veröffentli-
chen wir auf den nächsten 
8 Seiten die Texte der taz von 
gestern, die bis zum Strom-
ausfall um 15 Uhr schon fer-
tig produziert waren. Wir ha-
ben die Seiten größtenteils so 
gelassen, wie sie sind. Fühlen 
Sie sich einfach in den gestri-
gen nachösterlichen Tag ein, 
dann sind Sie ganz dabei. Viel 
Spaß bei der Lektüre!

� Katrin Gottschalk,  
� Vize-Chefredakteurin taz

#Nordstream2
von Sebastian SchwammVERBOTEN

Liebe Leser:innen,
  
Jan Marsalek, spurlos ver-
schwunden, Wirecard-Kri-
mineller, ist wieder auf-
getaucht: in Moskau. Die 
deutsche Justiz hat nun ein 
Rechtshilfeersuchen an die 
russische Regierung gestellt. 
Mit Verlaub! Mit diesem Witz 
habt ihr verboten

 
die Arbeit abgenommen.

8 seiten taz  vom mittwoch
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Uni Halle muss sich 
selbst amputieren
Jahrelang weigerte sich die Martin-Luther-Universität, den Sparkurs der 
Landesregierung umzusetzen. Nun ist der politische Druck zu groß geworden

Von Michael Bartsch, 
Dresden

Mitte März feierte sich Sachsen-
Anhalt selbst. Der Chip-Riese In-
tel verkündete eine Milliarde-
ninvestition in zwei Werke bei 
Magdeburg. Unter anderem mit 
dem Hinweis auf ein vorhande-
nes Potenzial wissenschaftlicher 
Fachkräfte. Drei Wochen später 
wird dieser Stolz auf die Hoch-
schulen konterkariert, kehrt das 
alte Verliererimage des Landes 
wieder zurück. Die Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Witten-
berg (MLU) soll bis 2030 etwa 
acht Millionen Euro sparen. 
Knapp jede zehnte Professur 
und jeder fünfte der 21.000 Stu-
dienplätze könnten wegfallen.

So hat es der akademische 
Senat Anfang April selbst be-
schlossen, allerdings unter er-
heblichem Druck. Trotz eines 
Landeszuschusses von 166 Mil-
lionen Euro fehlen im laufenden 
Jahr 17 Millionen im Haushalt 
der MLU, mehr als in den Jah-

ren zuvor. Mit 13 zu 10 Stimmen 
fiel die Entscheidung für die 
Selbstverstümmelung knapp 
aus. Die Abstimmung musste di-
gital durchgeführt werden, weil 
etwa 500 Studentinnen und Stu-
denten den Sitzungssaal „Börse 
zur Tulpe“ in Halle blockierten. 
„Fächervielfalt für (H)alle“ oder 
„Halle ist Provinz“ stand auf ih-
ren Plakaten. Ein gewohntes 
Protestbild an Sachsen-Anhalts 
größter und bekanntermaßen 
widerspenstiger Hochschule.

Der dahinterstehende Kon-
flikt reicht mindestens bis in 
das Jahr 2013 zurück. Damals 
verordnete SPD-Finanzminister 
Jens Bullerjahn den Hochschu-
len eine jährliche Abschmel-
zung des Landeszuschusses von 
430 Millionen Euro um jeweils 
fünf Millionen. Nach eineinhalb 
Jahren Tauziehen einigten sich 
die Rektoren und der damalige 
Wissenschaftsminister Hartmut 
Möllring (CDU) Anfang 2015 in 
Bernburg auf Strukturreformen 
und den Abbau der Haushalts-

defizite. In der Folge sanken die 
Studierendenzahlen leicht und 
erholten sich erst in den ver-
gangenen beiden Jahren wie-
der. Kein anderes Bundesland 
war für Hochschulabsolventen 
so unattraktiv wie Sachsen-An-
halt, zeigte eine Studie 2016.

Halle aber setzte die Schlie-
ßungsvorgaben der Regierung 
von Anfang an nicht um. Geo-, 
Sport-, Medien- und Kommu-
nikationswissenschaften so-
wie die Informatik standen ei-
gentlich auf der Kippe. Proteste 
verhinderten diesen Abbau. Die 
Universität habe über ihre Ver-
hältnisse gelebt und die wach-
senden Defizite nicht ausglei-
chen können, wirft nun das Wis-
senschaftsministerium der MLU 
vor. Pikant ist, dass der heutige 
Minister Armin Willingmann 
(SPD) vor acht Jahren als Rektor 
der Hochschule Harz und Vorsit-
zender der Landesrektorenkon-
ferenz den sogenannten Bern-
burger Frieden mit der Landes-
regierung aushandelte.

Hochschulen müssten immer 
wieder überprüfen, was zu ihrer 
finanziellen Ausstattung passe 
und was nicht mehr zukunftsfä-
hig sei, sagt er nun. „Die Martin-
Luther-Universität holt diesen 
Prozess jetzt nach“, zitiert der 
MDR den Minister. „Es hilft vor 
allen Dingen, dass man die Nöte 
durchaus erkennt, und zwar auf 
beiden Seiten.“

Am Zuge aber war jetzt aus-
schließlich eine Seite – die Uni-
versität –, um überhaupt wie-
der verhandlungsfähig mit dem 
Land zu werden. Der Preis da-
für ist hoch. Der vom Senat be-
schlossene Entwicklungsplan ist 
in Wirklichkeit ein Abwicklungs-
plan. Vakante Stellen werden 
nicht besetzt, Fakultäten und In-

stitute zusammengelegt. Betrof-
fen sind Agrarwissenschaften, 
Biochemie, Pharmazie und Po-
litikwissenschaften. Orchideen-
fächer wie Indologie, Japanolo-
gie oder Altertumswissenschaf-
ten werden absehbar wegfallen.

Bis ein solcher Abbau zu fi-
nanziellen Entlastungen führt, 
dürften aber Jahre vergehen. 
Studierende befürchten eine 
Verschlechterung der Studien-
bedingungen auch dann, wenn 
sie ihre Abschlüsse noch errei-
chen. Als ein „fatales Signal an-
gesichts des Fachkräfteman-
gels“ bezeichnete Linken-Hoch-
schulpolitiker Hendrik Lange 
die chronische Unterfinanzie-
rung der Hochschulstandorte 
in Sachsen-Anhalt.

Christian Tietje, Rektor der 
Uni Halle-Wittenberg, rechnet 
nicht mit Milde der Landesre-
gierung, die offenbar eine sin-
kende Attraktivität ihrer Hoch-
schulen in Kauf nimmt. Am vo-
rigen Freitag lehnte auch die 
Mehrheit von CDU, SPD und FDP 
im Finanzausschuss des Landta-
ges einen Antrag der Grünen zur 
Verbesserung der Hochschul-
ausstattung ab. Die Kürzungen 
an der MLU hätten „einen gra-
vierenden Einfluss auf die Ent-
wicklung unseres gesamten 
Bundeslandes“, warnt deren 
hochschulpolitischer Sprecher 
Olaf Meister. Eine letzte Korrek-
turchance sieht er noch in der 
Haushalts-Bereinigungssitzung 
des Landtages am 4. Mai.

Proteste 
während der 
Sitzung des 

Senats Anfang 
April in Halle

Foto: Heiko 
Rebsch/dpa

Unis können oft nur bei den Personalkosten sparen, sagt der Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz 
Sachsen-Anhalt, Jens Strackeljan. Besonders hart trifft das die kleinen Fächer – wie etwa jetzt in Halle

„An der Situation nicht unschuldig“

Interview Rieke Wiemann 

taz: Herr Strackeljan, die Uni 
Halle muss drastisch sparen. 25 
der 355 Professuren und 4.000 
der 21.000 Studienplätze könn-
ten wegfallen. Welche Folgen 
hätte das für Sachsen-Anhalt?

Jens Strackeljan: Das bisher 
erfolgreiche Hochschulsystem 
würde schrumpfen – und das 
hätte in einem kleinen Bun-
desland wie Sachsen-Anhalt 
mit circa 50.000 Studierenden 
spürbare Auswirkungen. Aller-
dings steht ja noch gar nicht 
fest, ob die Martin-Luther-Uni-
versität wirklich 4.000 Studien-
plätze streicht. Es sind am Ende 
vermutlich weniger Plätze. Das 
hängt davon ab, in welchen Fä-
chern die Professuren abgebaut 
werden. Streiche ich zum Bei-
spiel zwei Professuren in einem 
kleinen Fach, dann ist zwar das 
kleine Fach nicht mehr da, da-
für fallen aber nur wenige Studi-
enplätze weg. In großen Fächern 

wie BWL oder Jura kommen we-
gen der vielen Großveranstal-
tungen deutlich mehr Studie-
rende auf eine Professur. Diese 
Überlegungen hat die Uni Halle 
nun vorgenommen.

Im MDR haben Sie kritisiert, 
dass die Sparmaßnahmen der 
Uni Halle den Lehrermangel in 
Sachsen-Anhalt verschärfen.

Die Darstellung des MDR war 
nicht ganz korrekt. Ich habe le-
diglich mahnend darauf hin-
gewiesen, dass den Schulen 
in Sachsen-Anhalt ohnehin 
schon zu wenig Lehrerinnen 
und Lehrer zur Verfügung ste-
hen. Und da die Uni Halle die 
zentrale Einrichtung der Lehr-
amtsausbildung im Land ist, 
sollten möglichst keine Profes-
suren und Studienplätze in die-
sem Bereich gestrichen werden. 
Dass die Martin-Luther-Univer-
sität grundsätzlich keine Kür-
zungen vornehmen dürfe, weil 
dies negative Auswirkungen auf 
die Lehramtsausbildung hätte, 

wurde nie geäußert. Fest steht 
allerdings auch: Sachsen-Anhalt 
kann sich keine Kürzungen im 
Lehramt erlauben. Schon jetzt 
können längst nicht alle Stel-
len besetzt werden, auf gut 900 
freie Stellen kamen zuletzt 350 
Bewerbungen. Und da wir nur 
bedingt Lehrkräfte aus ande-
ren Bundesländern anwerben 
können – schließlich fehlen sie 
überall in Deutschland –, müs-
sen wir sie selbst ausbilden.

Die Landesregierung und die 
Uni Halle schieben sich nun die  
Schuld hin und her. Das Land 
sagt, die Uni habe Sparmaß-
nahmen verschleppt. Rektor 
Christian Tietje sagt, aufgrund 
jahrzehntelanger Unterfinan-
zierung hätte man nicht spa-
ren können. Wer hat recht?

2013 haben sich die sieben 
staatlichen Hochschulen Sach-
sen-Anhalts und die Landesre-
gierung im sogenannten Bern-
burger Frieden darauf geeinigt, 
1,5 Prozent ihres Budgets ein-

zusparen und langfristig Struk-
turanpassungen vorzunehmen 
– zum Beispiel wenig nachge-
fragte Studiengänge zu schlie-
ßen. Als Rektor der Uni Magde-
burg habe ich im Jahr 2015 den 
Prozess initiiert, die Kulturwis-
senschaften zu streichen, das 
bedauere ich inhaltlich immer 
noch außerordentlich. Auch die 
anderen Hochschulen haben Re-
formen durchgeführt. Die Uni 
Halle hingegen passt ihre Struk-
tur erst jetzt, acht Jahre später, 
an das vorhandene Budget und 
damit an die Strukturplanung 
des Landes an.

Das heißt, die Uni Halle hat 
Schuld?

Vor dem Hintergrund der 
Vereinbarung mit der Landes-
regierung ist sie an der Situa-
tion nicht unschuldig. Die Aus-
sage „Wir hatten so wenig Geld 
zur Verfügung, dass wir nicht 
sparen konnten“ ist nicht stich-
haltig, da es ja die Aufgabe al-
ler Hochschulen war, Struk-

turanpassungen vorzunehmen. 
Grundsätzlich ist es natürlich 
völlig legitim, mehr Geld vom 
Land für das Hochschulsys-
tem zu fordern. Auch ich fände 
es wünschenswert, wenn die 
Budgetsteigerungen der Hoch-
schulen Inflation und Tarif-
steigerung vollständig ausglei-
chen würden. Das tun sie aber 
nicht, und das gilt nicht alleine 
für Sachsen-Anhalt. Und des-
halb müssen die Universitäts-
leitungen gemeinsam mit den 
zuständigen Gremien überle-
gen, wie sie, zum Beispiel, mit 
steigenden Energiepreisen um-
gehen und wo sie letztlich Kos-
ten reduzieren können. Leider 
sind dies in einem Unibetrieb 
fast immer die Personalkosten.

An der Uni Halle stehen 
kleine Fächer wie Südasien-
kunde auf der Kippe. In Mag-
deburg haben Sie die Kultur-
wissenschaften gestrichen. 
Warum werden geisteswis-
senschaftliche Fächer als Ers-
tes abgeschafft? Sind sie weni-
ger wichtig?

Diese Fächer sind absolut 
wichtig und gehören bundes-
weit zwingend zum universi-
tären Angebot. Ich befürworte 
also ausdrücklich den Erhalt 

dieser kleinen Fächer. Aber da-
bei sehe ich uns alle in der Ver-
antwortung: die Länder, die Stu-
dierenden und auch die Gesell-
schaft. Die Länder müssen die 
Hochschulen finanziell unter-
stützen, aber die Gesellschaft 
muss akzeptieren, dass es nicht 
an allen Standorten alle Fächer 
geben kann. Bei den teilweise 
extrem niedrigen Studieren-
denzahlen in einigen dieser Fä-
cher muss es zumutbar sein, 
dass jemand dann zum Studie-
ren nach Jena oder Leipzig oder 
auch in andere Teile der Repu-
blik geht. Umgekehrt kommen 
junge Menschen nach Sachsen-
Anhalt, weil wir Fächer vorhal-
ten, die es woanders nicht gibt.

Prof. Dr.-Ing. Jens Strackeljan, 
60, ist Präsident der Landesrek-
torenkonferenz Sachsen-Anhalt 
und seit zehn Jahren Rektor der 
Otto-von-Guericke-Universität 
Magdeburg.
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weitere 30 Prozent wie Sofiane 
zu Hause bleiben. Nur 40 Pro­
zent wollen dem Amtsinhaber 
ihre Stimme geben. „Le Pen ist 
gefährlich“, schimpft Fleck. Die 
Kandidatin wolle mit ihren Plä­
nen einer „nationalen Priorität“ 
die Gesellschaft spalten: Auslän­
der*innen sollen von der Sozi­
alhilfe ausgeschlossen werden 
sowie keine Sozialwohnungen 
bekommen. Der Gleichheits­
grundsatz, der in der Verfas­
sung steht, wäre damit Makula­
tur. Als „Staatsstreich“ bezeich­
net der Verfassungsrechtler 
Dominique Rousseau ihre Pläne.

Dennoch stellen viele An­
hänge*innen Mélenchons Le 
Pen und Macron auf dieselbe 
Stufe. „Weder Macron noch Le 
Pen“ lautete der Slogan der Stu­
dierenden, die vergangene Wo­
che mehrere Universitäten, da­
runter die Pariser Sorbonne, 
besetzten. Sogar Kinder aus 
Einwandererfamilien wie Sofi­

ane und Nina nehmen es hin, 
mit ihrer Wahlenthaltung der 
Rechtspopulistin indirekt an 
die Macht zu verhelfen. „Ein 
Teil der französischen Linken 
kultiviert einen Macron-Hass, 
der das Maß des Nachvollzieh­
baren übersteigt“, schreibt der 
Autor Joseph de Weck in seinem 
Buch „Emmanuel Macron – der 
revolutionäre Präsident“.

Dabei hat Macron durchaus Er­
folge vorzuweisen. Zum Beispiel 
die Absenkung der Arbeitslosen­
quote von 9,5 auf 7,4 Prozent. 
„Das sind doch nur Zeitverträge 
bei Lieferdiensten wie Domino’s“, 
kritisiert Fleck. „Er macht eine Po­
litik für die Reichen.“

Ein Drittel der Bewohner*in­
nen von Mulhouse lebe unter­
halb der Armutsgrenze, be­
richtet der Französisch-Lehrer. 
Die Arbeitslosigkeit ist hoch in 
der einstigen Textilstadt mit 
110.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern, die mit Eingewan­

derten aus mehr als 130 Natio­
nen an die Banlieue rund um Pa­
ris erinnert. Auch dort gewann 
Mélenchon die erste Wahlrunde 
– sogar noch deutlicher als in 
Mulhouse.

Laut dem Institut für öffent­
liche Politik profitierten vor al­

lem die Superreichen von Mac­
rons Steuerpolitik, während die 
Ärmsten verloren. Der Sozio­
loge Jérôme Fourquet machte 
nach der ersten Wahlrunde 
eine wachsende Spaltung des 
Landes in ein „Frankreich von 
oben“ und ein „Frankreich von 
unten“ aus. Rentner und Wohl­

habende wählten den Präsiden­
ten, sagte Fourquet der Zeitung 
Figaro. Die anderen entschie­
den sich für die Kandidaten vom 
rechten und linken Rand.

Am Sonntag könnten sich die 
beiden Ränder zusammentun, 
um Macron als Präsidenten zu 
verhindern. Le Pen will eine sol­
che „Front“ gegen den 44-Jähri­
gen schmieden. Sie soll das Ge­
genstück zur republikanischen 
Front sein, die sich seit dem Ein­
zug ihres Vaters, des verurteil­
ten Rassisten und Antisemiten 
Jean-Marie Le Pen, 2002 in die 
Stichwahl gegen die extreme 
Rechte bildete. 2017 gewann Ma­
cron so mit 66 zu 34 Prozent ge­
gen Marine Le Pen. Diesmal wird 
es laut Umfragen deutlich knap­
per: 55 zu 45 Prozent sagt das In­
stitut Ipsos voraus

Gerade die linke Wähler­
schaft, die vor fünf Jahren noch 
für Macron stimmte, will den 
Staudamm gegen die extreme 

Rechte nicht mehr mitbauen. 
„Wir haben Angst, die nützlichen 
Idioten zu sein“, sagt Samuel Go­
dot, ein blonder 19-Jähriger, der 
eine Vorbereitungsklasse für 
sein Politikstudium absolviert.

Zusammen mit einem Freund 
steht er vor der Kathedrale von 
Straßburg, wo Macron nach sei­
nem Auftritt in Mulhouse am 
Abend eine Wahlkampfkund­
gebung abhält. Soziale Gerech­
tigkeit und Ökologie sind Godot 
wichtig – ebenso wie den vielen 
anderen Jungwähler*innen, die 
für Mélenchon gestimmt haben.

Bei Macron finden sie da­
von jedoch viel zu wenig. Dass 
der Präsident sich auf den letz­
ten Metern des Wahlkamp­
fes sozial gibt und grüne Ak­
zente setzt, überzeugt Leute 
wie Godot nicht. Auch er will 
am Sonntag zu Hause bleiben. 
Aber ganz sicher ist er sich da 
noch nicht. „Vielleicht wähle ich 
doch Macron.“

Wahl zwischen Pest und Cholera
In Mulhouse hat der Linksaußen Mélenchon die erste Runde der französischen Präsidentenwahl gewonnen.  
Vor der Stichwahl hadern seine Anhänger*innen: Nicht wählen, Macron wählen oder für Le Pen stimmen?

Hartes Pflaster 
und nur wenige 
Fans: Frank-
reichs 
Präsident 
Emmanuel 
Macron auf 
Wahlkampf-
tour in 
Mulhouse  
Foto: Jean-
Francois 
Badias/ap

Ein Drittel der 
Bewohner*innen 
von Mulhouse  
lebt unterhalb  
der Armutsgrenze

Aus Mulhouse  
Christine Longin

„Beverly Hills“ wird in Mul­
house das Villenviertel Rebberg 
mit seinen imposanten Bauten 
aus dem 19. Jahrhundert ge­
nannt, in denen einst die rei­
chen Industriellen wohnten. Der 
Wohlstand, den die Villen mit ih­
ren parkähnlichen Gärten noch 
heute verströmen, passt nicht 
zum Rest der ostfranzösischen 
Stadt, einer der ärmsten Frank­
reichs. „Das hier ist nicht Mul­
house“, sagt Jason Fleck, Stadtrat 
der Linkspartei La France Insou­
mise (LFI), und zeigt hinter sich.

Der 32-Jährige mit den golde­
nen Piercings im Ohr steht vor 
einem Reha-Zentrum am Rande 
des Rebbergs und hat gerade Em­
manuel Macron seine Meinung 
gesagt. Der Präsident kam ver­
gangene Woche nach Mulhouse, 
um über die Probleme der Kli­
niken zu reden. Vor der Stich­
wahl gegen die Rechtspopulis­
tin Marine Le Pen am kommen­
den Sonntag setzt er auf soziale 
Themen, um eine linke Wähler­
schaft zu überzeugen.

 Doch in Mulhouse hat der 
Amtsinhaber keinen leichten 
Stand. Hier gewann der LFI-
Kandidat Jean-Luc Mélenchon 
die erste Runde am 10. April mit 
36  Prozent vor Macron und Le 
Pen. Auch hinter dem Absperr­
gitter, das mehrere Dutzend 
Schaulustige von dem Reha-Zen­
trum Alister trennt, finden sich 
nur wenige Fans des Staatschefs.

Die meisten sind „Mélen­
chonist*innen“ wie Fleck. „Die 
vergangenen fünf Jahre waren 
eine Katastrophe“, schimpft So­
fiane, ein 19-jähriger Manage­
ment-Student im rosa Rugby-
T-Shirt. „Da wollen wir nicht 
noch mal von vorne anfangen.“ 
Am Tag der Stichwahl will er zu 
Hause bleiben. „Das ist die Wahl 
zwischen Pest und Cholera.“ Die 
19-jährige Nina, die eine Aus­
bildung zur Krankenschwester 
macht, sieht das genauso. Nur 
die Tatsache, dass Le Pen das 
Kopftuch auf der Straße ver­
bieten will, gibt ihr zu denken. 
Schließlich trägt auch sie ein 
schwarzes Tuch um den Kopf 
gewickelt. „Aber Le Pen wird so­
wieso nicht gewinnen“, wiegelt 
sie ab.

Mélenchon, der in der ers­
ten Runde hinter Macron und 
Le Pen ausgeschieden war, rief 
seine Anhänger*innen am Wahl­
abend mehrmals auf, keine 
Stimme an die Rechtspopulis­
tin gehen zu lassen. Eine Emp­
fehlung für Macron wollte der 
Drittplatzierte, der stolze 22 Pro­
zent gewann, allerdings nicht 
aussprechen.

Umfragen zufolge könnten 
rund 30 Prozent seiner Wähle­
r*innen für Le Pen stimmen und 
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Sophia Zessnik  
Great Depression

Als ich begann, mich 
für meine Depression 
zu schämen

D
epressionen gibt es nicht, die Leute 
müssen sich einfach mehr zusam­
menreißen. Der Satz klingt wie das 
reinste Klischee und doch habe ich ihn 

bereits gehört. Ziemlich genau neun Jahre ist 
das her: Ich war fast 22 und kam gerade aus ei­
ner psychiatrischen Klinik. Der Satz kam von 
einer damaligen Freundin (unschwer zu er­
raten, dass wir heute nicht mehr befreundet 
sind) und fühlte sich an wie eine oder meh­
rere verbale Ohrfeigen.

Depressionen gibt es nicht! Was du fühlst, ist 
falsch! Du reißt dich nicht genug zusammen! 
Der Schmerz, den die verbale Schelle hinter­
ließ, saß tief. Am schlimmsten daran war aber, 
dass ich trotz Diagnose ähnlich dachte. Denn 
im Endeffekt fühlte es sich an, als sei ich an 
etwas ganz Grundlegendem gescheitert. Wäh­
rend alle um mich herum studierten, feierten 
und ja, einfach lebten, schaffte ich es nicht aus 
dem Bett. Ich passte plötzlich nicht mehr in 
das, was als akzeptiert galt, hielt mich nicht 
mehr an die gesellschaftskonformen Regeln 
des alltäglichen Lebens. Ich begann, mich für 
meine Unzulänglichkeit zu schämen.

Schamgefühle sind stark moralisch geprägt, 
helfen uns dabei, unser eigenes Verhalten zu 
steuern und uns an Normen und Werte anzu­
passen. Sie sichern also unser Zusammenle­
ben in gesellschaftlichen Gruppen. Wer sich 
schämt, zeigt, dass er*sie sich dem normabwei­
chenden Verhalten bewusst ist und es bereut, 
was wiederum Sympathien steigert.

Bei Menschen mit Angststörungen, Sucht­
erkrankungen oder Depressionen tritt Scham 
aber oft verstärkt auf und kann krankhafte 
Züge annehmen. Scham vorm Kontrollverlust, 
vorm Andersein, vorm Nicht-mehr-dazu-Pas­
sen: Wer Scham besonders stark empfindet, be­
ginnt unangenehme Situationen zu vermei­
den, um sich, so schreibt es der Psychoana­
lytiker Léon Wurmser, „vor den Blicken der 
anderen zu verbergen“. Schließlich möchte 
man nicht in seiner Fehlerhaftigkeit gesehen 
werden.

Ich kann gar nicht aufzählen, für was ich 
mich alles geschämt habe und teilweise noch 
schäme – die Liste wäre endlos. Das Perfide 
ist, dass es wahnsinnig viel Energie kostet, 
sich zu schämen. Energie, die man für ande­
res aufwenden könnte. Für den Kampf gegen 
den Klimawandel oder gegen das Patriarchat 
zum Beispiel.

Ganz ablegen werde ich die Scham wohl nie; 
für das Zusammenleben mit anderen wäre das 
auch nicht nützlich. Was mir hilft, ist, auf Kon­
frontationskurs zu gehen und möglichst offen 
mit ihr umzugehen. Das mag auf mein Gegen­
über erst mal irritierend wirken, schließlich 
lernen wir, schambesetzte Dinge für uns zu 
behalten.

„Das Schlimmste an der Scham ist, dass man 
glaubt, man wäre die Einzige, die so empfin­
det“, schreibt die Autorin Annie Ernaux in „Die 
Scham“. Das dem nicht so ist, lernen wir erst, 
wenn wir uns einander anvertrauen, statt uns 
zusammenzureißen.

Die  
Fünftage­
vorschau 
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Die Comedian Joyce Ilg hat bei Instagram einen Witz über K.-o.-Tropfen gemacht.  
Gerade als Betroffene stellt sich die Frage, wieso jemand über so etwas lachen will

Wenn Täter*innen es  
zu einfach haben

Von Saskia Hödl

Als ich aufwache, dröhnt mir 
der Kopf. Ich weiß nicht, wo 
ich bin. Dann erkenne ich den 
Bungalow, den meine Freundin 
und ich am Tag zuvor bezogen 
hatten. Wir sind auf Abireise in 
der Türkei. Ich liege in Klamot­
ten auf ihrem Bett. Sie schläft in 
meinem Bett. Ich kann mich an 
nichts erinnern. Mir dreht sich 
der Magen um, ich taumle ins 
Bad. Auf dem Weg steige ich in 
Erbrochenes.

Ich kriege Angst. Im Bad suche 
ich meinen Körper ab, versuche 
die dröhnenden Kopfschmerzen 
auszublenden, um herauszufin­
den, ob mir sonst etwas wehtut. 
Mein Herz klopft schneller, Trä­
nen rinnen mir über die Wan­
gen, als ich meine Unterwäsche 
absuche und meine Oberschen­
kel nach blauen Flecken. Ich 
finde nichts. Ich mache mir Vor­
würfe, dass ich einen Rock an­
hatte, als hätte das irgendwas zu 
Sache getan. Ich will nach Hause. 
Als ich aus dem Bad komme, ist 
meine Freundin wach.

„Du warst extrem betrunken 
gestern“, sagt sie. Ich schäme 
mich. Ich rufe meinen Vater an, 
er erschrickt, als er mich schluch­
zen hört, und es tut mir leid, weil 
mir ist ja nichts passiert. Oder? 
Ich erzähle, was los ist. Er hört zu 
und sagt: „Dir hat jemand Dro­
gen ins Glas gekippt.“ Er hat jah­
relang im Nachtclub gearbeitet. 
Ich weine noch mehr. Wir reden 
eine Weile, dann lege ich auf.

Was war passiert? Ich weiß 
noch, dass wir am Pool an der 
Bar standen und Cola-Rum ge­
trunken haben, der vor al­
lem nach Cola und Wasser ge­
schmeckt hat. Ich kann mich nur 
ans erste Getränk erinnern. Da­
nach wird es nebelig bis dunkel. 
Ich küsse jemanden am Strand, 
ich kann kein Gesicht erkennen. 
Ich will weg. Ich taumle durch 
den Sand. Schnitt. Auf einem 
gepflasterten Weg umzingeln 
mich ein paar Jungs, ich erin­
nere mich an Oberkörper in 
Polo-Shirts. Sie reden mit mir, 
doch es ist, als wäre ich hinter ei­
ner Glaswand, ich verstehe kein 
Wort. Alles dreht sich, ich kann 
meinen Kopf nicht mehr he­
ben. Ihre Füße kommen näher. 
Ein Hand mit einem Armband 

talk of the town

Ich beteuere allen, 
es ginge mir gut, 
doch es dauert 
Monate, bis ich nicht 
mehr jeden Tag 
daran denke, was da 
passiert ist und was 
hätte passieren 
können

Den Tipp, 
immer auf das 

eigene 
Getränk zu 

achten, 
kennen die 

meisten  
Foto: imago

aus Holzperlen packt mich am 
Handgelenk. Ich reiße mich los 
und stoße mit der Kraft, die ich 
noch habe, ein Polo-Shirt weg. 
Schnitt. Mein Körper ist wie Blei. 
Ich gehe einen menschenleeren 
Kiesweg entlang, Palmen links 
und rechts. Der Boden wankt, 
ich falle hin, stehe wieder auf. 
Ich habe Angst. Ich suche einen 
kleinen weißen Bungalow in ei­
ner Anlage voller kleiner weißer 
Bungalows.

Meine Freund*innen werden 
mir später erzählen, dass sie 
auf unserer Terrasse saßen, als 
ich angetaumelt kam. Dass ich 
sie angeschrien habe. Dass sie 
mich ins Bett gebracht haben. 
Ich hatte nur noch einen Schuh 
an. Den anderen habe ich da­
nach tagelang gesucht, aber er 
blieb verschwunden. Mit ihm 
das Wissen, wo ich an diesem 
Abend war.

Am nächsten Morgen habe 
ich den schlimmsten Kater. Al­
les tut weh, meine Augen sind so 
geschwollen, dass ich durchge­
hend Sonnenbrille trage. Es dau­
ert drei Tage, bis ich anfange, 
mich wieder normal zu fühlen. 
Bis die Scham etwas von meiner 
Brust weicht. Ich beteuere allen, 
es ginge mir gut, doch es dauert 
Monate, bis ich nicht mehr je­
den Tag daran denke, was pas­
siert ist und was hätte passieren 
können. Es dauert Jahre, bis ich 
zum ersten Mal von dem Begriff 
K.-o.-Tropfen höre.

Aktuell denke ich wieder an 
diesen Morgen. Weil eine Co­
median namens Joyce Ilg mit 
1,6  Millionen Follower*innen 
zu Ostern ein Foto mit dem Co­
median Luke Mockridge bei In­
stagram gepostet hat. Darunter 
schrieb sie: „Hat hier irgend­
wer von euch Eier gefunden? 
Ich hab nur ein paar K.-o.-Trop­
fen bekommen.“ Nachträglich 
ergänzt sie, dass das kein Witz 
auf Kosten von Opfern von K.-
o.-Tropfen gewesen sei, sondern 
„eine Anspielung darauf, dass 
Luke diesen K.-o-Tropfen-Gag 
ja damals in seinem Programm 
hatte und ihm das nachträg­
lich als vermeintlicher ‚Beweis 
von Schuld‘ ausgelegt wurde“. 
Mockridge wurde 2021 von sei­
ner Ex-Freundin  Ines Anioli öf­
fentlich der versuchten Verge­
waltigung beschuldigt, er stritt 

die Vorwürfe ab, die zuständige 
Staatsanwaltschaft hatte die Er­
mittlungen wegen mangelnder 
Beweise eingestellt.

Unter Ilgs Foto kommentier­
ten Leute, dass das nicht lustig 
sei. Sie argumentiert mit ihrem 
grenzenlosen Humor. Dabei ist 
die Frage gar nicht, ob man sol­
che Witze machen darf. Nie­
mand hat um Erlaubnis gebeten. 
Ich frage mich vielmehr, wieso 
man solche Witze machen will. 
Vielleicht weil man denkt, so was 
passiert einem selbst niemals?

Meine Freund*innen haben 
sich damals bei mir entschul­
digt, dass sie nicht besser auf 
mich aufgepasst haben. Doch 
sie konnten es nicht wissen. 
Wenn die Wirkung der K.-o.-
Tropfen beginnt, wirkt die Per­
son alkoholisiert. Wie viele Men­
schen in Deutschland pro Jahr 
ungewollt K.-o.-Tropfen verab­
reicht bekommen, weiß man 
nicht. Die Substanzen sind nicht 
lange nachzuweisen: Im Blut 
etwa sechs, im Urin etwa zwölf 
Stunden. Wenn man also be­
griffen hat, was passiert ist, ist 
es meist zu spät. In hoher Dosie­
rung können sie zu Bewusstlo­
sigkeit, Koma oder Tod führen.

Oft handelt es sich dabei 
um die sogenannten Partyd­
rogen GHB (Gamma-Hydroxy­
buttersäure) beziehungsweise 
GBL (Gamma-Butyrolacton), be­
kannt als Liquid Ecstasy, Liquid 
X oder G. GBL wird im Körper 
zu GHB umgewandelt. Während 
GHB unter das Betäubungsmit­
telgesetz fällt, ist die Vorläufer­
substanz GBL relativ leicht zu 
beziehen. Es wird unter ande­
rem als Reinigungsmittel ver­
wendet. Die heimliche Verab­
reichung ist dennoch strafbar.

Im Netz finden sich allerhand 
Verhaltenstipps für Betroffene: 
auf Getränke achten, nur beim 
Personal bestellen. Es gibt Nagel­
lack oder Armbänder, die helfen 
sollen, die Substanzen zu erken­
nen. Doch was bleibt nach vie­
len Tipps und schlechten Gags 
ist das Gefühl, dass Täter*innen 
es viel zu einfach haben.

Hilfe für Betroffene von 
sexualisierter Gewalt gibt es 
unter anderem für Frauen beim 
Hilfetelefon 08000 116 016 
oder unter weisser-ring.de

Warschau – Lodz – Danzig
POLENmit Gabriele Lesser
Mit der Solidarnosc-Bewegung begann in Polen vor 40 Jahren
der Zerfall des Ostblocks und die Neuausrichtung Europas.
Doch inzwischen regiert eine nationalpopulistische Partei und
die Zivilgesellschaft wehrt sich gegen den Abbau der Medien-
freiheit, gegen eine Politisierung der Rechtsprechung und
Verluste von Frauenrechten. Aktivist*innen berichten über
dieses Ringen in drei Städten, in denen sich Polens Geschichte
vielfach widerspiegelt.
30. Juli bis 7. August 2022, ab 1.290 € (DZ/HP/ohne Anreise)

Teilnahme
leider

nurmöglich
fürGeimpftebzw.

Genesene

Mehr Infos:www.taz.de/tazreisen oder unter T (030) 2 59 02-117
taz Verlags- und Vertriebs-GmbH, Friedrichstraße 21, 10969 Berlin

Zivilgesellschaft versus neuer Nationalismus

in die Zivilgesellschaft
reisen
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dischen Museum die Ausstel-
lung kuratiert hat, im Katalog 
beschreibt, mit welchen Eigen-
schaften Moses Mendelssohn in 
die Auseinandersetzungen ging, 
wird daraus auch ein Wunsch-
bild ersichtlich für die Kommu-
nikationsformen der Gegen-
wart. Lackmann zählt auf: „Höf-
lichkeit, Offenheit, Herzlichkeit, 
Witz und Ironie, Interesse und 
Neugierde, scharfe Kritik. […] 
Engagement, Lust am spiele-
rischen Gefecht, Sachlichkeit, 
Gründlichkeit, Leidenschaft“, 
und damit ist er noch nicht am 
Ende.

Die Zeit von Mendelssohn in 
Berlin war die einer langsam 
entstehenden bürgerlichen Öf-
fentlichkeit jenseits akademi-
scher und konfessioneller In-
stitutionen. Eine wunderbare 
Federzeichnung zeigt lebhafte 
Gespräche an den Tischen eines 
Kaffeehauses, eine andere von 
Daniel Chodowiecki Freunde, 
die in einer Gartenlaube zu-
sammenkamen; beides Orte, die 
auch von Mendelssohn und sei-
nen Freunden Nicolai und Les-
sing frequentiert wurden. In-
teressant ist auch eine kleine 
Abbildung eines sogenannten 
Freundschaftstempels im Hause 
Gleim, das zwei Zimmer zeigt, 

Ein Tora-Vorhang aus Seide von 
1774 liegt in einer Vitrine. Denn 
wir befinden uns im Museum, 
im Jüdischen Museum in Ber-
lin. Er ist bestickt mit Blumen-
ranken und religiösen Symbo-
len. Zwei goldene Löwen halten 
eine Tora-Krone, die Bundes-
lade und Leuchter sind abgebil-
det. Die gestickte Inschrift ver-
rät, dass dieser Tora-Vorhang 
von Moses Mendelssohn und 
seiner Frau Fromet gestiftet 
wurde. Das Museumsdisplay ne-
ben diesem prächtigen textilen 
Kunstwerk verrät, dass die Seide 
vermutlich von Fromets Hoch-
zeitskleid stammte und das Ge-
schenk an ein kleines Berliner 
Betshaus ging, das das Paar be-
suchte.

Der Tora-Vorhang ist Teil ei-
ner kulturhistorischen und 
biografischen Ausstellung 
über Moses Mendelssohn: „Wir 
träumten von nichts als Aufklä-
rung“. Das Material Seide spielte 
im Leben des Philosophen eine 
große Rolle, prägte es doch seine 
Brotberufe. Er wurde 1743 zuerst 
Hauslehrer des Seidenhändlers 
Bernhard Isaak, 11 Jahre spä-
ter dort Buchhalter und 1768 
schließlich Teilhaber der Sei-
denfabrik. Der Seidenhandel 
und die Produktion gehörten 
zu den Unternehmen, in denen 
jüdische Protagonisten dem 
preußischen Staat willkom-
men waren, weil das Luxusgut 
Steuereinnahmen brachte. Nie-
derlassungsrechte waren daran 
gebunden.

„Er ist bis etwa Nachmittag 
um 4 Uhr im Contor und wen-
det die übrige Zeit bis Mitter-
nacht zum studiren an“, berich-
tete Mendelssohns Freund, der 
Schriftsteller und Buchhändler 
Christoph Friedrich Nicolai, in 
einem Brief über den arbeits-
reichen Tag Mendelssohns. Der 
Brief enthält ein bewunderndes 
und liebevolles Porträt seines 
Freundes und wird in der Aus-
stellung an einer Hörstation vor-
gelesen.

Eine biografische Ausstel-
lung über einen Schriftsteller 
und Philosophen der Aufklä-
rung, der für Religionsfreiheit, 
Gleichberechtigung von Min-
derheiten, Toleranz und die le-
benslange Schulung des eige-
nen Verstandes eintrat, zu kon-
zipieren, ist keine einfache 
Sache. Natürlich spielen Texte 
dabei eine große Rolle. Die kur-
zen Wandtexte, die die Themen 
der Räume vorstellen, nutzen 
eine Sprache, die sehr schnell 
Verbindungen in die Gegenwart 
herstellt. Da wird der 14-jährige 
Moses, der seinem verehrten 
Talmud-Lehrer  David Fränkel 
von Dessau nach Berlin folgt, zu 
einem „Bildungsmigranten“. Ni-
colai erzählt, wie der Junge, der 
bis dahin nur hebräisch konnte, 
sich in kurzer Zeit selbst Latein, 
Französisch, Deutsch und Eng-
lisch (und vieles mehr) bei-
brachte.

„Wie redet man mit Anders-
denkenden?“ ist das Kapitel 
über Dialog und Netzwerk über-
schrieben, das Mendelssohn 
als „Dialog-Profi“ darstellt, der 
seine Bücher (in deutsche Spra-

che) in Gesprächsform und als 
Briefwechsel publizierte, wie 
etwa den „Briefwechsel über das 
Trauerspiel“, von Mendelssohn, 
Nicolai und Lessing. Kostbare 
alte Ausgaben liegen in Vitrinen. 
Auch große Bücher sind zu se-
hen, die Blätter mit der Hand be-
schrieben, die das Verfassen der 
Gedanken, das ständige Kom-
mentieren und ins Verhältnis 
setzen dokumentieren.

Wenn Thomas Lackmann von 
der Mendelssohn-Gesellschaft, 
der mit Inka Bertz aus dem Jü-

Reden mit Andersdenkenden

Sein Porträt  
war in Kopien 
ungewöhnlich 
weit verbreitet

etwa seine Aufnahme in die Aka-
demie der Wissenschaften und 
weigerte sich, auch Mendels-
sohns Frau und Kindern Schutz-
rechte zu geben. Er zitierte den 
Denker, der für Juden die glei-
chen Rechte wie für alle wollte, 
zwar einmal an den Hof nach 
Potsdam, aber nur, weil ein Gast 
und Bewunderer Mendelssohns, 
der kursächsische Minister von 
Fritsch, mit diesem reden wollte. 
Der König selbst traf Mendels-
sohn nicht; nichtsdestotrotz gibt 
es ihre angebliche Begegnung 
als Anekdote.

Sie findet Eingang in einen 
Comic, den der niederländi-
sche Künstler Typex als Beglei-
tung zur Ausstellung und wohl 
auch als Versuch einer anderen 
Zugangsweise im Auftrag des 
Museums gestaltet hat. Bild-
reich ist Moses Mendelssohns 
Abneigung gegen Perücken, ei-
ner Angleichung an den höfi-
schen Habitus, ausgemalt. Der 
Kampf um Identität, sowohl an 
jüdischen Traditionen festzu-
halten, als auch der Moderne, 
dem Fortschritt gegenüber of-
fen zu sein und vor allem den 
Verstand gegenüber dem Aber-
gläubischen zu nutzen, zieht 
sich durch die von Typex aus-
gewählten Episoden.

Konflikte gab es viel. Man 
sieht in der Ausstellung die Por-
träts der Rabbiner, die gegen 
seine Übersetzung des Talmuds 

ins Deutsche waren, und von de-
nen, die ihn unterstützten. Fest-
gehalten in einem Gemälde ist 
auch eine Auseinandersetzung 
mit Lavater, der Mendelssohn 
einen Übertritt zum Christen-
tum abpressen wollte und ihn, 
der das Aushalten unterschied-
licher Weltbilder nebeneinan-
der zur Tugend machte, damit 
schwer unter Druck setzte.

Am Ende der Ausstellung 
steht ein Ausblick auf die Men-
delssohn-Rezeption, zitiert 
in Sätzen, die auf eine Wand 
projiziert werden. Für Han-
nah Arendt ist er ein Role Mo-
del für den freien Intellektuel-
len. Deutsche waren stolz auf 
den Ruhm des „Berliner Sokra-
tes“. Die Neoorthodoxen feiern 
seine Gesetzestreue. Zionisten 
schieben ihm die Schuld an ei-
ner Assimilation zu, die die ei-
gene kulturelle Identität ge-
schwächt habe. Schon in diesen 
kontroversen Bildern spiegelt 
sich, dass die Konflikte, die Mo-
ses Mendelssohn erlebte, weiter 
virulent sind.

Moses Mendelssohn. Ausstel-
lung im Jüdischen Museum 
Berlin, bis 11. September.  
Es gibt einen Katalog und die 
Graphic Novel „Moische. Sechs 
Anekdoten aus dem Leben 
Moses Mendelssohns“, 
herausgegeben vom Jüdischen 
Museum Berlin.

deren Wände über und über mit 
Porträts bedeckt sind. So wur-
den Seelen- und Geistesfreund-
schaften mit Frauen und Män-
nern ausgestellt, an deren Den-
ken man teilnahm, auch wenn 
man sie kaum persönlich tref-
fen konnte. Der Dichter Gleim 
war denn auch einer der Auf-
traggeber für eines der vielen 
Porträts von Mendelssohn.

Den Miniaturen und Gemäl-
den, die ihn, dessen Körper 
durch eine Nervenkrankheit 
gezeichnet war – sie hatte sei-
nen Rücken verkrümmt –, dar-
stellen, gilt ein eigener Raum. 
Er wurde viel gemalt und sein 
Konterfei in Reproduktionen 
und Kopien ungewöhnlich weit 
verbreitet. Das ist ein Zeugnis 
für seine Ausnahmestellung 
als „juif a Berlin“, der selbst in 
Frankreich gelesen wurde. Zu-
dem drückt sich in der Bildpro-
duktion die Bewunderung für 
einen Menschen aus, der trotz 
körperlicher Schwäche so einen 
Geist entfalten konnte.

Auch für einen erfolgrei-
chen Juden, der wie Mendels-
sohn das Privileg eines außer-
ordentlichen Schutzjuden er-
halten hatte, war das Leben im 
Berlin unter Friedrich II. nicht 
einfach. Der König verhinderte 

Von Katrin Bettina Müller

Das Jüdische Museum Berlin widmet Moses Mendelssohn 
eine kulturhistorische Ausstellung und rückt Eigenschaften 
des Philosophen der Aufklärung in den Vordergrund,  
die auch aktuell im Diskurs wünschenswert wären:  
Witz und Ironie, Interesse und Neugierde, scharfe Kritik

Anzeige

Als zwölfjähriger Schüler 
schenkte Moses Mendelssohn 
seinem verehrten Lehrer, dem 
Rabbi David Fränkel, dieses 
wertvolle Buch von Isaak ben 
Scheschet (1326–1408), 
„She’elot U-Teshuvot Rivash 
(Responsen des R. Isaak ben 
Scheschet)“, hier eine  Doppel-
seite mit einer Widmung von 
Moses Mendelssohn. Riva, 1559. 
Aus dem Jüdischen Museum 
Prag    
Foto: Jüdisches Museum Prag

Johann 
Christoph 
Frisch,  
Porträt Moses 
Mendelssohn, 
Berlin 1783; 
Jüdisches 
Museum 
Berlin    
Foto: Roman 
März



taz 🐾06 kultur mittwoch, 20. april 2022

Ihre Fotografien sind voller Zeichen, sie sind poetisch und politisch.  
Der Württembergische Kunstverein Stuttgart zeigt die hierzulande  
erste Retrospektive der in den USA schon legendären Carrie Mae Weems

Die Geschichte 
komponiert mit

Von Sabine Weier

Eine zeitgenössische Fotografie, alt­
meisterlich inszeniert: Die Sängerin 
Mary J. Blige sitzt an einem opulent 
gedeckten Tisch, trägt Pelz zu Trai­
ningsjacke und bewundert ihr Col­
lier in einem Spiegel. Auf dem in Fal­
ten geworfenen Tischtuch steht ein 
mit Edelsteinen besetzter Becher, ne­
ben Perlen sind Käse, Brot und Obst 
angerichtet. Carrie Mae Weems nahm 
„Queen B“ für ein Modemagazin auf, 
nun hängt es im großen Format in der 
ersten Retrospektive, die in Deutsch­
land zu ihrem Werk gezeigt wird.

Motiv, Komposition und Lichtset­
zung greifen die niederländische Ba­
rockmalerei des Goldenen Zeitalters 
auf, doch die Künstlerin hat afrikani­
sche Skulpturen und historische Büs­
ten von Sklaven in das Set geschleust. 
Die ikonografische Ästhetik verkehrt 
Weems in eine Kritik an der kolonia­
len Ausbeutung, die diese Epoche in 
den Niederlanden erst ermöglichte. 
Auch im transatlantischen Sklav:in­
nenhandel erzielte die See- und Han­
delsmacht im 17. Jahrhundert ihre 
Gewinne. Dass an dem Tisch eine 
Schwarze Frau Platz nimmt, noch dazu 
eine Ikone der HipHop-Kultur, ist ein 
Bild für die Selbstermächtigung – für 
die eine in der Musik, für die andere 
in der Fotografie.

Wie die Geschichte der Malerei 
kennt auch die Geschichte der Foto­
grafie vor allem diskriminierende 
Darstellungen Schwarzer Frauen. In 
ihrem legendären Zyklus „The Kit­
chen Table Series“ aus dem Jahr 1990 
tritt Weems, die zuvor Theater gespielt 
hatte, selbst auf: Im Kegel des Lichts 
einer Pendelleuchte sitzt sie in wech­
selnden Konstellationen mit einem 
Mann, Freundinnen, einer Tochter 
am Küchentisch. 

Mal spielen sie Karten, mal wird ge­
trunken und geraucht, mal gestritten 
oder gelacht. Texttafeln binden die mi­

nutiös arrangierten und schwarz-weiß 
fotografierten Szenen in eine eman­
zipatorische Erzählung über das Wer­
den als Schwarze Frau in der US-ame­
rikanischen Gesellschaft, die Enge ei­
ner Beziehung und den Wunsch des 
Ausbruchs aus patriarchalischen 
Zwängen ein. Mit einem Porträt von 
Malcolm X im Hintergrund einer der 
Szenen erinnert Weems an die Bür­
gerrechtsbewegung in den USA der 
1960er und 1970er Jahre und thema­
tisiert so auch den Kampf von Frauen 
innerhalb dieser.

Im letzten Bild lehnt sich Weems 
selbstbewusst auf den Tisch und blickt 
uns direkt in die Augen, als wolle sie 
der Gewalt etwas entgegensetzen, die 
sich im Blick auf den Schwarzen Kör­
per manifestiert, gerade auch im foto­
grafischen. Für eine andere frühe Se­
rie fotografierte sie Daguerreotypien 
Schwarzer Menschen mit entblößten 
Oberkörpern, vorgeführt zur ethno­
grafischen Erfassung, durch einen ro­
ten Filter ab. Die Bilder versah sie mit 
kurzen Textfragmenten, die diese Ge­
walt benennen: „You Became a Scienti­
fic Profile“, „A Negroide Type“.

In der Zusammenschau ihrer Arbei­
ten aus drei Jahrzehnten werden die 
Verbindungslinien zwischen dem Ur­
sprung und dem Andauern des anti­
schwarzen Rassismus sichtbar, die 
Weems in „Queen B“ so meisterlich in 
einem Motiv verdichtet. Anfang der 
1990er Jahre fotografierte sie Festun­
gen in Ghana und Senegal, in denen 
Menschen interniert waren, bevor sie 
von Europäer:innen auf Sklav:innen­
schiffen nach Nordamerika deportiert 
wurden – bis ins 19. Jahrhundert hi­
nein. Weems zeigt die menschenlee­
ren kahlen Lehmbauten und führt 
den Blick durch deren schmale Fens­
ter auf das Meer, das bei den Über­
fahrten auch zum Massengrab wurde 
– zahlreiche Tote und Sterbende wur­
den über Bord geworfen. Auf der In­
selgruppe Sea Islands vor den südli­

chen US-Bundesstaaten folgte Weems 
den Spuren der Geschichte in der 
kreolischen Kultur, die sich dort un­
ter den Angekommenen – Nachfah­
r:innen von überwiegend aus Sierra 
Leone verschleppten und zur Arbeit 
auf Reisplantagen gezwungenen Men­
schen – entwickelte. In präzise kons­
truierten, ebenfalls von Texten beglei­
teten Bilderzählungen zeigt sie über­
lieferte spirituelle Bräuche, wie ein in 
Bäumen aufgehängter Metallfeder­
rost, der vor bösen Geistern schützen 
soll, oder spielt auf die gängige sexu­
alisierte Gewalt gegenüber Schwarzen 
Frauen an: Auf einer Fotografie prangt 
hinter ihr an einer Wand bedrohlich 
das Porträt eines Sklavenhalters.

In ihren jüngeren Bildserien, Video­
arbeiten und Installationen klagt sie 
die Polizeigewalt an, der in den USA 
vor allem junge Schwarze Männer 
zum Opfer fallen. Das unscharfe Por­
trät eines Schwarzen Jungen im Kapu­
zenpulli hängt in verschiedenen Grö­
ßen an einer Wand. Eine Andeutung 
auf das in den USA wie in Europa prak­
tizierte Racial Profiling, das Menschen 
allein aufgrund ihres „Bildes“ zu Ver­
dächtigen werden lässt.

Ihre starken Kompositionen, die 
politische Aktualität ihrer Themen 
und ihre berührende Poesie machen 
Weems zu einer wichtigen Künstle­
rin der Gegenwart. In ihrer Mitte der 
2000er Jahre entstandenen Serie „Mu­
seums“ steht Weems in einem schwar­
zen Kleid mit dem Rücken zur Kamera 
vor den berühmten Museen der Welt 
und zeigt sie als Räume, die Schwarze 
Körper vielfach ausschließen. 2014 
war sie dann die Erste unter den af­
roamerikanischen Künstler:innen 
überhaupt, der das Guggenheim in 
New York eine Retrospektive widmete.

Carrie Mae Weems: „The Evidence of 
Things Not Seen“, Württembergischer 
Kunstverein, Stuttgart,  
bis 10. Juli 2022

„Ihr Schwar-
zer Körper, 

erhält er 
Zugang zu 
den Orten 

einer 
historisch 

gewachse-
nen Macht?“, 

fragt Carrie 
Mae Weems 
in „Roaming 
(When And 

Where I 
Enter)“   

Foto: © Carrie 
Mae Weems. 

Courtesy of 
the artist, 

Jack 
Shainman 

Gallery, New 
York /

Galerie 
Barbara 
Thumm, 
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Anzeige

Verkehrte Welt: Das System 
Orbán, so war im Gespräch 
mit dem ungarischen Histo­
riker Krisztián Ungváry zu 
lesen, kann sich nur durch 
Finanzierung aus der EU 
richtig entfalten. Und damit 
unterstützt er dann den 
Wahlkampf von Marine Le 
Pen, um mächtige Verbün­
dete zu gewinnen. 

berichtigung

Der Dramatiker Wolfram Lotz wird mit dem 
Jürgen Bansemer & Ute Nyssen Dramatiker-
preis ausgezeichnet. Die Jury schreibt in ihrer 
Begründung: „Das beglückte Erstaunen, das der 
poetische Witz all seiner Texte beim Adressaten 
auslöst, beruht auf einer Art Reinigungseffekt 
– Katharsis vielleicht. Indem er die sichtbare 
Spitze des Eisbergs der Realität, sprachlich gna­
denlos insistent, durchdringt, stellt er uns vor, 
was sich darunter verbirgt: ,Weltraumschrott‘.“ 
Der Preis wird am 20. Mai vergeben.

Der Ehrenpreis des Deutschen Kamerapreises 
geht 2022 an den Kameramann und Drehbuch-
autor Tom Fährmann. Ausgezeichnet werde 
damit ein Bildgestalter mit einem herausra­
genden Blick, der ihn zu einem „ganz Großen 
der deutschen Filmbranche“ mache, erklärte 
das Kuratorium des Deutschen Kamerapreises. 
Fährmann war u. a. Kameramann in den Filmen 
„Der Sandmann“ (1995), „Das Wunder von Bern“ 
(2003) und „Die Päpstin“ (2009). Vergeben wird 
die Auszeichnung am 6. Mai in Köln.

unterm strich

Von Ralf Leonhard

Die Neuauflage des Orgien-
Mysterien-Theaters, geplant 
für kommenden Juli, wird wohl 
nicht mehr stattfinden. Letztes 
Jahr wurde das Gesamtkunst­
werk coronabedingt abge­
sagt. Dieses Jahr ist Hermann 
Nitsch nicht mehr da. Das di­
onysische Opferspektakel mit 
blutverschmierten nackten 
Menschen in geschlachteten 
Rindern, Kreuzigungsszenen 
und orgiastischem Wühlen in 
Eingeweiden – 1998 über sechs 
Tage zelebriert – hat Nitsch 
einst berühmt gemacht und 
für Skandale gesorgt. Beson­
ders mit der katholischen Kir­
che, aber auch mit Tierschüt­
zern und der Justiz hat er sich 
angelegt. Dabei wollte der 
1938, kurz nach dem Anschluss 
Österreichs an Hitlerdeutsch­
land, in Wien geborene Künst­
ler ursprünglich Kirchenma­
ler werden.

„Die Aktionsmalerei ist 
quasi die erste Stufe – ur­
sprünglich wie auch heute. 
Damals ging es mir eher aus­
schließlich um die Substanz, 
die Materie der Farben. Ich 
wollte im Farbschleim wüh­
len, Farbe verschwenden, ver­
schmieren, verspritzen“, er­
klärte er einer kleinen Gruppe 
von Kunstkritikern und Pres­
seleuten, die er im Sommer 
2020 in sein Museum in Mis­
telbach und seinen Landsitz 
Prinzendorf im niederöster­
reichischen Weinviertel ein­
geladen hatte. Erste interna­
tionale Anerkennung wurde 
ihm schon 1966 in London 
zuteil. Auf den Abbruch sei­
ner 21. Aktion durch die Po­
lizei folgte eine Einladung in 
die USA. Die ideale Kulisse für 
seine Aktionen fand er aber im 
barocken Schloss Prinzendorf, 
in das Ehefrau Nummer 2, die 
deutsche Industriellentoch­
ter Beate König, auf Drängen 
ihres mittellosen Angetrau­
ten ihr Erbe steckte. 50 Jahre 
lang war es Zentrum und Gra­
vitationspunkt des Künstlers, 
der in den 1960er Jahren mit 
Otto Mühl nicht nur die eta­
blierte Kunstwelt provoziert 
hatte und wegen Erregens öf­

fentlichen Ärgernisses und 
Störung der öffentlichen Ord­
nung 14 Tage im Gefängnis ab­
sitzen musste.

„Bis zur Hälfte meines Le­
bens hab ich nichts verdient 
und hab von meinen Frauen 
gelebt“, so gestand Nitsch ein­
mal nicht ohne Koketterie. 
Nach einem zehnjährigen 
Exil in Deutschland und dem 
Unfalltod seiner Frau kehrte 
Nitsch 1978 nach Österreich 
zurück. Er entwickelte seine 
umstrittene Schütt-Technik, 
für die er nicht nur Acrylfar­
ben, sondern vor allem bei sei­
nen Aktionen immer wieder 
auch Blut einsetzte. Dass reli­
giöse Symbole dabei oft eine 
Rolle spielten, trug ihm den 
Vorwurf der Blasphemie von 
der katholischen Kirche ein. 
„Ich habe mich immer für Re­
ligionen interessiert, habe ei­
gentlich gleich Religionswis­
senschaften betrieben und 
nie die Absicht gehabt, eine 
Religion zu beleidigen oder 
herabzuwürdigen.“ Aber: „Ich 
hab halt in meinem Werk die 
Erotik und Sexualität religiö­
sen Phänomenen gegenüber­
gestellt. Das hat die halt auf­
geregt.“ Längst versöhnt mit 
dem Klerus, hat Nitsch in sei­
ner letzten Ausstellung Mess­
gewänder verarbeitet und im­
mer wieder das Kreuz als Sym­
bol des Opfers integriert.

Auch in der Politik hatte der 
einst Geschmähte zuletzt nur 
mehr Freunde. Die Republik 
verlieh ihm 2005 den Großen 
Österreichischen Staatspreis 
für bildende Kunst, der konser­
vative Landeshauptmann von 
Niederösterreich, Erwin Pröll, 
schenkte ihm in Mistelbach ein 
Museum in einer stillgelegten 
Fabrikhalle. Auch in Neapel 
gibt es ein Nitsch-Museum.

Zuletzt widmete er immer 
mehr Zeit der Musik, kompo­

nierte Symphonien aus Sphä­
renklängen, die die Aktionen 
begleiten. Besondere Genugtu­
ung bereitete Nitsch vergange­
nen Sommer der Auftrag, bei 
den Bayreuther Festspielen 
eine konzertante Version der 
„Walküre“ szenisch zu beglei­
ten. Für jeden der drei Akte 
hatte er eine umfangreiche 
Malaktion konzipiert. Seine 
Bilder, die im Atelier am ehe­
maligen Getreidespeicher von 
Schloss Prinzendorf entstan­
den, werden zu hohen fünfstel­
ligen Beträgen gehandelt. Her­
mann Nitsch starb nach länge­
rer Krankheit am Ostermontag 
im Spital von Mistelbach.

Farbe verschwenden und Blut verspritzen gehörte 
zur Aktionskunst des österreichischen Künstlers 
Hermann Nitsch. Nun ist er gestorben.

Erst Störung, 
dann Ehrung 

Immer wieder hat 
er das Kreuz als 
Symbol des Opfers 
integriert

Der Maler Hermann Nitsch    
Foto: Herbert Pfarrhofer/dpa
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Im Flow

Aus Leipzig Fabian Held

Die 1:2 Pleite bei Union Berlin am 3. 
Dezember war der Tiefpunkt für RB 
Leipzig in dieser Saison. Ausgerechnet 
bei Union Berlin! Die Vereinsphiloso-
phien könnten ja kaum unterschied-
licher sein. RB, das Marketingpro-
dukt, großgezüchtet mit vielen Mil-
lionen eines Brauseherstellers, das 
eine Marktlücke in der Boomtown 
Ostdeutschlands ausgenutzt hat. Und 
die Eisernen, die eher für kleines Bud-
get, große Fannähe, Fußballnostalgie 
und Tradition stehen. An jenem 3. De-
zember triumphierte Union. Leipzig 
rutschte auf Rang elf ab und Trainer 
Jesse Marsch war seinen Job los.

Wie schnell sich die Dinge im Fuß-
ball doch wandeln können! Am Mitt-
wochabend (20.45, ARD) und am kom-
menden Samstag (15.30, Sky) tref-
fen die Leipziger gleich zwei Mal auf 
Union – erst im DFB-Pokal-Halbfinale, 
dann in der Bundesliga. Diesmal ist 
alles anders: Domenico Tedesco steht 
mittlerweile in Leipzig an der Seiten-
linie und Euphorie ist in die Messe-
stadt eingekehrt. Seit 14 Spielen ist 
die Mannschaft ungeschlagen, hat 
sich auf Tabellenplatz drei hochgear-
beitet und das alles, nach der schlech-
testen Hinrunde der jungen Vereins-
geschichte. Wie konnte das passieren? 
Was hat Tedesco getan?

„In erster Linie haben wir getan“, 
ist die Antwort des Trainers auf diese 
Frage. Tedesco ist einer, der oft betont 
leise redet und lieber über den Ver-
ein, die Spieler spricht als über sich. 
„Wir haben eine Mannschaft, die 
sehr hungrig ist, die sehr gewillt ist, 

Pläne umzusetzen, Ideen umzuset-
zen, selbst nachzudenken“, verrät der 
36-Jährige noch. Was er nicht sagt: Die 
Pläne kommen von ihm. Und genau 
da liegt seine Stärke. Tedesco bereitet 
die Mannschaft immer mindestens 
gut, manchmal perfekt auf den Geg-
ner vor. Dabei ist er nicht dogmatisch, 
sondern passt seine Ideen an die Ge-
gebenheiten an. Im Hinspiel des Eu-
ropa-League-Viertelfinales kam seine 
Mannschaft nicht mit der aggressi-
ven Manndeckung von Atalanta Ber-
gamo zurecht. Im Rückspiel eine Wo-
che später hatte Tedesco die Fehler 

analysiert und abgestellt. Das Ergeb-
nis: Ein 2:0-Erfolg in Bergamo und der 
Einzug ins Halbfinale.

Seit der 36-Jährige am Ruder ist, ha-
ben die Leipziger von 22 Pflichtspielen 
15 gewonnen, drei Mal unentschieden 
gespielt und nur zwei Mal verloren. RB 
ist das beste Rückrundenteam, mit 
einem meisterlichen Punkteschnitt 
von 2,5 Zählern pro Partie. „Wenn du 
so im Flow bist, macht es einfach nur 
unheimlich Spaß“, sagte Leipzigs Ka-
pitän Peter Gulacsi. „Und das wollen 
wir unbedingt beibehalten.“

Im Idealfall würde dieser Flow am 
Ende zum ersten großen Titel der Ver-
einsgeschichte führen. Die Chancen 

scheinen selten günstig: Sowohl in der 
Europa League, als auch im DFB-Pokal 
sind die ganz großen Favoriten aus-
geschieden, ein Pokal-Double scheint 
möglich.

Tedesco sorgt in der Mannschaft für 
den kollektiven Plan, dazu kommt die 
individuelle Klasse von Spielern wie 
Christopher Nkunku (in 44 Pflichtspie-
len 30 Tore, 19 Vorlagen) oder Konrad 
Laimer. Beide gelten als potentielle 
Neuzugänge beim FC Bayern. Insofern 
schwingt in dieser Saison etwas Ein-
maliges mit. Die Mannschaft wird im 
Sommer Leistungsträger verlieren, die 
Konkurrenz dagegen aufrüsten. Also: 
jetzt oder nie.

Das erste von zwei Duellen gegen 
Union könnte also kaum aufgeladener 
sein. Über 6.000 Berliner reisen nach 
Leipzig. Das Stadion kann nach dem 
Umbau erstmals mit über 47.000 Zu-
schauern ausgelastet werden. Leipzig 
geht zwar als Favorit ins Rennen, den-
noch warnte Tedesco: „Wir nehmen 
Union Berlin als sehr stark wahr. Sie 
haben aktuell einen guten Lauf, sind 
seit Längerem sehr stabil.“

Auch von der Gegenseite kamen 
nette Worte. „Die sind wirklich gut 
unterwegs“, meinte Union-Trainer Urs 
Fischer: „Wir brauchen ein optimales 
Spiel, um für die Überraschung zu sor-
gen.“ Aber auch das gehört zur Wahr-
heit: Während sich bei RB Leipzig seit 
dem 3. Dezember alles geändert hat, 
ist bei Union alles ziemlich konstant 
geblieben. Damals wie heute sind die 
Eisernen Tabellensechster. Und da-
mals wie heute könnten sich wohl 
alle nichts Schöneres vorstellen, als 
RB wieder ein Bein zu stellen.

aufruf
Auxilium Animalis eV http://www.
auxilium-animalis.de/ sucht Pflege-
stellen (ehrenamtlich) für Hunde aus 
aus dem Kriegsgebiet in Berlin und 
unterstützt Hunde und Katzen in Not 
. In der Ukraine, aber auch in Polen 
und Deutschland. Überall wo Hilfe 
gebraucht wird. Hilf auch Du! Wir unter-
stützen das Tierheim Sirius in der Ukra-
ine (https://dogcat.com.ua/en) Spenden 
unter „Tierhilfe Ukraine und Sirius“ 
Auxilium Animalis e.V. IBAN: DE62 
8306 5408 0004 2104 76 BIC: GENO 
DEF1 SLR Deutsche Skatbank Paypal: 
spenden@auxilium-animalis.de

wohnprojekte
Suche barrierefreie WG in einer 
Großstadt, bevorzugt Berlin. Zimmer 
min. 20 qm, KM ca. 530€. Ich, Franziska 
(32) ernähre mich vegan, Sport u. Musik 
sind mir wichtig, schreibe gerne, bin 
offenherzig und lebensfroh. Habe eine 
Geh- und Seheinschränkung. Nach dem 
Motto „Wir sind alle anders und doch 
gleich“ möchte ich Bewusstsein für 
Inklusion und Teilhabe schaffen. Nie-
mand soll auf Behinderung/Hautfarbe/ 
Religion/... reduziert werden. Kontakt: 
franziska-spitz@gmx.de

RB Leipzig ist seit Wochen in bestechender Form, Union Berlin seit Monaten 
überaus stabil. Im Halbfinale des DFB-Pokal kommt es nun zum Duell 

Der EM eine deutsche 
Schiedsrichterin: Riem Hus-
sein gehört zum Kreis der 
zwölf Schiedsrichterinnen, 
die bei der Frauen-Europa-
meisterschaft in England 
Spiele leiten werden. Wie 
die Uefa mitteilte, wird auch 
Emikar Calderas Barrera aus 
Venezuela Teil des EM-Teams 
sein. Das Kontinentalturnier 
findet in diesem Jahr vom 6. 
bis zum 31. Juli statt.

Turbine Potsdam die Final-
teilnahme: Der Tabellen
dritte der Bundesliga setzte 
sich im Halbfinale des DFB-
Pokals bei Bayer Leverkusen 
mit 4:3 im Elfmeterschießen 
durch. Nach 90 und 120 
Minuten hatte es jeweils 1:1 
gestanden. Somit erreichte 
Turbine erstmals seit 2015 
das Endspiel. Gegner am 
28. Mai in Köln ist der VfL 
Wolfsburg.

was alles nicht fehlt

wiese

Tedesco ist nicht 
dogmatisch. Er passt 
seine Ideen an die 
Gegebenheiten an

Hungrige 
Mannschaft: 
Leipzigs Team 
schwört sich in 
Leverkusen auf 
den Gegner ein
Foto: Jürgen 
Schwarz/imago

russisch brot

Politische Schachzüge
Großmeister Sergei Karjakin ist ein wichtiger 
Propagandist für die russische Kriegserzählung. 
Dabei setzt er immer auch seine Biografie ein

Die letzten großen Shows 
sind gelaufen. Die verschiede-
nen Trainerschulen der russi-
schen Eiskunstlaufszene durf-
ten noch einmal zeigen, zu 
welchen Leistungen ihre Zög-
linge imstande sind. Natürlich 
hüpften auch die Schülerinnen 
der bei den Olympischen Spie-
len von Peking so erfolgrei-
chen wie angefeindeten Trai-
nerin Eteri Tutberdidse über 
die Eisflächen – auch Kamlia 
Walijewa, das 15-jährige Mäd-
chen, in dessen Dopingprobe 
man ein verbotenes Herzmit-
tel gefunden hatte, das den-
noch im olympischen Einzel-
wettbewerb starten durfte, um 
dann dort fast nichts von dem, 
was sie kann, zeigen konnte. 
Der Druck der Weltöffentlich-
keit, der das Supertalent kri-
tisch, wohlwollend oder mitlei-
dig beäugte, war wohl zu groß 
für Walijewa.

Ihr Fall ist immer noch 
Thema in Russland. Die offi-
zielle Bewertung des Falls ist 
auch eindeutig. Der Westen 
ist schuld am Schicksal „un-
seres Mädchens“, wie es so oft 
heißt in der Sportberichter-
stattung. Weil man den Rus-
sen die Goldmedaille im olym-
pischen Teamwettbewerb, bei 
dem Walijewa noch nicht von 
Dopingvorwürfen belastet ei-
nen glanzvollen Auftritt hin-
gelegt hatte, nicht gönne, 
habe man alles getan, um ei-
nem unschuldigen Mädchen 
einen Dopingfall anzuhängen, 
so die gängige These. Das hört 
sich dann so an: „Es ist schade, 
dass europäische und ameri-
kanische Funktionäre den 
Sport als Sprungbrett für ihre 
politischen Ambitionen nut-
zen, anstatt den Sport zu ei-
nem Ort zu machen, an dem 
alles in einem fairen Wettbe-
werb entschieden wird.“ Der 
russische Schachgroßmeis-
ter Sergei Karjakin hat das am 
vergangenen Wochenende zur 
Causa Walijewa gesagt. Als er 
das sagte, trug er einen Kapu-
zenpulli mit einem Aufdruck, 
der den sonnenbebrillten 
russischen Staatspräsidenten 
Wladimir Putin zeigt.

So stellt sich Karjakin, der 
2016 gegen den norwegischen 
Dominator Magnus Carlsen 
um die Krone im Weltschach 

gespielt hat, die Trennung von 
Sport und Politik vor. Ähnlich 
unpolitisch findet er gewiss 
auch seinen Auftritt im Zen-
tralen Haus des Schachspie-
lers in Moskau am Wochen-
ende. Dort spielte er mit Kin-
dern aus dem Donbas Schach, 
verteilte Autogramme und ließ 
sich mit den Kleinen aus dem 
ukrainischen Kriegsgebiet ab-
lichten. In russischen Medien 
wird diese Geschichte gerne 
erzählt. Dass der Donbas  in 
der Ukraine liegt, wird dabei 
ebenso verschwiegen wie die 
Tatsache, dass gerade ein bluti-
ger Krieg dort wütet, den Russ-
land vom Zaun gebrochen hat.

Karjakin eignet sich wie 
kein zweiter für russische Pro-
pagandaerzählungen über die 
Krim und die Ostukraine. Er ist 
auf der von Russland annek-
tierten Halbinsel geboren und 
in der umkämpften ostukrai-
nischen Stadt Kramatorsk auf-
gewachsen. Seine Rolle als Pro-
pagandist hat Karjakin längst 
verinnerlicht. Nachdem er in 
einem offenen Brief seinem 
Präsidenten Wladimir Putin 
volle Unterstützung zugesi-
chert hat, hat der internationa-
len Schachverband Fide Karja-
kin für sechs Monate gesperrt. 
Dagegen will der Großmeister 
sportrechtlich vorgehen. Sein 
Argument ist nur allzu be-
kannt. Er sei wegen seiner poli-
tischen Haltung gesperrt wor-
den. Und der Sport solle doch 
möglichst frei von Politik sein.

An einem Brett wird man 
ihn bis zur Klärung seines Falls 
ohnehin nicht sehen. Andere 
russische Schachspieler dür-
fen weiterspielen. Der russi-
sche Verband ist zwar suspen-
diert, aber die Einzelsportler 
dürfen antreten. Die Suspen-
dierung ist von der Europäi-
schen Schachunion ausgegan-
gen. Diesen Bann will der rus-
sische Verband nun umgehen, 
indem er sich der asiatischen 
Schachföderation anschließt. 
Karjakin findet das natürlich 
„genau die richtige Idee“. So 
wie er gewiss nichts dagegen 
hat, dass Dimitri Peskow, der 
Sprecher des russischen Prä-
sidenten, Vorsitzender des 
Stiftungsrates des russischen 
Schachverbands ist. 

� Andreas Rüttenauer

Ex-Radprofi Bradley Wiggins spricht über seine Jugend, in der er sexuell missbraucht worden ist

Hoher Preis für eine Karriere

Bradley Wiggins, Tour-de-
France-Sieger 2012 und fünffa-
cher Goldmedaillengewinner 
bei Olympia, hat in einem In-
terview mit dem britischen Ma-
gazin Men’s Health darüber ge-
sprochen, dass er als Jugendli-
cher sexuell missbraucht wurde. 
Auch über seine psychischen 
Probleme hat er geredet. Der 
Missbrauch durch einen Trainer 
habe ihn bis ins Erwachsenenal-
ter traumatisiert. Er sei um die 
13 Jahre alt gewesen, als es ge-
schah, so Wiggins.

Als Kind und Jugendlicher 
sei er zudem regelmäßig Opfer  
seines gewalttätigen Stiefvaters 

geworden. Weil dieser ihn auf-
grund der für Radsportler:innen 
typischen Bekleidung häufig 
als „Schwuchtel“ mobbte, habe 
er ihm den Missbrauch nicht 
anvertraut. Stattdessen habe 
er sich „vergraben“. „Ich entwi-
ckelte mich zu einem Sonderling 
und wollte einfach nur diesem 
Umfeld entkommen. In vieler-
lei Hinsicht war ich ein sonder-
barer Teenager und ich glaube, 
dass der Versuch, diesen Wid-
rigkeiten zu entkommen, mich 
beim Radfahren angespornt 
hat“, so der heute 41-Jährige.

Auch die Beziehung zu sei-
nem biologischen Vater, der 

selbst Radprofi war, war alles an-
dere als einfach. Der Vater hatte 
die Familie verlassen, als Wig-
gins zwei Jahre alt war. Später 
versuchte Wiggins sich als Rad-
sportler dem Vater gegenüber, 
den er als Held sah, zu beweisen. 
Doch statt dessen Anerkennung 
zu ernten, musste er mitanse-
hen, wie sein Vater sein Talent 
als Rennfahrer von Depressio-
nen geplagt Alkohol und Dro-
genkonsum opferte. 2008 en-
dete diese Absturz jäh. Wiggins 
Vater wurde Opfer eines Mordes.

Zu seinem späteren Coach 
Dave Brailsford (Team Sky) 
hatte er ein besseres Verhält-

nis, auch wenn der durch das 
Verabreichen verbotener Kor-
tisionspräparate Wiggins’ Ruf 
aufs Spiel gesetzt habe. Den-
noch bezeichnete der ExProfi 
Brailsford als „echtes Arsch-
loch“, der von seinen besten Pro-
fis wie ihm und Chris Froome 
genau das verlangt hat: ein 
Arschloch zu sein. „Um erfolg-
reich zu sein, musst du einfach 
skrupellos und ein Arschloch 
sein. Es ist zwar unschön und 
man weiß immer, wenn man 
es tut, aber, wenn du deinen 
Fuß vom Gas nimmst, zahlst du 
den Preis“, so Bradley Wiggins. 
� D. Zylbersztajn-Lewandowski

https://twitter.com/SergeyKaryakin/status/1497950920029704195?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1497950920029704195%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.redditmedia.com%2Fmediaembed%2Ft2va6n%3Fresponsive%3Dtrueis_nightmode%3Dfalse
https://twitter.com/SergeyKaryakin/status/1497950920029704195?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1497950920029704195%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.redditmedia.com%2Fmediaembed%2Ft2va6n%3Fresponsive%3Dtrueis_nightmode%3Dfalse
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Palästina und Ukraine?
„Frieden schaffen ohne Waffen. Die Friedensforscherin 
Véronique Dudouet hält zivilen Widerstand für effektiver 
als militärisches Eingreifen. Wie könnte das aussehen?“, 
taz vom 16. 4. 22
Da tut mir die Ukraine jetzt schon leid, wenn das Beispiel 
des palästinensischen Widerstands als Erfolg gewertet wird 
von Frau Dudouet, denn deren Anerkennung als Verhand-
lungspartner steht nur auf dem Papier, und der Osloprozess 
hat den Palästinenser:innen nichts gebracht. Er hat nicht zur 
Staatsbildung geführt (er sollte nach 5 Jahren abgeschlossen 
sein), er hat den Ausbau der völkerrechtswidrigen israelischen 
Siedlungen und die Zunahme der Anzahl der Siedler:innen 
nicht gestoppt, auch nicht die ständigen Enteignungen paläs-
tinensischen Bodens und die Zerstörung landwirtschaftlicher 
Flächen, sondern diese gehen täglich weiter und Israel hat 
inzwischen ganz unverblümt erklärt, einen palästinensischen 
Staat wird es nicht geben. Von daher ist das leider überhaupt 
kein gutes Beispiel für gelungenen friedlichen Widerstand, 
sondern lediglich Wunschdenken. Manuela Kunkel, Stuttgart 
 

taz und Establishment?
betr.: taz-Gebäude, Friedrichstraße, Berlin
Sehr geehrte Damen und Herren, als ich dabei war, einen 
Artikel über die städtebauliche Entwicklung des Häuserblocks 
zu schreiben, in welchem Ihr Redaktions- und Verlagsgebäude 
ansässig ist, waren Sie vor einigen Wochen so freundlich, mir 
Einblick in das Erdgeschoss Ihres Redaktionsgebäudes zu 
gewähren. Jetzt ist der Artikel auf der ungarischen Architek-
turplattform epiteszforum.hu erschienen. (Titel auf deutsch: 
Zwischen Museum und Redaktion – über einen Berliner 
Häuserblock). Der Sie betreffende Passus lautet in deutscher 
Übersetzung: „Wenn man entlang des Besselparks weitergeht, 
trifft man auf das Bürogebäude von Redaktion und Verlag der 
‚Tageszeitung‘ (‚taz‘) (Entwurf: E2A / Piet Eckert & Wim Eckert 
Architekten, Zürich). Man kann es auch umgekehrt sehen: Von 
der Friedrichstraße kommend, mit der charakteristischen Git-
terkonstruktion ist das gleichsam der städtebauliche „Auftakt“ 
des Blocks.

Ihrem Selbstverständnis nach ist die taz das“‚Flaggschiff“ 
der linken Presse, das Lieblingsblatt des grün-alternativen Mi-
lieus und als solches hat sie Wert darauf gelegt, dass sie ih-
ren Sitz in Kreuzberg haben sollte, dort, wo dieses Milieu noch 
zu Zeiten der Teilung entstanden war. Dabei hat eine Rolle ge-
spielt, dass der West-Berliner Senat noch in den sechziger, 
siebziger Jahren unter Opferung ganzer gründerzeitlicher 
Häuserblöcke über Stock und Stein in der Nähe eine Stadtau-
tobahn bauen wollte – kein Wunder, dass sich dagegen Bür-
gerinitiativen gebildet und zum Teil auch radikalisiert hatten. 
Heute kann die taz getrost als Teil des Establishments betrach-
tet werden, was man auch dem friedlich in der Kantine essen-
den Publikum ansehen kann.“

Ich hoffe, dass ich die Charakterisierung Ihres Selbstver-
ständnisses einigermaßen getroffen habe und bitte zugleich 
um Nachsicht für den Hinweis auf das „Establishment“, das als 
durchaus freundlich-ironische Verbeugung gedacht war.
János Brenner, Berlin
 

Ein Auftrag für den Papst?
„Ostern und die positive Fehlerkultur: Sorry sagen reicht 
nicht mehr. Fehler zugeben und hoffen, damit durchzukom-
men, trendet unter Politiker*innen. Doch gerade an Ostern 
gilt: Keine Beichte ist umsonst. Vergebung kostet“, 
taz vom 16. 4. 22
Warum, um Himmels willen fahren der Papst (gerne auch im 
Papamobil) und andere Würdenträger*innen nicht friedens-
missionierend so lange durch die Kriegsgebiete der Ukraine, 
bis dort Frieden einkehrt? Am besten kreuz und quer und 
abwechselnd in der Besetzung, so dass jegliches Kriegsherren-
Kalkül das große Risiko in sich birgt, dass … Würde Putin 
riskieren, dass dabei der Papst …? Bei Erfolg wäre eine Fortset-
zung in anderen Regionen dieser göttlichen Erde ein wahrer 
Segen und die Botschaft schlechthin!
Stefan Mohr-Bender, Heilbronn

meinungsstark

taz.de

„Wie viele Menschen im Land verstehe ich inzwischen mehr 
von militärischen Dingen. Man muss das lernen, um zu 
überleben. Schon die Kinder können die Explosions­
geräusche von verschiedenen Waffen identifizieren“ 
Andrej Kurkow, ukrainischer Schriftstelle. Quelle: Interview Frankfurter Rundschau, „Das einzige, was den Krieg 
stoppen kann, ist Putins Tod“, 12. 4. 22

Nur wenn man in der Lage ist, dem 
anderen zu vergeben, hat man die 
guten Seiten aller (religiösen) 
Überlieferungen verstanden. Aber 
der Weg zur Macht und ins Amt führt 
Politiker:innen zu oft über die 
Perfektion der Heuchelei.
Günter zu „Sorry sagen reicht nicht mehr“, taz vom 16. 4. 22

Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen 
vor. Die veröffentlichten Briefe geben nicht unbedingt die Meinung 
der taz wieder.

„Steinmeier-Ausladung: Unangemes-
sene Empörung. Präsident Selenski und 
der ukrainische Botschafter Melnyk 
haben jedes Recht, unhöflich, undank-
bar, undiplomatisch und unverschämt 
zu sein“, taz vom 18. 4. 22

Verständnis – für wen?
Ich bin dankbar ob all der zutreffenden 
Argumente einer Politikergeneration in 
der Ukraine, deren Heimat von Putins 
Mörderbande zerbombt wird. Unser 
Grüßaugust Steinmeier tut das, was sein 
total überflüssiges Staatsamt vorsieht – 
„grüßen!“ – und wenn es sein muss auch 
im Iran unter an Baukränen baumelnden 
Homosexuellen. Die Unerträglichkeit 
dieser Politikerspezies kann in österlicher 
Zeit nicht erlösender im christlichen Sinn 
thematisiert werden, als dies uns Deut-
schen durch für ihre Heimat und auch 
unsere Freiheit kämpfende ukrainische 
Politiker nahe gebracht wird. Diese Art der 
Offenbarung war längst überfällig, das 
überwiegende Verständnis für die Selens-
kis, Melnyks und Kulebas angesichts der 
dem Morden Putins schon in Tschetsche-
nien, Georgien, Syrien, auf der Krim, im 
Donbass zuschauenden Deutschen darf 
man unter angenehmer Genugtuung aus 
führenden europäischen Printmedien 
vernehmen. Und sogar aus der taz. Cha-
peau! Werner Rosenbecker, Hiddenhausen

Äußerste Vorsicht
Liebe taz, wir sind empört über diesen 
einseitigen Kommentar. Angesichts der 
immensen Gefahr, die die Lieferung 

schwerer Waffen an die Ukraine bedeutet, 
ist größte Vorsicht geboten. Wir empfin-
den den fordernden und vorwurfsvollen 
Ton, den Herr Selenskyj als Präsident und 
Herr Melnyk als Botschafter anschlagen, 
mehr als unpassend, unangemessen bis 
unverschämt. Wir schätzen das Verhalten 
unseres Bundeskanzlers Olaf Scholz und 
des Bundespräsidenten Frank-Walter 
Steinmeier in dieser Situation sehr. Wir 
empfinden es als Größe, dass Herr Stein-
meier in seiner Position Fehleinschätzun-
gen artikuliert hat. Wir vermissen von vie-
len Politikern, auch der Ampelkoalition, 
Respekt, Wertschätzung und äußerste 
Vorsicht in diesem Konflikt, der schnell 
eskalieren kann. Brigitte Koch-Störmer, 
Lutz Koch, Ahrensburg
 

Alternative Wahrheiten
Bisher war mir doch tatsächlich verbor-
gen geblieben, dass das deutsche Staats-
oberhaupt persönlich für den Angriffs-
krieg gegen die Ukraine verantwortlich 
ist. Ich dachte immer, der Befehl dazu sei 
aus Moskau gekommen. Demnach wäre 
der deutsche Bundespräsident dann ja 
auch für die tausendfachen Morde an der 
dortigen Zivilbevölkerung schuld. Alter-
native Wahrheiten kommen offensichtlich 
nicht nur aus Washington. Auch Berlin hat 
solche zu bieten.
Nikolaus Jöckel, Offenbach am Main

Der Kommentar trifft den zentralen 
Punkt: Die Ukrainer kämpfen gerade ums 
Überleben, da sollte man diverse emotio-
nale Ausbrüche nachvollziehen können.
Marcus Frank auf taz.de

Bundespräsident zur 
Spielfigur degradiert?

wortwechsel

Die Ausladung von BuPrä Steinmeier traf auf große Empörung – aber auch auf Verständnis 
für die ukrainische Zwangslage. Im Krieg sind alle diplomatischen Schachzüge erlaubt?

Das war vor dem Krieg: Selensky zu Gast bei Steinmeier im Schloss Bellevue (12. Juli 2021)    
Foto: Bernd Elmenthaler/imago

taz 🐾 die tageszeitung, 
friedrichstraße 21, 

10969 berlin, briefe@taz.de

„Kommentar zu der Ausladung von 
Bundespräsident Steinmeier in Kiew: 
Wolodimir Selenskis Eigentor“,
taz vom 14. 4. 22

Eine treibende Kraft
Sehr geehrte Redaktion! Wenn ich mich 
recht erinnere, war Frank-Walter Stein-
meier als Außenminister eine treibende 
Kraft hinter den Minsk-Akkorden, die die 
Ukraine damals, nachdem „grüne Män-
ner“ Teile der Bezirke Luhansk und Do-
netsk eingenommen hatten, zu Zusagen 
gezwungen hat, die niemals umgesetzt 
wurden. Die Ukraine sagt, dass sie damals 
mit der „Pistole auf der Brust“ den Ak-
korden zugestimmt hat. Ganz abgesehen 
davon, dass die Ukraine auch schon 2014 
und 2016 ein unabhängiger Staat war, des-
sen Recht auf territoriale Unversehrtheit 
von Russland negiert und verletzt wurde, 
können wir vielleicht doch Verständnis 
aufbringen für die Wahl der Ukraine 
zwischen einem Bundespräsidenten mit 
vor allem zeremoniellen Funktionen und 
einer nicht sehr ruhmvollen Geschichte 
und einem Bundeskanzler mit politischer 
Macht. Rotraut Lüdemann Bergen, NL
 

Skurrile Transaktionen
Bitte korrigieren Sie mich: Haben wir 
nicht die skurrile Situation, dass die Uk-
raine nach wie vor russisches Erdgas pas-
sieren lässt, dafür Transitgebühren erhält, 
mit denen man im Westen Waffen kauft 
um damit russische Soldaten zu töten?
Ein Badener auf taz.de

Traurige Realsatire
@einBadener Notwendige Politik ist 
manchmal eine in sich logische Realsatire. 
„Wir“ als Wertewesten finanzieren nicht 
nur beide Kriegsparteien in der Ukraine 
– beides aus jeweils unterschiedlicher 
akuter Notwendigkeit – sondern lassen 
es uns außerdem jetzt angelegen sein, 
neue Verträge mit genauso eigenartigen 
„Partnern“ wie Putin abzuschließen, nur 
zu schlechteren Bedingungen für uns. 
Fabian Wetzel auf taz.de

Genug Unterstützung?
Deutschland, das „die Ukraine massiv 
unterstützt“? Dass ich nicht lache! Dreht 
Putin endlich den Gashahn zu! Das wäre 
massive Unterstützung! Sie machen es 
sich zu einfach – vom warmen Sessel aus. 
Sie entwickeln doch gar keine Vorstellung, 
unter welchem Druck dieser Präsident 
steht, der mit seiner Nation ums Über-
leben kämpft. Sein Todesurteil ist doch 
schon beschlossen in Moskau!
Axel Unnützer, Flensburg

Blindlings eingespannt?
Unsere Politiker haben zumindest dabei 
mitgewirkt, Jahrzehnte des Friedens in 
Mitteleuropa zu gewährleisten. Zusätzlich 
versucht der ukrainische Botschafter seit 
Jahren mit populistischen Mitteln, sich in 
die deutsche Innenpolitik einzumischen. 
Auch ich bin selbstverständlich gegen die-
sen unsinnigen Krieg gegen die Ukraine. 
Ich hoffe aber auch, dass unsere führen-
den Politiker sich nicht vom ukrainischen 
Präsidenten für seine Zwecke blindlings 
einspannen lassen. Karl Zerges, Dorstadt
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SPD will Weimarer Verhältnisse

Von Erik Peter und Uwe Rada

Weimarer Verhältnisse, das 
klingt nach Angriffen auf die 
fragile Republik von links und 
rechts und zunehmender Ge-
walt auf der Straße. Für Miete-
rinnen und Mieter waren Wei-
marer Verhältnisse aber auch 
paradiesische Zustände. Denn 
der preußische Staat finan-
zierte den Wohnungsbau in 
den zwanziger Jahren mit einer 
Steuer, die die Hauseigentümer 
und Vermieter zahlen mussten – 
die sogenannte Hauszinssteuer.

Daran wollen die SPD-Abge-
ordneten Lars Rauchfuß und 
Mathias Schulz anknüpfen. Sie 
berufen sich auf ein Papier des 
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung DIW, das in 
Berlin die Einführung einer 
„progressiven Mietensteuer“ 
vorschlägt. „Damit könnten 
wir eine lenkende Wirkung auf 
dem Wohnungsmarkt erzie-
len“, sagt Lars Rauchfuß der taz. 
Mit den Einnahmen könne der 
Wohnungsneubau angekurbelt 
werden – wie einst beim Bau der 
Weißen Stadt in Reinickendorf, 
die heutes Unesco-Welterbe ist.

In dem neunseitigen Papier, 
das der taz vorliegt, schlägt das 
DIW vor, Mieten, die zehn Pro-
zent über dem Mietspiegel lie-
gen, mit einer zusätzlichen 
Steuer zu belegen. „Zum Bei-
spiel könnte man die Mietan-
teile oberhalb von 110 Prozent 
der ortsüblichen Vergleichs-
miete mit zehn Prozent belas-
ten“, heißt es. Mieten oberhalb 
von 120 Prozent des Mietspie-
gels könnten mit 20 Prozent, 
oberhalb von 130 Prozent mit 
30 Prozent belastet werden. 201 
Millionen Euro würden so pro 
Jahr zusätzlich in den Landes-
haushalt fließen, haben die Au-
toren des Papiers errechnet.

Brisant dabei ist eine Aus-
wertung, der der Mietspiegel 
und Daten aus dem Mikrozen-
sus 2018 zugrunde liegen. Dem-
nach zahlen gut 41 Prozent der 
Mieterhaushalte in Berlin eine 
überhöhte Miete, die mindes-
tens zehn Prozent über der orts-
üblichen Vergleichsmiete liegt.

Für das DIW ist die „progres-
sive Mietsteuer“ auch eine Ant-
wort auf den vor dem Verfas-
sungsgericht gescheiterten 
Mietendeckel. Gleichzeitig argu-
mentieren die Autoren mit dem 
Volksentscheid Deutsche Woh-
nen und Co. enteignen. Wegen 
der hohen Entschädigungszah-
lungen, die das Land Berlin da-
bei leisten müsse, sei dies „ein 
weiterer fragwürdiger Versuch, 
den seit nunmehr gut zehn Jah-
ren deutlich steigenden Woh-
nungsmieten in der Hauptstadt 
etwas entgegenzusetzen“.

Mit der 
Hauszinssteuer 
finanziert: 
Wohnungen in 
der Weißen 
Stadt in 
Reinickendorf 
Foto: Britta 
Pedersen/
picture alliance
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Susanne Messmer freut sich über eine Berliner Gedenktafel für Joseph Ekwe Bilé

Ingenieur und Performer, Aktivist und Kommunist

E s ist die dritte von etwa 450 Berliner 
Gedenktafeln für einen Menschen aus 
der afrikanischen Community in die-

ser Stadt. Sie wird am heutigen Donnerstag 
um 16 Uhr von der Berliner Senatsverwal-
tung für Kultur, dem Verein Berlin Postko-
lonial und dem Projekt Erinnerungskultur 
am Haus der Bülowstraße 39 in Schöneberg 
enthüllt. In diesem Haus lebte im Jahr 1929 
der in Kamerun geborene studierte Bauin-
genieur, Sänger, Tänzer und Schauspieler, 
Aktivist, Kommunist und spätere Architekt 
Joseph Ekwe Bilé (1892–1959).

Joseph Ekwe Bilé war eine*r von etwa 250 
bis 500 schwarzen Bürger*innen, die in den 
1920er Jahren in Berlin lebten. Der britische 
Historiker Robbie Aitken, der über Bilés Le-
ben geforscht hat und bei der Enthüllung 
sprechen wird, hat herausgefunden: Wie die 
meisten Afrikaner*innen in Berlin stammte 
auch Bilé aus einer einflussreichen Familie 
in Kamerun, die ihre Kinder vor Ausbruch 

des Ersten Weltkrieges zur Ausbildung ins 
deutsche Kaiserreich geschickt hatte. Bilé 
wurde  von 1912 bis 1914 in Thüringen zum 
Bauingenieur ausgebildet.

Doch bei Kriegsausbruch saß Bilé in 
Deutschland fest. Er war zunächst Soldat 
und jobbte dann als Performer im damali-
gen Ostpreußen, in Wien und Berlin. Doch 
er politisierte sich rasch: Bilé gehörte zu 
den Männern um Martin Dibobe, dem die 
erste Berliner Gedenktafel für einen schwar-
zen Menschen in Berlin gewidmet ist und 
der 1919 eine Petition an die Nationalver
sammlung für die Gleichstellung von Afri
kaner*innen und Deutschen geschrieben 
hat.

Im September 1929, als Bilé in der Bü-
lowstraße mit der Berlinerin Helene Lück 
und ihrer gemeinsamen Tochter Gertrud 
lebte, gründete er eine deutlich radikalere, 
kommunistisch finanzierte deutsche Sek-
tion der Pariser antikolonialen Vereinigung 

Ligue de Défense de la Race Négro. Außer-
dem wurde er Mitglied der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands. Bei zahlreichen 
Großdemonstrationen trat er als einfluss-
reicher Redner auf, kritisierte die deutsche 
Kolonialherrschaft in Kamerun, die „Ver-
waltung“ seines Landes durch Großbritan-
nien und Frankreich, die anhaltende Sehn-
sucht vieler Deutscher, die alten Kolonien 
zurückzugewinnen – aber auch den Miss-
brauch und die Misshandlung afrikanischer 
Menschen weltweit.

1932 verließ Joseph Ekwe Bilé die Stadt, 
um in Moskau an der Kommunistischen 
Universität des Ostens zu studieren. Er kam 
nie wieder nach Berlin zurück. 1934 ging er 
nach Frankreich. Erst als er sich vom Kom-
munismus distanzierte, konnte er 1935 
nach 23 Jahren nach Kamerun zurückkeh-
ren. Dort arbeitete er als Architekt, gründete 
eine neue Familie und starb 1959 – ein Jahr 
vor der Unabhängigkeit des Landes.

Wie vor hundert Jahren sollen die Vermieter herangezogen werden, um den Wohnungsneubau zu finanzieren.  
Die Idee einer solchen „progressiven Mietensteuer“ soll auch die Enteignungsdebatte ausbremsen

(Sozialer) Wohnungsbau in Berlin

20.000 Wohnungen sollen in 
Berlin jährlich neu gebaut 
werden, 200.000 in den 
nächsten zehn Jahren. 2021 
wurde das Ziel mit 16.300 klar 
verfehlt. 2022 sollen es maximal 
18.700 werden.

Der soziale Wohnungsbau 
stockt noch mehr - nur 1.000 
geförderte Wohnungen wurden 
2021 gebaut. Um das Minimal-

ziel von 5.000 zu erreichen, hat 
der Senat die jährliche Förde-
rung von 500 auf 740 Millionen 
Euro aufgestockt.

Weitere Risiken für den 
Neubau bestehen laut „Spiegel“ 
in der Coronapandemie und 
dem Ukraine-Krieg. Sie führten 
zu Preissteigerungen und 
Materialnot, was Baukosten 
unkalkulierbar mache. (epe)

Allerdings hat der neue Vor-
stoß von DIW und SPD einen Ha-
ken. Denn: Die Berliner Miete-
rinnen und Mieter haben zu-
nächst wenig davon.

Zwar hofft Lars Rauchfuß, 
dass die Vermieter durch die 
Steuer dazu bewegt werden, 
überteuerte Mieten zu senken. 
Doch mehr als ein Appell dürfte 
das nicht sein.

Ein Beispiel: Verlangt ein Ver-
mieter für eine Wohnung, die 
laut Mietspiegel 1.000 Euro im 
Monat netto kalt kosten dürfte, 
1.500 Euro Miete, so müsste er 
laut dem Modell des DIW 30 Pro-
zent Steuer auf die Miete zahlen, 
die über 110 Prozent des Miet-
spiegels liegt. Das sind 120 Euro 
im Monat. Bleiben ihm von der 
Differenz von 400 Euro also im-

mer noch 280 Euro, die er mehr 
einstreicht.

Ein Anreiz, die Miete zu sen-
ken, ist das nicht. Lars Rauchfuß 
spricht deshalb davon, dass die 
201 Millionen jährlich nicht nur 
für den Neubau, sondern auch 
anderweitig eingesetzt werden 
könnten. Das sieht auch das 
DIW vor. Es rechnet vor, dass mit 
der Steuer entweder 7.500 neue 
Wohnungen im Jahr finanziert, 
aber auch „Mieten von 100.000 
Wohnungen um 2,50 Euro je 
Quadratmeter und Monat ge-
senkt“ werden könnten. Darü-
ber hinaus geht Rauchfuß da-
von aus, dass die Vermieter die 
Steuer nicht auf die Miete um-
legen können.

Der Berliner Mieterverein 
begrüßte am Mittwoch die Prü-
fung einer Mietensteuer. Ge-
schäftsführer Reiner Wild ver-
weist auf den „großen Finanzie-
rungsbedarf für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus 
und für energetische Sanierun-

gen“. Für die Umsetzung schlägt 
Wild dagegen vor, nicht die orts-
übliche Vergleichsmiete, deren 
Berechnung schwierig und an-
fechtbar ist, zur Grundlage zu 
nehmen, sondern wie beim Mie-
tendeckel Schwellenwerte zu de-
finieren. Eine Mietensteuer sei 
gleichwohl „kein Ersatz für eine 

wirksame Mietpreisbremse“, 
ebenso wenig mache sie die Ent-
eignung der Konzerne überflüs-
sig, so Wild.

Ob die Mietensteuer – ebenso 
wie das Mietenmoratorium, 
das Bausenator Andreas Gei-
sel (SPD) den privaten Konzer-
nen im Bündnis für Neubau und 
bezahlbare Mieten abringen will 

– überhaupt realistisch ist, prüft 
derzeit die Verwaltung von Fi-
nanzsenator Daniel Wesener 
(Grüne). In einer Antwort auf 
eine Anfrage von Rauchfuß und 
Schulz heißt es, dass dem Land 
Berlin für die Erhebung einer 
Steuer die Gesetzgebungskom-
petenz fehle. „Alternativ bliebe 
allerdings die Ausgestaltung in 
Form einer Abgabe“, heißt es in 
der Antwort von Staatssekretä-
rin Barbro Dreher.

Wann die Prüfung abge-
schlossen sein wird, lässt die 
Finanzverwaltung offen. In der 
kommenden Woche wollen sich 
die beiden SPD-Abgeordneten 
Rauchfuß und Schmidt mit den 
Autoren der DIW-Studie zusam-
mensetzen. „Wir werden an die-
sem Modell weiterarbeiten“, so 
Rauchfuß zur taz. Bis in Berlin 
ähnliche Siedlungen wie in der 
Weißen Stadt oder der Hufei-
sensiedlung in Britz entstehen, 
kann es also noch eine Weile 
dauern.

Anzeige

Gut 41 Prozent der 
Mieterhaushalte in 
Berlin zahlen eine 
überhöhte Miete
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ten, nicht bei starker Sonnenein-
strahlung den Rasen zu spren-
gen, wenn die Verdunstung be-
sonders hoch sei.

Dass der Trinkwasserver-
brauch mit einer Preisstaffelung 
gesenkt werden könnte – also ei-
nem günstigeren Basisvolumen 
und teureren Spitzen –, wollte 
Bruckmann nicht grundsätz-
lich ausschließen: „In Spanien 
gibt es so etwas bereits.“ Für 
die Wasserbetriebe sei das aller-
dings „im Moment kein Thema“. 
Die Idee differenzierter Preise 
war zuletzt unter anderem beim 
Stadtgespräch der Stiftung Zu-
kunft Berlin diskutiert worden, 
als es um den „Masterplan Was-
ser“ des Senats ging.

Im Übrigen konnte der BWB-
Chef auf das 2021 vorgestellte 
„Resilienzkonzept“ des Unter-
nehmens verweisen. Dazu ge-
hörten Investitionen in die Boh-
rung neuer Trinkwasserbrun-
nen, die Erschließung neuer 
Wasserwerksstandorte und ein 
Ausbau der „Grundwasseranrei-
cherung“, bei der gereinigtes Ab-

fel komm raus“, sondern „Auf-
klärung und Sensibilisierung“. 
Wobei Bruckmann einräumen 
musste, dass es noch gar keine 
Pläne gibt, wie dies konkret aus-
sehen soll: „Da wird sich die Un-
ternehmenskommunikation et-
was Schlaues ausdenken.“

In den Privathaushalten, wo 
im Schnitt 100 Liter pro Tag 
und Kopf in den Abflüssen 

verschwinden, habe man das 
Sparpotenzial durch techni-
sche Innovationen im Grunde 
auch schon ausgeschöpft, so 
Bruckmann. Einen Verzicht auf 
Duschorgien oder Wannenbä-
der wollte er seinen KundInnen 
offensichtlich nicht nahelegen. 
Wer einen Garten habe, könne 
aber beispielsweise darauf ach-

Von Claudius Prößer

Wasser ist mal klar und mal 
trübe, mal warm und mal kalt. 
Vor allem aber, das wurde auf 
der Jahrespressekonferenz der 
Berliner Wasserbetriebe (BWB) 
am Mittwoch deutlich, ist Was-
ser knapp. Zwar lässt sich im 
Berliner Urstromtal weit mehr 
trinkbares Nass fördern als etwa 
im Bereich des Wasserverbands 
Strausberg-Erkner, der seit Neu-
estem den Verbrauch von Neu-
kunden deckelt. Aber durch 
den nach mehreren Dürrejah-
ren stark gesunkenen Grund-
wasserspiegel und den mittel-
prächtigen Zustrom über Spree 
und Havel wird ein bewussterer 
Umgang mit Wasser dennoch 
unumgänglich.

„Wir müssen bei den Bür-
gerInnen Bewusstsein dafür 
schaffen, dass es um eine kost-
bare Ressource geht“, so Vor-
standschef Frank Bruckmann 
bei der Vorstellung der Bilanz 
für 2021. Das heiße allerdings 
nicht „Wassersparen auf Teu-

Sensibler sprengen
Mit Wasser sollen die Berliner*innen künftig wieder sparsamer umgehen. Allzu viele  
Tipps, wie das gehen soll, haben die Wasserbetriebe allerdings noch nicht im Angebot

Ups – wird hier 
etwa schon 
das Wasser 

knapp?  
Foto: Jörg 

Carstensen/
dpa

2021 ist der Verkauf 
von Trinkwasser 
erstmals wieder 
zurückgegangen

Drei Männer, die im großen 
Stil mit Drogen gehandelt 
haben sollen, haben die 
Taten vor dem Landge-
richt Berlin gestanden. Die 
illegalen Geschäfte seien 
unter Verwendung des 
Krypto-Messengerdienstes 
Encrochat gelaufen, erklärte 
ein 23-Jähriger zu Prozess-
beginn am Mittwoch. Die 
Staatsanwaltschaft geht 
davon aus, dass die 23- bis 
49-jährigen Männer als 
Bande agiert haben. Es 
seien zwischen März und 
Juli 2020 Drogengeschäfte 
in Höhe von insgesamt 
knapp 1,8 Millionen Euro 
abgewickelt worden. Die 
Kryptierungssoftware von 
Encrochat galt zunächst als 
nicht entschlüsselbar und 
war deshalb bei Krimi-
nellen sehr beliebt. Der 
Polizei in den Niederlanden 
und Frankreich gelang es 
dennoch im Frühjahr 2020, 
die Software zu knacken. 
Millionen geheimer Daten 
wurden abgeschöpft. Dies 
führte zu zahlreichen Ver-
haftungen in ganz Europa. 
Encrochat-Ermittlungen 
zogen im Sommer 2021 die 
Festnahme der drei Ange-
klagten nach sich. (dpa)

Encrochat
Angeklagte 
gestehen

Anzeigen

Im Mordprozess gegen zwei 
afghanische Brüder sagt eine 
Freundin der Getöteten aus

Sie hatte oft 
Hämatome

Von Plutonia Plarre

In einem persischen Café in Charlottenburg 
habe sie Maryam H. kennengelernt, erzählte 
die Unternehmerin Giti A. Die 31-jährige gebür-
tige Iranerin war am Mittwoch die erste Zeugin 
nach der Osterpause im Prozess gegen die Brü-
der von Maryam H. Die Staatsanwaltschaft geht 
davon aus, dass Yousuf H. (27) und Mahdi H. 
(23) ihre Schwester am 13. Juli 2021 ermordeten, 
weil diese sich entgegen ihren Moralvorstel-
lungen verhalten habe. Drei Wochen nach ih-
rem Verschwinden aus einem Berliner Flücht-
lingsheim war der Leichnam der Afghanin am 
5. August in Bayern gefunden worden.

Es habe sich eine  lose Freundschaft entwi-
ckelt, sagt A. am Mittwoch. In dem Café sprä-
chen viele Farsi, auch mit Maryam habe sie sich 
auf Farsi unterhalten. Später habe Maryam sie 
mit ihrer kleinen Tochter auch zu Hause be-
sucht. Immer habe sie dabei  „akribisch“ dar-
auf geachtet, dass kein Mann im Raum gewesen 
sei. Das sei unehrenhaft für eine Frau, habe sie 
gesagt. Sie habe das respektiert, sagte die Zeu-
gin, und nicht weiter nachgefragt. So wie auch 
bei anderen Dingen nicht, sie sei nicht der Typ, 
der „nachbohrt“. Maryam sei ein schüchterner 
Mensch gewesen, habe nur Bruchstücke aus 
ihrem Leben preisgegeben. Dass sie in Afgha-
nistan zwangsverheiratet worden sei; der Ehe-
mann sie dann in Berlin oft geschlagen habe, 
„immer auf den Kopf“. Auch, dass sie von dem 
Mann getrennt sei und einen Freund habe, 
habe Maryam berichtet.

Auch die Brüder seien Thema gewesen, so A. 
Maryam habe große Angst gehabt, dass diese 
ein Video zu Gesicht bekommen, das sie in ei-
ner Bar tanzend und ohne Kopftuch zeige. Mit 
diesem Video sei sie von einer Bewohnerin ih-
rer Unterkunft erpresst worden. Sie habe Ma-
ryam geraten, Strafanzeige gegen die Frau zu 
erstatten und mit den Brüdern zu sprechen, 
sagt die Unternehmerin. Maryam habe sie an-
geguckt, „als ob ich bescheuert wäre, und ge-
sagt: Die bringen mich um.“

Mehrfach habe Maryam bei den Besuchen 
Hämatome gehabt. Sie sei die Treppe herun-
tergefallen oder gegen eine Tür gelaufen, habe 
sie dazu gesagt. Nie habe Maryam diese Verlet-
zungen auf die Brüder bezogen, so die Zeugin. 
Im August 2020 sei der Kontakt abgerissen. In 
einer Textmessage habe Maryam geschrieben, 
sie dürfe nicht mehr kommen. Entweder der 
Ex-Mann oder die Brüder hätten Probleme ge-
macht, vermutet A. Der Prozess wird am Frei-
tag fortgesetzt.

Flixbus fährt wieder von Berlin nach Kiew. Die Nachfrage sei hoch und steige 
weiter, sagt ein Konzernsprecher. Mehrheit der Geflüchteten registriert sich nicht

Zurück nach Kiew

Von Anna Klöpper

Die Verlagerung des Kriegs in 
den Südosten der Ukraine hat 
offenbar bereits Auswirkungen 
auf die Zahl der rückkehrwilli-
gen Geflüchteten in Berlin. Seit 
dem 15. April fährt das Busunter-
nehmen Flixbus wieder Verbin-
dungen von Berlin nach Kiew. 
Täglich fahren mehrere Busse 
vom ZOB, vom Flughafen BER 
und vom Bahnhof Südkreuz mit 
Umstieg in Warschau nach Kiew. 
Am Mittwochmorgen waren alle 
15 Verbindungen für den Tag na-
hezu ausgebucht, für die Busse 
am Donnerstag gab es nur noch 
wenige Plätze.

„Seit dem Tag, an dem wir die 
meisten Linien aus Sicherheits-
gründen einstellen mussten, ha-
ben wir die Sicherheit und den 
Zustand der Straßeninfrastruk-
tur ständig sorgfältig beobach-
tet“, schreibt das Unternehmen 
in einer Mitteilung. „Nun ha-
ben wir gemeinsam mit unse-
ren Buspartnern entschieden, 
dass die Situation es uns erlaubt, 
ausgewählte Verbindungen wie-
der zu betreiben.“ Alle Buspart-
ner seien ukrainische Unterneh-
men, sagt ein Unternehmens-
sprecher. „Die Entscheidung, 

den Betrieb auf ausgewählten 
Verbindungen wieder aufzu-
nehmen, wurde gemeinsam mit 
ihnen getroffen.“

Die Buchungszahlen stiegen 
indes weiter, so der Sprecher. 
„Derzeit sind die meisten Flix-
busse auf den ukrainischen Ver-
bindungen voll besetzt.“ Dass 
eine Rückreise für mehr Men-
schen wieder Thema wird, seit-
dem seit Anfang April die An-
griffe auf Kiew und den westli-
chen Teil der Ukraine abflauen, 
sagt auch Diana Henniges von 
der Hilfsorganisation Moabit 
hilft. „Seit etwa zweieinhalb 
Wochen hören wir in der Bera-
tungsarbeit verstärkt, dass Men-
schen zurückwollen“, sagt Hen-
niges auf taz-Anfrage.

Nur temporäre Rückkehr?
Viele gingen zurück, weil sie 
noch Verwandte in der Ukraine 
hätten, die sie nicht allein lassen 
wollten. Allerdings kehrten viele 
auch nur temporär zurück, weil 
sie noch Unterlagen oder Doku-
mente in der Ukraine haben, die 
sie in der Hast auf der Flucht zu-
nächst nicht mitnehmen konn-
ten.Wie viele der hier offiziell re-
gistrierten Geflüchteten bereits 
wieder in die Ukraine ausgereist 

sind, lässt sich statistisch nicht 
erfassen, weil sich die Rückkeh
rer*innen nicht abmelden müs-
sen.

Laut Senatsverwaltung für In-
tegration kamen über das Os-
terwochenende 7.731 Geflüch-
tete aus der Ukraine am Haupt-
bahnhof an, weitere 456 am 
ZOB. Nur 956 Menschen ha-
ben sich allerdings im zentra-
len Ankunftszentrum in Tegel 
registriert. 108 seien in Berlin 
verblieben, die übrigen seien 
weiter verteilt worden, teilt die 
Verwaltung auf taz-Anfrage mit. 
Weitere 947 haben sich beim 
Landesamt für Einwanderung 
(LEA) gemeldet – wer hier eine 
private Unterkunft oder famili-
äre Kontakte nachweisen kann, 
kann dort direkt einen Aufent-
haltstitel als Kriegsflüchtling be-
kommen.

Das heißt, dass sich lediglich 
rund 1.900 von knapp 8.200 An-
kommenden am Osterwochen-
ende registrieren ließen. Der 
Großteil kommt offenbar wei-
terhin privat unter und rechnet 
womöglich mit einer kurzfris-
tigen Rückkehr in die Ukraine. 
90 Tage dürfen sich ukrainische 
Staatsbürger*innen ohne Visum 
in der EU aufhalten.

wasser über sogenannte Versi-
ckerungsanlagen wieder tiefe-
ren Schichten unter der Stadt 
zugeführt wird.

Regen ersetzt Gießen
2021 war der Trinkwasserver-
kauf laut der BWB-Bilanz erst-
mals seit mehreren Jahren wie-
der leicht zurückgegangen: um 
8 Millionen auf 215 Millionen 
Kubikmeter. Grund dafür wa-
ren verregnete Wochen im Früh-
ling und Sommer, wodurch sich 
vielerorts das Gießen erübrigte. 
Trotzdem verpasste Berlin auch 
im vergangenen Jahr das vieljäh-
rige Niederschlagsmittel knapp. 
Um das Grundwasser wieder auf 
das Vor-Dürre-Niveau zu heben, 
müssten laut den Wasserbetrie-
ben theoretisch vier Jahre lang 
jeweils mehr als 600 Liter pro 
Quadratmeter fallen. Das war 
zuletzt 2017 der Fall.

Die übrigen Zahlen bewerte-
ten Bruckmann und seine Vor-
standskollegin Kerstin Oster po-
sitiv: 122 Millionen Euro Gewinn 
erwirtschaftete das landesei-
gene Unternehmen, die aus den 
eigenen Umsätzen bestrittenen 
Investitionen beliefen sich auf 
fast 400 Millionen. Im laufen-
den Jahr soll dieser Betrag sogar 
auf 478 Millionen steigen – laut 
BWB eine Verdopplung des bis 
2016 vorherrschenden Investi-
tionsniveaus.

Rund zwei Drittel der investi-
ven Mittel fließen demnach in 
Ableitung und Reinigung des 
Abwassers. Das „Gewässergü-
tebauprogramm“, das unterir-
dischen Stauraum schafft, um 
Überläufe von Schmutzwasser 
in Fluss und Kanal zu vermei-
den, befinde sich „auf der Zielge-
raden“, 260.000 von geplanten 
300.000 Kubikmetern seien fer-
tig. Die erste Ozonierungsanlage 
sei im Klärwerk Schönerlinde 
seit Dezember im Bau, außer-
dem erhielten alle Klärwerke zu-
sätzliche Reinigungsstufen zur 
Minimierung der Restgehalte an 
Phosphor und Stickstoff.
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Interview Bo Wehrheim

taz: Nora Tormann, am Don-
nerstag ist die Premiere Ihrer 
Performance „TURN – Karto-
graphie einer Bewegung“ in 
der Hasenheide in Neukölln. 
Was erwartet das Publikum?

Nora Tormann: Die Perfor-
mance ist ein choreografischer 
Audiowalk, das heißt, den Be-
sucher_innen wird über Funk-
kopfhörer eine Geschichte er-
zählt. Es sind die Gedanken ei-
ner Flaneuse, die durch den 
Park streift und beim Herum-
stromern Vergangenheit und 
Gegenwart der Hasenheide zu-
sammenbringt. Dazu gibt es gra-
fische Interventionen in Form 
von kleineren Gruppen von Per-
former_innen, die an verschie-
denen Punkten tänzerisch mit 
dem Ort interagieren.

Wie sind Sie auf die Idee zu 
diesem Projekt gekommen 
und wie haben sich die Akteur_
innen zusammengefunden?

Ich habe 2017 in einem Work-
shop mit zwei weiteren Perso-
nen ein choreografisches Kon-
zept erarbeitet, in dem wir uns 
damit beschäftigt haben, inwie-
weit die Inszenierung des Tur-
nens prädestiniert dafür ist, 
ideologisch aufgeladen zu wer-
den. Seitdem hat mich das Tur-
nen nicht mehr losgelassen. 
Und weil diese Verschränkung 
von Choreografie und Ideologie 
mit der Gründung der Turnbe-
wegung 1811 in der Hasenheide 
seinen Anfang genommen hat, 
habe ich im Rahmen zweier 
Stipendien Forschung zur Ge-
schichte der Hasenheide ge-
macht. Auf dieser Grundlage 
habe ich dann ein sehr buntes 
Team eingeladen, das haupt-

Nora Tormann begibt sich mit einer Performance in der Hasenheide, dem Park  
von Turnvater Jahn, auf die Spuren der Verbindung von Choreografie und Ideologie

„Kritischer Gegenentwurf 
gemeinsamen Bewegens“

Mal ganz 
bewegungslos: 
Turnvater 
Friedrich 
Ludwig Jahn, 
1778–1852 
Foto: Schöning/
imago

Von Andreas Hartmann 

Und da tritt er auch schon auf die vor dem Bran-
denburger Tor aufgebaute Bühne, der Mann, 
den hier, auf der Kifferdemo am Mittwoch-
nachmittag, alle zu kennen und zu lieben schei-
nen: Richter Andreas Müller. Der Sechzigjäh-
rige, Jugendrichter in Berlin, spricht sich schon 
seit Langem für die Entkriminalisierung von 
Gelegenheitskiffern und die Legalisierung von 
Cannabis aus. Inzwischen ist Müller regelrecht 
Kult und die meist jungen Menschen, die sich 
zum sogenannten 420 day, dem weltweiten Ak-
tionstag gegen das Verbot von Cannabis, hier 
versammelt haben, holen ihre Handys aus den 
Taschen, um den Richter, der die Demo mitor-
ganisiert hat, zu filmen.

Müller sagt in seiner Rede, seine Tochter 
habe ihm geraten, sich nicht so aufzuregen, 
und das würde er nun für die nächsten drei 
Minuten auch versuchen. Aber er klingt dann 
doch ziemlich emotional, als er loslegt. Ganz 
normale Bürger, die einer Arbeit nachgehen 
und Steuern bezahlen, würden kriminalisiert, 
bloß weil sie sich hin und wieder einer Feier-
abendjoint gönnten. Und das, während man 
gleichzeitig in Deutschland „trinken, trinken, 
trinken“, sich gar „besaufen“ dürfe. Mit dieser 
Bigotterie müsse endlich Schluss sein.

Als wollte die Berliner Polizei Richter Mül-
lers Worte unterstreichen, ist sie massiv prä-
sent und kontrolliert Demonstrierende, die et-
was Joint-ähnliches in der Hand halten.

Eigentlich könnte man annehmen, Rich-
ter Müller müsste sich überhaupt nicht mehr 
so aufregen. Schließlich ist eines der großen 
Versprechen der Ampelkoalition, die Legalisie-
rung endlich auf den Weg zu bringen. Als die 
Parteien der Bundesregierung bei ihren Son-
dierungen noch um alles Mögliche vom Tem-
polimit bis zur Ausgestaltung der Schulden-
bremse stritten, konnten sie immerhin in die-
sem Punkt bereits früh Einigkeit verkünden: 
Kiffen soll endlich, ohne den ewigen Brems-
klotz CDU, legalisiert werden.

Jährlich 180.000 verfolgte Konsumenten
Doch spricht man mit Richter Müller am Te-
lefon, sagt der, die bisherige Performance der 
Ampelregierung rund um das Thema Canna-
bis sei eine „Unverschämtheit“. Und auch jetzt 
vermag er einfach nicht, den Ratschlag seiner 
Tochter zu befolgen. „Ich bin natürlich wütend“, 
sagt er, „man hätte schon lange einen Gesetz-
entwurf zur Entkriminalisierung einbringen 
können.“ Hier spricht einer, der mit seiner Ge-
duld hörbar am Ende ist: „Es kann nicht ange-
hen, dass man noch ein Jahr warten muss. Ein 
Jahr, in dem weiterhin 180.000 Konsumenten 
verfolgt werden. In dem täglich Leute vor Ge-
richt gestellt und verurteilt werden.“

Georg Wurth, Sprecher des Deutschen Hanf-
verbands, klingt am Telefon nicht ganz so auf-
gebracht wie Richter Müller, kann diesen aber 
gut verstehen. „Es geht darum, mehr Motiva-
tion zu erzeugen bei der Ampelkoalition“, sagt 
er, „wir befürchten auch, dass das nichts mehr 
wird mit der Legalisierung vor der nächsten 
Bundestagswahl, vor lauter Corona in Karl Lau-
terbachs Kopf.“ Der Gesundheitsminister ist 
schließlich als Erster gefragt, hier etwas voran-
zubringen. Doch der hat bereits gesagt, dass er 
dieses Jahr dafür wohl keine Zeit finden werde.

Die SPD, die inzwischen selbst in der Ukra-
ine als Schnarchnasen-Partei Deutschlands be-
kannt ist, kriegt also mal wieder nichts geregelt. 
Die Demo vor dem Brandenburger Tor zieht 
deswegen auch weiter zur SPD-Parteizentrale, 
zu einem „Smoke In“. Später soll im Görlitzer 
Park weitergekifft werden.

Mitte August findet in Berlin dann die Hanf-
parade statt. Richter Müller fordert dazu auf, 
dass auch zu dieser möglichst viele Leute er-
scheinen sollen. Und er hofft immer noch, dass 
bis dahin ganz legal an den Joints gezogen wer-
den darf.

Schluss mit  
der Bigotterie
Auf der Kifferdemo wird ein Ende 
des Cannabisverbots gefordert. 
Allen voran: ein Jugendrichter

Am Donnerstag, den 21. April 
um 18 Uhr ist Premiere des von 
Nora Tormann konzipierten 
Audiowalks „TURN – Kartogra-
phie einer Bewegung“ in 
Koproduktion mit TATWERK I 
Performative Forschung. 
Weitere Vorstellungen: 22. Ap-
ril,18 Uhr; 23. April,14 & 18 Uhr; 
24. April 18 Uhr

Der Audiowalk kann auf 
Deutsch und Englisch gehört 
werden und dauert ca. 60 
Minuten. Während der gesam-
ten Vorstellung läuft das 
Publikum auf und abseits der 
angelegten Wege durch die 

Hasenheide. Bequemes 
Schuhwerk und wettergerechte 
Kleidung werden dringend 
empfohlen. Der Audiowalk 
wurde nicht für Kinder entwi-
ckelt und enthält viel Text. Alle 
Inhalte des Stücks sind 
jugendfrei.

Treffpunkt/Einlass: Hasenhei-
de, Eingang Freiluftkino, Einlass 
startet 45 Minuten vor Vorstel-
lungsbeginn. Im Anschluss: 
Mobiler Nach(t)spaziergang mit 
Tobias Gralke in Zusammenar-
beit mit Theaterscoutings Berlin. 
Weiteren Infos und Tickets unter 
www.noratormann.com. (BoW)

Performance im Park

Nora Tor-
mann, in 
Berlin 
lebende_r 
Künstler_in 
und Drama-
turg_in, 
arbeitet mit 
Performance, 
Choreografie 
und Schrei-
ben.

sächlich aus FLINTA (Frauen, 
Lesben, inter, nonbinary, trans, 
d. Red.) besteht, um diesen Au-
diowalk zu entwickeln.

Wer gehört dazu?
Da gibt es Performer_innen, 

Dramaturginnen, Sound-Desi-
gnerinnen, Techniker_innen, 
und alle haben großen Einfluss 
darauf, was passiert. Ich mache 
die Regie, bin verantwortlich 
für die Choreografie und leite 
die Proben. Für mich bedeu-
tet Choreografie nicht, exakte 
Schrittfolgen vorzugeben, son-
dern einen Rahmen zu schaf-
fen, der das gemeinsame Bewe-
gen strukturiert.

Die Vergangenheit der Ha-
senheide ist geprägt von Turn-
vater Friedrich Ludwig Jahn 
(1778–1852), der dort erstmals 
öffentlich Gymnastikübungen 
durchführte. 1936 haben die 
Nationalsozialisten den Park 
für die Olympischen Spiele 

umgebaut. Wie kann an so ei-
nem Ort eine Betrachtung aus 
queerer und antifaschistischer 
Perspektive gelingen? 

Das Antifaschistische und das 
Queere der Performance steckt 
in unserer Grundhaltung, aber 
auch in den künstlerischen Me-
thoden. Wir haben choreogra-
fisch nach Wegen gesucht, wie 
wir unsere Körper im öffentli-
chen Raum ausrichten können. 
Das gemeinsame Bewegen hin-
terlässt schnell einen milita-
ristischen und faschistoiden 
Geschmack. Mich interessiert, 
welche Formen ein kritischer, 
solidarischer und fürsorglicher 
Gegenentwurf des gemeinsa-
men Bewegens finden kann – 
im tänzerischen und im politi-
schen Sinne.

Während dieser Perfor-
mance hört das Publikum über 
Kopfhörer die Gedanken einer 
Flaneuse. Wer ist sie? 

Das Flanieren zeichnet sich 
dadurch aus, unbestimmt durch 
den Raum zu streifen und mit 
dem Gehen zu denken, was in 
Literatur und Philosophie tra-
ditionell cis-männlichen (Per-
sonen, denen das männliche 
Geschlecht zugeschrieben wird 
und die sich mit diesem auch 
identifizieren, d. Red.) Denkern 
vorbehalten war. Diese Praxis 
eignen sich zunehmend auch 
FLINTA an, um die eigene Prä-
senz im öffentlichen Raum zu 
verankern.

Wie sieht die Hasenheide 
heute aus? Wie ist sie beein-
flusst von ihrer Geschichte?

Ich würde sagen, dass die Ge-
schichte des Parks parallel zur 
heutigen Nutzung existiert. Die 
Verbindung zur Hasenheide als 
Gründungsort der Turnbewe-
gung ist durchaus noch da. An-
dererseits bietet sie heute Raum 
für sehr verschiedene Nutzungs-
weisen; da sind die sportlichen 
Selbstoptimierer, es gibt quee-
res Cruising, Plätze zum Verwei-
len … In dieser Vielfalt ist die Ha-
senheide weit weg von dem, wie 
sie mal genutzt wurde.

Ist der Bezug auf Jahn über-
haupt noch zeitgemäß? Kann 
das Denkmal weg? 

Ich denke nicht, dass wir 
Turnvater Jahn noch brauchen, 
weil er eine Figur ist, die in ers-
ter Linie patriarchal-nationalis-
tischen Grundsätzen gefolgt ist. 
Aus bewegungsgeschichtlicher 
Perspektive ist es aber schon 
spannend, was er gemacht hat. 
Jahn war die erste Person, die Be-
wegung in Gestalt der Turner in 
den öffentlichen Raum gebracht 
hat. Mit Turnern sind hier expli-
zit Jungen und Männer gemeint. 
Das gab es vorher nicht.
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AM KÜCHENTISCH: offene und analoge Gesprächsrunde zu Krieg und Frieden in Europa mit Kacia, einer
deutschbelarusische Bloggerin und Aktivistin, dem Schriftsteller Stefan Wackwitz, dem AutorMarko Martin,
dem Journalist Artur Weigandt u.v.m. Setzen Sie sich dazu!

Besselparker Friedensgespräche
lab 2022

30. April

UND KRIEG

Tickets & Programm unter tazlab.de

Besselpark, ab 13 Uhr

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.tazlab.de&eTag=2022-04-21&pub=taz&Typ=PDF&id=tazlab_bln_294785
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A
n den Mülltonnen 
in unserem Hof 
steht ein junger 
Mann, den ich vor-

her noch nie gesehen habe. 
Er hat mehrere Tüten dabei 
und als ich mit meinem Ab-
fall näherkomme, sehe ich, 
dass er die Deckel der ver-
schiedenen Tonnen immer 
wieder aufklappt, hinein-
sieht und wieder zumacht, 
dann geht er zur nächsten 
Tonne. Hm, denke ich, werfe 
meinen Altpapiermüll in die 
blaue Tonne, das Plastik in 
die gelbe und den Restmüll in 
die schwarze Tonne. Aus den 
Augenwinkeln sehe ich, wie 
er mich dabei beobachtet.

Ich sehe ihn an. Er nickt. 
„Hello, guten Tag“, sagt er. 
„Können Sie mir erklären?“, 
fragt er und zeigt auf seine 
Tüten und die Tonnen. „Ach 
so“, sage ich, zeige auf seine 
Tüte mit dem grünen Punkt 
Verpackungsmüll und er-
kläre: „Das ist Verpackungs-
müll, der kommt in die gelbe 
Tonne.“ Er wirft die Tüte mit 
ernstem Gesichtsausdruck 
in die gelbe Tonne. Ich sehe 
in eine kleine schwarze Tüte 
und sage: „Biomüll kommt 
in die braune Tonne.“ Er 
nickt und wirft die Tüte in 
die braune Tonne.

„Und das hier ist Rest-
müll.“ „Restmüll?“, wieder-
holt er. Ich zucke mit den 
Schultern. „Eigentlich alles 
andere, das noch übrig bleibt, 
bis auf Papier, Flaschen und 
Batterien oder so.“ Er guckt 
verwirrt, dann sagt er: „The 
system is difficult“, und muss 
lachen. Er lacht richtig doll 
und schämt sich gleichzeitig 
dafür und entschuldigt sich. 
Ich muss mitlachen, weil er 
so lacht und mir alles plötz-
lich absurd vorkommt, diese 
ganze strenge Mülltrennerei 
und mein Vortrag darüber 
eben. Wir lachen und lachen.

„I come from Pakistan“, 
sagt er dann und wischt 
sich eine Träne aus dem Ge-
sicht. „We have garbage eve-
rywhere. I will take pictures 
and show my family.“ Und 
dann macht er Fotos von all 
den bunten Mülltonnen, fast 
auch noch von mir, und ich 
bin mir schon lange nicht 
mehr so deutsch vorgekom-
men.� isobel markus

Von Maxi Broecking

taz: William Pope.L, in Ihren 
Arbeiten verhandeln Sie die 
Themen Rasse, Geschlecht, 
Klasse und deren Intersektio-
nalität, die Sie satirisch über-
spitzen. So zeigte Ihre Instal-
lation „A Vessel in a Vessel in 
a Vessel and So On“ von 2007 
einen kopfüber auf einem Po-
dest befestigten Frauenkörper 
im Piratenkostüm mit entblöß-
ten Brüsten und einem Ser-
viertablett. Dazu, anstelle des 
Kopfes, eine Büste von Martin 
Luther King Jr. Wie haben Sie 
die Reaktionen darauf erlebt?

William Pope.L: Tatsächlich 
nie direkt, obwohl ich natürlich 
damals die Kritiken dazu gele-
sen habe. Ein wesentlicher Be-
standteil des Feminismus der 
70er Jahre war ja diese mono-
lithische Vorstellung davon, 
was Frauen sind. Da kam die 
besondere Situation Schwar-
zer Frauen nicht vor und das 
setzt sich wahrscheinlich bis 
zu einem gewissen Grad auch 
heute noch fort, wenn man, sa-
gen wir mal, über Transsexua-
lität nachdenkt. Dazu kommt 
der Klassenaspekt, über den in 
den USA nicht gern gesprochen 
wird. Also wollte ich anfangen, 
Arbeiten zu machen, um diese 
Abwesenheiten in Kunstwerken 
zu verhandeln.

Bei Ihrer Performance 
„Tompkins Square Park Crawl“ 
von 1991, als Sie im Anzug und 
mit einer Topfpflanze über den 
Asphalt krochen, um gegen 
Gentrifizierung und Verdrän-
gung der vor allem Schwarzen 
Community zu demonstrie-
ren, wollte Ihnen ein schwar-
zer Mitbürger aufhelfen und 
war schließlich empört über 
Ihre Aktion der öffentlichen 
Selbsterniedrigung. Er fühlte 

sich persönlich angegriffen 
und beleidigt. Wie haben Sie 
sich dabei gefühlt, dass ein 
Schwarzer Amerikaner Ihren 
satirischen Ansatz der Gesell-
schaftskritik nicht nur nicht 
verstanden, sondern sogar ab-
gelehnt hat?

Ich würde sagen, seine Reak-
tion war das, was ich mit mei-
ner Arbeit erreichen wollte. Er 
löste in mir Scham und Schuld-
gefühle aus, aber gleichzeitig 
auch eine Art professionelle Wut 
darüber, dass er sich in meine 
Arbeit einmischte. Einerseits 
verstand ich seine Position, ich 
verstand als Schwarzer, woher er 
kam, total. Auf der anderen Seite 
dachte ich: „Du stehst mir ver-
dammt noch mal im Weg.“

Im Grunde konfrontieren 
Sie Ihre Arbeit mit einem he-
teronormativen weißen Ame-
rika, aber Sie konfrontieren sie 
auch mit der Schwarzen Iden-
tität in den USA. Haben Sie das 
vorhergesehen?

Ja und nein. Vieles habe ich 
zuerst bei meiner eigenen Fami-
lie ausgetestet. Meine Inszenie-
rungen lösen einen Konflikt aus 
und das ist es, was ich mit der 
Verknüpfung von Gegensätz-
lichem bei den Menschen, die 
meine Arbeit konsumieren, er-
reichen möchte, aber ich muss 
es auch selbst aushalten. Weil 
mir bewusst ist, dass sie sich 
unwohl fühlen werden und eine 
Reihe von widersprüchlichen 
Dingen aushandeln müssen, 
darunter Ablehnung, Überra-
schung oder Schmerz. Das muss 
ich akzeptieren.

Für Ihre Ausstellung im 
Schinkel Pavillon haben Sie 
einige ältere Arbeiten ausge-
wählt, wie den Film „Small 
Cup“, ein Wortspiel mit dem la-
teinischen cupula für die Kup-
pel des Kapitols in Washington, 

deren Modell auf scheinbar 
harmlose Weise von Hühnern 
gestürzt und zerstört wird. Au-
ßerdem einige Zeichnungen 
aus Ihrer Serie „Skin Set Dra-
wings: the space between the 
letter“, für die Sie Kugelschrei-
ber, Korrekturflüssigkeit, 
aber auch eigenen Schweiß 
und Haare verwendeten und 
die nur mit Abstand durch ein 
Sichtfenster betrachtet werden 
können. Andere sind ganz ver-
deckt und zusätzlich mit einem 
Holzpfahl durchbohrt. Das 
wirkt wie eine Form der Auto-
aggression.

Diese Zeichnungen wurden 
zuerst 2013 in der Renaissance 
Society in Chicago gezeigt. Es 
ist eine Art, mit dem Körper zu 
zeichnen.

Die Ausstellung in der Re-
naissance Society trug den Ti-
tel „Forlesen“, nach einer Kurz-
geschichte des Science-Fiction-
Autors Gene Wolfe von 1974, in 
der es um Gedächtnisverlust 
sowie die Sinnlosigkeit be-
stimmter Arbeitsabläufe geht. 
In Ihrer speziell für Berlin ent-
wickelten, performativen Ins-
tallation „Contraption“ greifen 
Sie diese erneut auf.

Es ist die Idee des Fordismus: 
eine Maschine, die man bedient 
und der man gleichzeitig ausge-
setzt ist, deren immergleichen, 
automatisierten Abläufen und 
deren Lärm.

Hier schreddern Schauspie
ler*innen am Fließband Holz-
modelle, die dem Schinkel Pa-
villon, der Neuen Wache und 
dem Humboldt Forum nach-
empfunden sind, auch Bei-
spiele kolonialer, imperialisti-
scher Architektur. Gleichzeitig 
werden die Überreste zuneh-
mend zu einer Bedrohung, da 
sie den verfügbaren Raum ver-
drängen.

Es gibt in der Ausstellung 
verschiedene Zeitebenen von 
Dauer und Verfall. Den der Ar-
chitektur, der Zeichnungen, 
des Films und der Maschine 
selbst. Auch die Kartoffeln in 
der Ausstellung haben ihre ei-
gene Zeitlinie. Während des Ver-
rottens findet eine Transforma-
tion statt, die in einigen Wochen 
zu sehen sein wird. Das ist die 
Natur der Fäulnis, die immer in 
Schichten verläuft.

Für Ihre Installation „Con-
traption“ haben Sie, wie auch 
bereits für vorangegangene 
Projekte, eine begleitende 
Klangspur erstellt, die aus 
übereinandergeschichteten 
Fragmenten besteht, darunter 
Gospel.

Ich denke, das ist eine Mög-
lichkeit, Erfahrung auf nicht 
materielle Weise zu organisie-
ren. Die Gospelmusik, mit der 
ich aufgewachsen bin, ist sehr 
laut. Und die Phrase, die man 
vor allem in Baptistenkirchen 
häufig hört, ist „der freudige 
Lärm“. Das ist die eigentliche 
Musik, die nichtprofessionellen 
Stimmen. Sie treffen nicht die 
Töne, singen jedoch mit Kraft 
und Leidenschaft. Aber der 
tatsächliche physische Klang, 
der mich immer fasziniert 
hat, ist derjenige, bei dem die 
Stimmen auseinanderfallen 
und er organisch wird. Das ist, 
was ich an „Contraption“ so in-
teressant finde: Verlangen ist 
immer eine Frage der Wieder-
holung.

In Ihrer Performance „White 
Room #4 / Wittgenstein & My 
Brother Frank“ von 2005 saßen 
Sie in einem orangefarbenen 
Yeti-Kostüm und mit schwar-
zem Tape überklebten Augen in 
einem Glaskasten und schrie-
ben mit klangverstärkter Feder 
aus dem Gedächtnis das Witt-

Der amerikanische Konzeptkünstler William Pope.L lässt in seiner Ausstellung im Schinkel Pavillon Modelle 
ikonischer Berliner Architektur schreddern. Ein Gespräch über Konfrontationen, Verfall und freudigen Lärm

„Verlangen ist immer eine Frage 
der Wiederholung“

Blick in William 
Pope.L’s 
Ausstellung 
„Contraption“ 
im Schinkel 
Pavillon, Berlin. 
Performer: 
Mickey Mahar
Foto: Frank 
Sperling 

Immun gegen’s 
Patriarchat
Jung und mehrsprachig ist 
das Theaterkollektiv Glossy 
Pain, das der toxischen 
Männlichkeit den Kampf 
ansagt. In „Bang!“ werden 
antifeministische und 
rassistische Bewegungen 
wie Alt Right, #TradWives, 
Pick-Up-Artists und Incels 
clever seziert und nebenbei 
dringliche Fragen beant-
wortet: Ist Sexarbeit Kunst 
und welche Erkenntnisse 
liefert eigentlich Jennifer 
Gunters „The Vagina Bible“? 
Um 20 Uhr im TD.

verweis

transporte
zapf umzüge, Online-Preisanfrage 
und -Materialshop www.zapf.de, 
☎ 030 61 0 61, Umzugsberatung 
(auch virtuell), Beiladungen, Lager, 
Material, Aktenlagerung

lokalprärie

berliner szenen

Fotos von 
den bunten 
Mülltonnen

genstein-Traktat „Bemerkun-
gen über die Farben“.

Wittgenstein stellte die Frage, 
was transparentes Weiß sei und 
ob es so etwas überhaupt geben 
könnte. Diese Frage war für mich 
wie ein kleiner persönlicher Witz 
darüber, ob man Weißsein über-
haupt erkennen kann. Das hat 
mich interessiert. Es ist irgend-
wie lustig, denn Rasse ist un-
glaublich immateriell und keine 
tatsächliche Farbe. Es ist wie bei 
meinem Kind. Es würde sagen, 
wie können Weiße weiß sein? 
Hey Mann, was meinst du? Nun, 
sie sind es nicht. Ja, du hast recht.
 
Pope.L: „Between a Figure and a 
Letter“, Schinkel Pavillon bis 
31. Juli 2022

William Pope.L, geb. 1955 in 
Newark, ist Dramaturg, Dichter 
und Künstler. Er arbeitet vor 
allem mit Installationen, 
Performances und Interventio-
nen im öffentlichen Raum. 
Bekannt wurde er durch seine 
Serie der „Crawls“, als er im 
Business-Anzug und später im 
Superman-Kostüm über die 
Straßen New Yorks kroch. 2020 
zeigten gleichzeitig das MoMA 
und das Whitney Museum in 
New York große Überblicksaus-
stellungen. Im Schinkel Pavillon 
ist jetzt seine für Berlin entwi-
ckelte Installation „Contraption“ 
zu sehen.
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Die Ausländerbehörde in Hannover klagt 
über Überlastung. Auch wegen des Ukraine-
kriegs seien die Mitarbeitenden überarbeitet, 
schreibt der NDR; von Burn-out, Krankmeldun-
gen und Versetzungsanträgen ist die Rede. Im-
mer auf der Seite der Arbeiterschaft fordert 
die südwesterin schnelle und nachhaltige Ab-
hilfe und ist gern mit gutem Rat zum Nulltarif 
zur Stelle: Abschiebungen aussetzen, Arbeitser-
laubnis für alle, Aufenthaltstitel pauschal um 
fünf Jahre verlängern. Spart jede Menge Stress 
– sogar noch außerhalb der Behörde.

südwesterin

Rationalisieren mit Sinn
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Ehrung dank 
NS-Propagan-
da: Bis heute 
gibt es in 
Wilhelmshaven 
den Bontekai
Foto: image-
broker/imgao

Interview Jan Zier 

taz: Frau Homlong Storeide, wie be-
kannt ist Friedrich Bonte in Norwe-
gen? 

Anette Homlong Storeide: Ich 
glaube, dass die meisten Norweger 
seinen Namen nicht kennen. Histori-
kern ist er aber schon ein Begriff. Die 
Menschen hier kennen eher die Na-
men der Schiffe oder andere Vertre-
ter der deutschen Besatzungsmacht, 
die länger in Norwegen waren und 
sich einen unrühmlichen Namen ge-
macht haben.

Ist das eine Provokation für 
Norweger:innen, wenn der Anfüh-
rer der Zerstörerflotte, die 1940 das 
neutrale Norwegen überfiel, dank 
der NS-Propaganda in Wilhelmsha-
ven und Varel bis heute mit Stra-
ßennamen geehrt wird?

Ich fand es überraschend! Wenn 
man die norwegische Bevölkerung 
darauf aufmerksam machen würde, 
dann würden sie schon die Augen-
brauen hochziehen. Zumal Deutsch-
land in Norwegen sehr positiv da-
steht, wenn es um seine Vergangen-
heitsbewältigung geht. Wenn heute 
Bonte immer noch geehrt wird, dann 
irritiert das.

Wie bewerten Sie als Historike-
rin Friedrich Bonte? Er starb 1940 
und konnte nicht als Kriegsverbre-
cher verurteilt werden.

Er spielte eine zentrale Rolle in ei-
nem völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg. Die Schlacht von Narvik war 
für Norwegen sehr entscheidend. 
In Norwegen waren – wie anderswo 
auch – meist die Gestapo und die SS 
in der Rolle der „Bösen“, während 
man die Angehörigen der Wehr-
macht als „normale Soldaten“ ein-
stufte. Kürzlich erschien aber ein 
neues Buch über die Rolle der Wehr-
macht in Norwegen, in dem klar 
wird, dass diese Trennung nicht auf-
recht zu erhalten ist – Kriegsverbre-
cher gab es da wie dort. Und Bonte 
war kein normaler Soldat, das zeigt 
schon seine Beteiligung an einem 
rechtsradikalen Freikorps.

Müssen die Straßen und der Kai, 
die nach Friedrich Bonte benannt 
sind, aus Ihrer Sicht also umbe-
nannt werden?

Ich möchte da niemanden bevor-
munden. Aber als Norwegerin und 

als Historikerin finde ich es schon 
verwunderlich, dass 2022 der Name 
Bonte immer noch als besonders eh-
renhaft angesehen wird, sodass man 
weiterhin Straßen nach ihm be-
nennt. In Norwegen diskutiert man 
ja auch, ob es eine Knut-Hamsun-
Straße geben kann – und bis jetzt 
gibt es keine …

… weil Hamsun zwar Literatur-
nobelpreisträger war, später aber 
auch aktiv für den Nationalsozia-
lismus eintrat. 

Ja. Man muss so eine Straße ja 
nicht unbedingt umbenennen, aber 
man könnte zumindest Schilder auf-
stellen, die erklären, was Bonte im 
Krieg gemacht hat, um ein Gegen-
monument zu schaffen.

Im nationalen Gedächtnis 
Deutschlands ist der Überfall auf 
Norwegen bis heute kaum veran-
kert. Warum?

Das hat damit zu tun, dass der 
Krieg in Norwegen für die deutsche 
Besatzungsmacht relativ friedlich 
war, im Vergleich zum Krieg an der 
Ostfront oder in Frankreich. Aber 
es waren sehr viele Wehrmachts-
soldaten in Norwegen stationiert – 
1943/44 fast eine halbe Million. Die 
deutschen Besatzer stellten teilweise 
ein Zehntel der Bevölkerung. In ih-
ren Feldpostbriefen schrieben die 
Soldaten über das Wetter und die 
Tiere, die sie gesehen hatten. Bis 
vor wenigen Jahren kamen noch 
Touristen nach Norwegen, die einst 

als Soldaten hier waren, und noch 
heute kommen Touristen, die noch 
die Geschichten aus der Besatzungs-
zeit kennen und die Orte aufsuchen, 
an denen ihre Väter stationiert wa-
ren. Auf individueller Ebene ist das 
also schon präsent, im kollektiven 
Gedächtnis aber nicht. In Norwegen 
hingegen ist diese Zeit sehr präsent.

Muss man sich damit abfinden, 
dass Deutsche das nicht so inter-
essiert?

Es wird immer so sein, dass ei-
nige Ereignisse aus dem Zweiten 
Weltkrieg mehr Aufmerksamkeit 
bekommen als andere. Die Erinne-
rung soll aber nicht in einen Wett-
bewerb ausarten.

Hat Sie das fehlende Interesse 
in Deutschland gestört, als Sie hier 
gearbeitet haben, unter anderem 
in der KZ-Gedenkstätte Sachsen
hausen?

Es hat mich überrascht. Viele Fo-
tos aus der Besatzungszeit sehen 
auch aus, als ob Soldaten auf Norwe-
gen-Urlaub sind. Das spiegelt nicht 
die norwegische Geschichte dieser 
Zeit wieder. Es wurden auch in Nor-
wegen Kriegsverbrechen begangen.

Es fehlen dramatische Bilder?
Ja, ich finde schon.
Welche Rolle spielt die Schlacht 

von Narvik in der norwegischen Er-
innerungskultur?

Eine große! 1940 sah es ja zu-
nächst so aus, als ob die Alliierten die 
Deutschen zurückschlagen könnten 
– das gelang dann aber nicht. Des-
halb wurde Narvik der Ort, an dem 
die Königsfamilie, das Parlament 
und andere wichtige Persönlichkei-
ten das Land verlassen haben. Die 
Schlacht von Narvik ist also einer-
seits die Geschichte einer Hoffnung, 
andererseits aber auch ein Symbol 
für den Beginn der deutschen Besat-
zungszeit.

Wie sieht der Umgang in Norwe-
gen mit der Erbe der NS-Zeit aus? 

Man hat sich jahrelang sehr stark 
auf den norwegischen Widerstand 
fokussiert. Die norwegischen „Ver-
räter“, das waren der Faschist Vid-
kun Quisling und die von ihm in-
stallierte Marionettenregierung. 
Durch diese vereinfachte Interpre-
tation wurde vermieden, einen kri-
tischen Blick auf das eigene Verhal-
ten zu werfen – die doch recht breite 

wirtschaftliche Kollaboration wäh-
rend der Besatzungszeit etwa, aber 
auch die Beteiligung an der Depor-
tation der Juden. Das hat erst in den 
letzten 25 Jahren mehr Aufmerksam-
keit bekommen.

Im Zuge des Ukraine-Krieges 
ist die Frage aktuell geworden, in-
wiefern Neutralität ein wirksamer 
Schutz vor Aggression ist. Wirft das 
auch ein neues Licht auf den deut-
schen Überfall auf die neutralen 
Staaten Dänemark und Norwegen 
1940?

In Norwegen sieht man den Ukra-
ine-Krieg vor allem als Bestätigung 
dafür, dass die Nato-Mitgliedschaft 
richtig ist. Selbst in den Parteien, die 
im Grunde dagegen sind, ändert sich 
gerade die Stimmung. Es herrscht 
heute eher die Meinung vor, dass 
Neutralität unmöglich und poten-
ziell gefährlich ist. Und man fragt 
sich, wann ein Land zu klein ist, um 
bedeutend genug für eine ausländi-
sche Unterstützung und Hilfe in ei-
ner Krisensituation zu sein. Sogar 
die Debatte um einen EU-Beitritt 
Norwegens ist wieder aufgeflammt 
– das war vor dem Ukraine-Krieg 
kein Thema.

Sowohl Wilhelmshaven als auch 
Varel sind heute Ziele für Touris
t:innen – sie ehren aber Friedrich 
Bonte. Schreckt Skandinavier:in
nen so etwas ab? 

Ich glaube nicht. Aber wenn es 
hier bekannt wird, würde man sich 
schon sehr wundern.

„Bonte war kein 
normaler Soldat“

Die Städte Wilhelmshaven und 
Varel ehren bis heute einen 

NS-Kriegsverbrecher, der 1940 
Narvik überfiel – Friedrich Bonte. 
Wie sieht man das in Norwegen? 
Ein Gespräch mit der Historikerin 

Anette Homlong Storeide 

Anette Homlong Storeide
45, studierte Geschichte, Politikwis-
senschaften und Germanistik in Oslo 
und Berlin und promovierte über 
norwegische Gefangene im KZ 
Sachsenhausen. Sie ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin in der 
Gedenkstätte Falstadsenteret im 
ehemaligen SS-Strafgefangenen
lager Falstad bei Trondheim.
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Am 9. April 1940 überfiel Deutsch-
land die beiden neutralen Länder 
Dänemark und Norwegen im Zuge 
der „Operation Weserübung“ – ohne 
Kriegserklärung.

Die Dänen kapitulierten bereits nach 
kurzzeitigen Kampfhandlungen, die 
Norweger nach heftigem Wider-
stand erst knapp zwei Monate 
später.

Beide Länder blieben bis Kriegsen-
de 1945 unter deutscher Besatzung. 
Insgesamt kamen über 10.000 
Norweger:innen und rund 3.200 
Dän:innen ums Leben.

Operation Weserübung
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D
er Architekturentwurf 
für den Neubau am 
„Ostpreußischen Lan­
desmuseum“ in Lüne­

burg liegt vor. Am 22. April 2024 
soll das Museum damit „zum 
zentralen Erinnerungsort für 
Kant in Deutschland werden“, 
sagt Joachim Mähnert, der Di­
rektor des Landesmuseums. 
2016 hatte das Museum eine 
bedeutende Sammlung über 
den Philosophen Immanuel 
Kant – selbst ein Ostpreuße –
übernommen. Acht Millionen 
Euro stellen der Bund und das 
Land zur Verfügung. Eine große 
Sache für Lüneburg – doch Ver­
bindungen zu revisionistischen 
Vereinen trüben die Freude 
über die geplante Ausstellung. 

Das Museum gibt es schon 
seit 1958. Nach 1945 wurden in 
der Region viele Ostpreußen:­
innen ansässig. Von „Klein-Ost­
preußen“ wurde gesprochen, 
heißt es auf der Website des 
Landesmuseums. Die Vertrie­
benen sollten ihre „kulturelle 
Identität“ nicht auch noch ver­
lieren. Daher widmet sich das 
Museum der Region, die heute 
zu Polen und mit der Oblast 
Kaliningrad zu Russland ge­
hört und erzählt von Wild und 
Wald, Bernstein und eben Kant.

Das ist vermeintlich unpoli­
tisch. Einer der Gründer, Hans-
Ludwig Loeffke, war aber auch 
führender Funktionär der 
„Landsmannschaft Ostpreu­
ßen“. Bis in die 1990er-Jahre 
fanden revanchistische Veran­
staltung im Zusammenhang 
mit dem Museum statt, Ge­
gendemonstrationen inklu­
sive. Der Vertriebenenverband 
strich erst 2005 aus seiner Sat­
zung, dass er die „Wiederverei­
nigung Ostpreußens mit ganz 
Deutschland“ anstrebte.

Ab 2004 bemühte sich der 
damalige Museumsdirektor 
Ronny Kabus, den Einfluss der 
Vertriebenen in der Museums-
Ausrichtung zurückzudrängen. 
Das klappte nur bedingt: 2005 
schmiss Wilhelm von Gottberg 
als Vorsitzender des Museums­

stiftungsrates Kabus raus – we­
gen „erheblicher Loyalitätspro­
bleme“. In den vergangenen 
Jahren emanzipierte sich das 
Museum jedoch und überarbei­
tete die Ausstellung. „Wir haben 
auch die Geschichte des Muse­
ums kritisch aufgegriffen“, sagt 
Direktor Mähnert.

Trotzdem ist Gottberg bis 
heute mit dem Museum ver­
bunden. Auf der Museums­
website wird als „Partner“ der 
„Fördererkreis Ostpreußisches 
Jagdmuseum – Hans-Ludwig 
Loeffke Gedächtnisvereinigung 
e. V.“ aufgeführt. Gottberg ist 
dort stellvertretender Vorsit­
zender. Bis 2021 saß er zudem 
für die AfD im Bundestag.

Ein Beispiel für seine Positi­
onen: „Wir warten schon lange 
auf eine offizielle Bitte um Ver­
gebung durch Polen, Tsche­
chien und Russland für die völ­
kermordartigen Vertreibungs­
verbrechen“. Der Holocaust 
diene der „Kriminalisierung 
der Deutschen“. Gottberg ver­
sprach 2017 zudem, den „Kult 
der Schuld“ zu beenden.

Als Partner nennt das Mu­
seum auch die Freunde des Ost­
preußischen Landes- und Jagd­
museums. Deren Ex-Vorsitzen­
der kam aus der völkischen 
„Deutschen Gildenschaft“. Im 
Vorstand sitzt ein wissenschaft­
licher Kurator des Museums.

„Diese Vereine haben bei 
der Ausrichtung unserer Ar­
beit keine Relevanz“, versichert 
Mähnert. Nur um kleine Sum­
men würde er da mal anfragen.

Torben Peters, Vorsitzender 
der Lüneburger Linken, sagt: 
„Wenn der rechtsradikale AfD-
Politiker Wilhelm von Gottberg 
noch immer organisatorisch 
an das Museum angebunden 
ist, dann ist das ein handfester 
Skandal.“ Bund und Land müss­
ten die Förderung aussetzen, 
„bis das geklärt ist“.

Wo alte Verbindungen stören

Andreas Speit
Der rechte Rand

Kiel will die Industrie locken 
Schleswig-Holsteins Wirtschaftsminister 
Bernd Buchholz (FDP) sieht die geplante 
Ansiedlung der Northvolt-Batteriefabrik 
als Beginn einer Industrialisierung des 
nördlichsten Bundeslandes. „Wir haben 
regenerative Energie im Überfluss. Jetzt 
wäre es Zeit, auch Energie-Anwendungs­
land zu werden“, sagte Buchholz. „Das ver­
arbeitende Gewerbe muss mehr Gewicht 
bekommen.“ Das schwedische Unterneh­
men will in Heide Batteriezellen für etwa 
eine Million Autos jährlich produzieren. 
Dadurch sollen 3.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen. (afp)

Homophober Pastor vor Gericht
Der wegen Volksverhetzung verurteilte Bre­
mer Pastor Olaf Latzel muss sich im Mai in 
einem Berufungsverfahren vor dem Land­
gericht Bremen verantworten. Der evangeli­
sche Theologe war im November 2020 vom 
Amtsgericht wegen homophober Volksver­
hetzung verurteilt worden und hatte Beru­
fung eingelegt. Latzel hatte nach Überzeu­
gung des Gerichts in einem auf Youtube 
verbreiteten „Eheseminar“ zum Hass ge­
gen Homosexuelle aufgestachelt. Darin 
warnte er: „Der ganze Genderdreck ist ein 
Angriff auf Gottes Schöpfungsordnung, ist 
zutiefst teuflisch und satanisch.“ Homose­

xualität sei eine „Degenerationsform von 
Gesellschaft“. (epd)

Hamburgs Firmen sind pessimistisch 
Angesichts des Krieges in der Ukraine und 
steigender Preise haben sich die Aussich­
ten auf eine schnelle wirtschaftliche Er­
holung nach der Pandemie in Hamburg 
verschlechtert. In der Wirtschaft herrsche 
große Verunsicherung, sagte der Hauptge­
schäftsführer der Handelskammer Ham­
burg, Malte Heyne. Jedes dritte Unterneh­
men rechne mit einer Verschlechterung 
der eigenen geschäftlichen Lage in den 
kommenden Monaten. (dpa)
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Andreas Speit 
arbeitet als freier Journalist und 
Autor über die rechte Szene nicht  
nur in Norddeutschland.

Das Unternehmen ONE-Dyas will bei Borkum Erdgas fördern. Das Wirtschaftsministerium 
in Hannover findet das am Rande des Nationalparks Niedersächsisches Wattenmeer 
vertretbar. Dabei war Umweltminister Lies im vergangenen Jahr noch „strikt“ dagegen

Niedersachsen wirft  
Öko-Bedenken über Bord

Von Harff-Peter Schönherr 

Mit manchen Worten ist es selt­
sam: Jahrelang hören wir sie 
überall, zu jeder Gelegenheit, 
und plötzlich wird es so still um 
sie, als habe es sie nie gegeben. 
Das Wort „Klimakrise“ ist so ei­
nes. Nun hat ein neue Krise un­
ser Denken und Handeln okku­
piert: Russlands Angriffskrieg 
in der Ukraine. Sie weckt viele 
Ängste. Eine der konkretesten 
ist die Angst vor einer Energie­
knappheit.

Dazu passt das Vorhaben 
des niederländischen Unter­
nehmens ONE-Dyas, 20 Kilo­
meter nördlich von Borkum 
Erdgas zu fördern, im deutsch-
niederländischen Grenzge­
biet, unmittelbar am Natio­
nalpark Niedersächsisches 
Wattenmeer, zugleich Unesco-
Biosphärenreservat und Teil 
des Unesco-Weltnaturerbes.

Niedersachsens Wirtschafts­
minister Bernd Althusmann 
(CDU) und der CEO von ONE-
Dyas, Chris de Ruyter van Steve­
ninck, haben dazu in Hannover 
den Stand einer gemeinsamen 
Erklärung vorgestellt, die dem 
Landeskabinett vorgelegt wer­
den soll. Es geht um die Platt­
form N05-A, ausgelegt für jahr­
zehntelange Förderung. Die 
Bohrung wird auf niederländi­
schem Gebiet niedergebracht, 
allerdings auch auf deutsches 
Gebiet umgelenkt. 60 Milliar­
den Kubikmeter Gas vermutet 

das Unternehmen insgesamt 
im Meeresboden.

Man habe, blieb Althusmann 
vage, „einen Weg gefunden, der 
dem nationalen Interesse des 
Vorhabens mit Blick auf die 
Sicherheit der Energieversor­
gung gerecht wird und gleich­
zeitig die Belange vor Ort über 
das rechtliche Maß hinaus be­
rücksichtigt“. Das auf deutscher 
Seite gewonnene Gas solle dem 
deutschen Markt zufließen, die 
Gewinnung aus dem deutschen 
Fördergebiet „nur so lange 
möglich sein, wie der Bedarf 
nach Erdgas in Deutschland 
besteht“. Umwelt- und Klima­
schutzaspekte seien „berück­
sichtigt“.

„Teil der Energiewende sollte 
es sein“, sagte Chris de Ruyter 
van Steveninck, „sicherzustel­
len, dass das von uns verwen­
dete Erdgas so umweltfreund­
lich, bezahlbar und zuverläs­
sig wie möglich ist.“ Auch das 
bleibt vage.

Niedersachsens Umweltmi­
nister Olaf Lies (SPD) kann das 
nicht gefallen. Anfang Juni 2021 
hatte er zu dem Projekt noch ge­
sagt: „Ich lehne dieses Vorha­
ben am Rand unseres National­
parks ‚Niedersächsisches Wat­
tenmeer‘ strikt ab.“ Aber seither 
hat sich die Welt verändert.

„Im Windschatten des Ukra­
inekriegs ereignet sich hier ein 
Rückfall ins fossile Zeitalter“, 
sagt Hans-Ulrich Rösner, Leiter 
des Wattenmeerbüros des WWF 

Deutschland. „Das ist der völlig 
falsche Weg. Wir müssen alles 
tun, um die erneuerbaren Ener­
gien zu fördern.“ Der Krieg in der 
Ukraine, der Wunsch nach Ener­
gieversorgungssicherheit, dürfe 
nicht gegen den Natur- und Kli­
maschutz aufgerechnet werden.

Das Projekt von ONE-Dyas 
sei „brandgefährlich“ für den 
fragilen Naturraum Watt. Als 
Engpass-Überbrückung tauge 
es ohnehin nicht: „Die Förde­
rung vor Borkum würde ja frü­

hestens 2024 oder 2025 begin­
nen, womöglich noch später. 
Und dann stehen da gewaltige 
Strukturen im Watt, die noch 
über Jahrzehnte die Klima­
bilanz belasten.“ 

Tanja Schlampp von der Ini­
tiative Wattenmeer-Schutz Cux­
haven sieht das genauso: „Was da 
geschehen soll, ist fatal. Nicht je­
der Zweck heiligt jedes Mittel.“ 
Der Druck auf das Wattenmeer 
sei ohnehin schon groß, auch 
durch den Bau neuer Wind­
kraftanlagen: „Wenn wir nicht 
aufpassen, haben wir da drau­
ßen bald ein Industriegebiet.“ 

Vor allem die Absenkung 
des Meeresbodens durch die 
Gasentnahme sei gefährlich: 
„Dadurch nimmt ja die Hoch­
wassergefahr zu. Und gegen die 
brauchen wir dann wieder hö­
here Deiche. Der eine Eingriff 
zieht den nächsten nach sich.
So ein Unsinn“, sagt Schlampp.

„Wir sind an einem Kipp-
Punkt“, bestätigt Meeresbiolo­
gin Sandra Schöttner, Leiterin 
des Meeresschutzteams von 
Greenpeace Deutschland. „Wir 
müssen entscheidende Schritte 
in Richtung Energiewende ge­
hen, nicht rückwärtsgewandt 
auf Dinosaurier-Technologie 
setzen.“ Sie sieht die Förderung 
vor Borkum als „unverantwort­
liche aktivistische Strategie, die 
langfristig nicht tragfähig ist“.

Das Watt sei ein einmaliges 
Ökosystem, und schon der Bau 
und Normalbetrieb einer sol­
chen Plattform sei „nicht na­
turverträglich“. Die industrielle 
Nutzung von Meeresschutzge­
bieten sei in Deutschland „lei­
der systemisch, vom Fischfang 
bis zur Entnahme von Sand und 
Kies, Öl und Gas“.

Minister Althusmann wies 
solche Bedenken zurück: „Die 
umweltschutzfachlichen Ver­
fahren, sowohl auf nieder­
sächsischer Seite als auch auf 
niederländischer Seite, kom­
men derzeit nach meiner Ein­
schätzung zu dem Schluss, dass 
keine Umweltgefährdung be­
steht.“

„Im Windschatten 
des Kriegs ereignet 
sich ein Rückfall ins 
fossile Zeitalter“
Hans-Ulrich Rösner, WWF

Fremdkörper in der Nordsee: So eine Gasförderplattform bliebe über Jahre, mit allen Risiken   Foto: Total/dpa

Von Reimar Paul

In Rosdorf bei Göttingen soll 
künftig an die Tötung des 21-jäh­
rigen Alexander Selchow erin­
nert werden. Die Tat – laut Ge­
richtsurteil Körperverletzung 
mit Todesfolge – markierte ei­
nen Höhepunkt rechtsextre­
mistischer Angriffe in Südnie­
dersachsen zu Beginn der 90er-
Jahre. 

Die Nazi-Skinheads Oliver S. 
und Sven S. (beide 18) hatten 
in der Silvesternacht 1990/91 
eine Party von Gleichgesinn­
ten in Rosdorf mit dem festen 
Vorhaben verlassen, noch „he­
rumschwirrende Linke durch­
zuklopfen“. Eine Viertelstunde 
nach Mitternacht trafen sie zu­
fällig auf den für seine antifa­
schistische Haltung bekannten 
Wehrpflichtigen Alexander Sel­
chow und einen Begleiter. Letz­
terer konnte flüchten, als die 
Neonazis Selchow attackierten.

Während Sven S. im später fol­
genden Prozess glaubhaft ma­
chen konnte, dass er den Solda­
ten wegen einer verbalen Aus­
einandersetzung am frühen 
Abend lediglich zur Rede stellen 
wollte, sprang Oliver S. laut Ge­
richt mit gezücktem Messer auf 
Selchow zu und versetzte ihm 
insgesamt fünf Stiche in den 
rechten Arm und den Bauch. 
Der Angegriffene starb wenige 
Stunden später trotz einer Not­
operation in der Göttinger Uni­

versitätsklinik an massivem 
Blutverlust. Oliver S. wurde zu 
sechs Jahren Jugendhaft verur­
teilt, Sven S. bekam vier Wochen 
Dauerarrest.

Beide waren als Mitglieder 
der – inzwischen verbotenen – 
Freiheitlich-Deutschen Arbei­
terpartei (FAP) schon zuvor an 
zahlreichen rassistischen und 
gegen Linke gerichteten Ge­
waltaktionen beteiligt. Oliver 
S. hatte unter anderem mitge­
mischt, als Neonazis die Besu­
cher eines Gerichtsverfahrens 
mit Tränengas besprühten, ira­
nische Frauen bespuckten, mit 
gezückten Messern gegen Haus­
besetzer vorgingen und am Grab 
von Rudolf Heß demonstrierten. 
Sven S. war dabei, als Skinheads 
Disko-Besucher:innen mit Fla­
schen bewarfen und mit Knüp­
peln zusammenschlugen.

Mehr als 30 Jahre nach der Tat 
entschied der Rat der Gemeinde 
Rosdorf im vergangenen Jahr 
auf einen Antrag der Grünen 
hin, aber mit den Stimmen al­
ler Fraktionen, dass mit einem 
Gedenkprojekt an den Tod des 
jungen Soldaten erinnert wer­
den soll. „Ich bin als Kind in Ros­
dorf aufgewachsen und habe die 
damaligen Ereignisse als 11-Jäh­
rige mitbekommen“, erzählt die 
bis heute in dem Ort lebende 
Theater- und Filmregisseurin 
Julia Roesler. 

„Der Mord an Alex hat mich 
und meine Familie stark aufge­

wühlt und das Leben danach 
verändert.“ Leider sei die Tat 
im Ort über Jahrzehnte nie öf­
fentlich als gemeinsame Erfah­
rung reflektiert und diskutiert 
worden. Umso mehr freue sie 
sich, sagt Roesler, „dass nun an 
Formen des Gedenkens gearbei­
tet wird, die diesem Bedürfnis 
Raum geben und hoffentlich 
eine intensive Aufarbeitung und 

Erinnerung anstoßen. Auch und 
vor allem, damit so etwas nie 
wieder passiert.“

„Alle im Gemeinderat vertre­
tenen Parteien und Gruppen ha­
ben nicht nur den Beschluss un­
terstützt, dass es eine Form des 
Gedenkens geben soll“, sagt 
SPD-Ortsbürgermeister Bernd 
Schütze. „Alle Fraktionen ar­
beiten auch aktiv mit in der 
Arbeitsgruppe, die das Projekt 
trägt. Das finde ich bemerkens­
wert.“

Die Arbeitsgruppe, in der au­
ßer den Parteien auch Initiati­
ven vertreten sind, hat inzwi­
schen erste Ideen entwickelt. 
Unter dem Motto „Was geschah 

mit Alexander Selchow?“ sind 
unter anderem eine Stationen-
Wanderung durch das Dorf 
und eine Gedenk-Homepage 
geplant. Auch Studierende des 
Masterstudiengangs Medien­
design der Hochschule Ostfa­
lia in Salzgitter sind zur Mitar­
beit an der Website eingeladen 
worden. 

„Sie bekommen Kontakte zu 
Zeitzeug:innen und erarbeiten 
auf dieser Basis eigene Umset­
zungsideen für einen Erinne­
rungsort im Internet“, berich­
tet Projektleiter Karsten Knigge. 
„Zudem sollen sie und andere 
Projektbeteiligte Interviews füh­
ren und Ortsbegehungen ma­
chen.“ Offizieller Auftakt für das 
Gedenkprojekt ist eine öffentli­
che Veranstaltung am heutigen 
Donnerstag.

Zur Vermittlung der dama­
ligen Geschehnisse und ihrer 
Auswirkungen auf das Leben 
in Rosdorf gehört Projektleiter 
Knigge zufolge auch eine Pro­
jektdokumentation, die später 
frei zugänglich gemacht wer­
den und so überregional ähn­
liche Gedenkprojekte anregen 
und erleichtern soll: „Die er­
schütternde Zahl von fast 200 
durch Rechtsextremist:innen 
getöteten Menschen seit 1990 
in Deutschland zeigt, wie wich­
tig es ist, klare Signale der Ableh­
nung von rassistischem und na­
zistischem Gedankengut in die 
Gesellschaft zu senden.“

In der Silvesternacht 1990/91 töteten zwei Neonazis in Rosdorf bei Göttingen den 
21-jährigen Alexander Selchow. Jetzt startet die Gemeinde ein Gedenkprojekt

Gemeinsam 
erinnern: In 
Rosdorf wollen 
die Menschen 
nicht verges-
sen, dass 
Neonazis einen 
jungen 
Antifaschisten 
töteten. Sie 
starten ein 
Gedenkprojekt
Foto: privat

Von Neonazis erstochen

Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil will im Herbst noch einmal antreten. Im nun gestarteten Wahlkampf verspricht er vor allem Geld
SPD sieht die Schuldenbremse locker
Niedersachsens SPD hat ange­
kündigt, im Falle eines Erfolgs 
bei der Landtagswahl im Herbst 
mehr Geld für Bildung, Woh­
nungen und die ärztliche Ver­
sorgung bereitzustellen. Man 
dürfe sich nicht am Begriff der 
Schuldenbremse „festklam­
mern“, sagte Ministerpräsident 
Stephan Weil. In vielen Berei­
chen gebe es erhebliche Inves­
titionsbedarfe. 

„Wir sind entschlossen, in den 
nächsten fünf Jahren auch unter 
schwierigen Bedingungen diese 
Investitionen zu tätigen.“ In der 
derzeit regierenden großen Ko­

alition verweist die CDU mit Fi­
nanzminister Reinhold Hilbers 
immer wieder auf die Bedeu­
tung der Schuldenbremse.

Als konkrete Vorhaben 
nannte der SPD-Politiker Weil 
eine Investitionsoffensive für 
Krankenhäuser und Hochschu­
len sowie das Ziel, alle Schüle­

rinnen und Schüler ab 2024 
mit kostenlosen Leih-Tablets 
auszustatten. Außerdem solle 
eine Landeswohnungsbauge­
sellschaft gegründet werden. 
Für den Umbau von Wirtschaft 
und Industrie unterstütze die 
SPD zudem einen Niedersach­
senfonds, den der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) vor­
geschlagen hatte und den auch 
die Grünen fordern.

Der Entwurf für das SPD-Pro­
gramm beinhaltet darüber hi­
naus die Versprechen, bis 2025 
alle Haushalte mit einem Giga­
bit-Anschluss für schnelles In­

ternet zu versorgen, bis 2030 
ein flächendeckendes E-Lade­
netz aufzubauen und den Ener­
giebedarf des Landes bis 2040 
komplett aus erneuerbaren 
Quellen zu decken.

In Umfragen lag die SPD zu­
letzt deutlich vor ihrem Koaliti­
onspartner CDU. Für Weil würde 
eine Wiederwahl seine dritte 
Amtszeit bedeuten – es wäre al­
ler Voraussicht nach seine letzte: 
„Ich wäre dann doch in einem 
gehobenen Alter, was ich der­
zeit nicht bin“, sagte der heute 
63-Jährige, der bereits seit 2013 
regiert. „Ich würde ungern den 

Rekord von Angela Merkel an­
greifen wollen.“

Landesweit treten bei der Wahl 
87 SPD-Politiker an – darunter 33 

Frauen und 19 Kandidaten unter 
35 Jahren. Das Programm soll im 
Mai beim Landesparteitag  be­
schlossen werden. (dpa)

Niedersachsens SPD 
lag in Umfragen 
zuletzt vor der CDU

„Der Mord an Alex 
hat mich und meine 
Familie stark 
aufgewühlt“
Julia Roesler aus Rosdorf

Anzeige

beackert

G
inge es nach der CDU in Niedersach­
sen, dürften ab sofort alle landwirt­
schaftlichen Brachflächen beackert 
werden – egal ob für Tank, Teller oder 

Tiere. Auch jene, die als ökologische Vorrangflä­
chen eigentlich gerade nicht intensiv bepflanzt 
werden sollen, damit sich die Böden erholen 
und sich Tiere wieder ausbreiten können. Ein 
Kniff, um der Umwelt dabei zu helfen, uns 
Menschen weiter auszuhalten. Die CDU würde 
dort gern auch allerlei Pestizide erlauben. Der 
Grund: Der Krieg in der Ukraine bedrohe die 
Versorgungssicherheit. Das sagte Bernd Alt­
husmann, CDU-Chef und Wirtschaftsminis­
ter in Niedersachsen, Anfang der Woche der 
Neuen Osnabrücker Zeitung (NOZ).

Es stimmt, die Preise steigen, sowohl für 
Lebensmittel als auch für Tierfutter. Die Lö­
sung der CDU ist naheliegend, aber alles an­
dere als nachhaltig. Ein Anheizen des Arten­
sterbens hilft niemandem auf diesem Plane­
ten langfristig. 

Auch Kunstdünger, der mit russischem Gas 
produziert wird, ist teurer geworden. Den dann 
auf diesen ökologischen Vorrangflächen zu ver­

teilen, ist also nicht nur umweltschädlich, son­
dern auch teuer – auch da hinkt der Vorschlag 
der CDU, die damit allerdings nicht allein ist.

Die EU-Kommission vertagte Ende März die 
Entscheidung, nach welcher der Pestizideinsatz 
bis 2030 halbiert werden sollte und erlaubte 
stattdessen, auch auf Vorrangflächen in die­
sem Jahr alles anzubauen, was das Bäuer:in­
nenherz begehrt. Und das mithilfe aller in der 
EU erlaubten Pestizide. Diese Vorrangflächen 
machen bei Betrieben mit mehr als 15 Hektar 
fünf Prozent aus.

Bereits direkt nach der Entscheidung der EU-
Kommission hatte die CDU aus dem Agrarland 
Niedersachsen gefordert, die neuen Möglich­
keiten genau so auszureizen. Doch der grüne 
Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özde­
mir wollte das nicht: Lediglich für den Anbau 
von Futtermitteln und das Weiden von Tieren 
sollen die Öko-Flächen im kommenden Som­
mer dienen – ohne den Einsatz von Pflanzen­
schutzmitteln.

„Unverständlich“ fand die CDU das. „Dieses 
kurzsichtige Vorgehen wird den aktuellen He­
rausforderungen nicht gerecht“, sagte Althus­
mann in seiner Erklärung. „Dabei stellen wir 
ökologische Verpflichtungen keineswegs in­
frage. Wir behalten die langfristigen Ziele für 
Umwelt und Nachhaltigkeit weiterhin fest im 
Blick“, versicherte er zugleich.

 Jetzt legte er in der NOZ nach und forderte 
von der Bundesregierung, den Landwirt:innen 
„endlich“ zu erlauben, „alle landwirtschaftli­
chen Kulturen“ anzubauen. Seine Klientel 
scheint ihm mächtig Druck zu machen.

Ein anderer Ansatz wäre, das angebaute „Fut­
ter“ direkt in menschliche Mägen wandern zu 
lassen – und nicht in Tiere oder Autos. Der Vor­
teil dieses Weges: Er ist vereinbar mit dem Sys­
temwandel in der Landwirtschaft, der ohnehin 
bevorsteht. � Alina Götz

Die CDU in 
Niedersachsen will 
den Artenschutz 
verfüttern

Ein anderer Ansatz wäre, das 
„Futter“ direkt in menschliche 
Mägen wandern zu lassen

Rettet Bremen jetzt dieWelt?
Ende letzten Jahres hat die Bremer Enquetekommission
für Klimaschutz ihren Abschlussbericht vorgelegt.
Was steht drin? Wie zufrieden sind Politiker*innen,
Expert*innen und Zivilgesellschaft damit?

Wir besprechen den Bericht mit:
Philipp Bruck, Mitglied der Enquetekommission, klima-
und energiepolitischer Sprecher der Grünen-Fraktion

MartinMichalik, Vorsitzender der Enquetekommission,
energie- und umweltpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Katja Muchow, Leiterin des Bereichs Klima- und Umwelt-
schutz beim BUND Bremen

Bernhard Stoevesandt, Mitglied der Enquetekommission,
Abteilungsleiter am Fraunhofer Institut für Windenergie-
systeme

Moderation:
Alina Götz, Redakteurin der taz nord

Dienstag, 3. Mai 2022, 19 Uhr
Kulturzentrum Lagerhaus, Schildstraße 12-19, Bremen
Anmeldung erforderlich unter anmeldung@taz-nord.de
mit der Anzahl der gewünschten Tickets, den Namen der
Teilnehmenden und dem Betreff „Klimaschutz“.
Mehr Informationen unter: www.taz.de/salon
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Die erste zertifizierte BioKonditorei Hamburgs!
Osterstraße 15 • 20259 Hamburg

Geöffnet: Di-So 11.30 bis 18.00 Uhr
www.biokonditorei-eichel.de
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D
er Architekturentwurf 
für den Neubau am 
„Ostpreußischen Lan­
desmuseum“ in Lüne­

burg liegt vor. Am 22. April 2024 
soll das Museum damit „zum 
zentralen Erinnerungsort für 
Kant in Deutschland werden“, 
sagt Joachim Mähnert, der Di­
rektor des Landesmuseums. 
2016 hatte das Museum eine 
bedeutende Sammlung über 
den Philosophen Immanuel 
Kant – selbst ein Ostpreuße –
übernommen. Acht Millionen 
Euro stellen der Bund und das 
Land zur Verfügung. Eine große 
Sache für Lüneburg – doch Ver­
bindungen zu revisionistischen 
Vereinen trüben die Freude 
über die geplante Ausstellung. 

Das Museum gibt es schon 
seit 1958. Nach 1945 wurden in 
der Region viele Ostpreußen:­
innen ansässig. Von „Klein-Ost­
preußen“ wurde gesprochen, 
heißt es auf der Website des 
Landesmuseums. Die Vertrie­
benen sollten ihre „kulturelle 
Identität“ nicht auch noch ver­
lieren. Daher widmet sich das 
Museum der Region, die heute 
zu Polen und mit der Oblast 
Kaliningrad zu Russland ge­
hört und erzählt von Wild und 
Wald, Bernstein und eben Kant.

Das ist vermeintlich unpoli­
tisch. Einer der Gründer, Hans-
Ludwig Loeffke, war aber auch 
führender Funktionär der 
„Landsmannschaft Ostpreu­
ßen“. Bis in die 1990er-Jahre 
fanden revanchistische Veran­
staltung im Zusammenhang 
mit dem Museum statt, Ge­
gendemonstrationen inklu­
sive. Der Vertriebenenverband 
strich erst 2005 aus seiner Sat­
zung, dass er die „Wiederverei­
nigung Ostpreußens mit ganz 
Deutschland“ anstrebte.

Ab 2004 bemühte sich der 
damalige Museumsdirektor 
Ronny Kabus, den Einfluss der 
Vertriebenen in der Museums-
Ausrichtung zurückzudrängen. 
Das klappte nur bedingt: 2005 
schmiss Wilhelm von Gottberg 
als Vorsitzender des Museums­

stiftungsrates Kabus raus – we­
gen „erheblicher Loyalitätspro­
bleme“. In den vergangenen 
Jahren emanzipierte sich das 
Museum jedoch und überarbei­
tete die Ausstellung. „Wir haben 
auch die Geschichte des Muse­
ums kritisch aufgegriffen“, sagt 
Direktor Mähnert.

Trotzdem ist Gottberg bis 
heute mit dem Museum ver­
bunden. Auf der Museums­
website wird als „Partner“ der 
„Fördererkreis Ostpreußisches 
Jagdmuseum – Hans-Ludwig 
Loeffke Gedächtnisvereinigung 
e. V.“ aufgeführt. Gottberg ist 
dort stellvertretender Vorsit­
zender. Bis 2021 saß er zudem 
für die AfD im Bundestag.

Ein Beispiel für seine Positi­
onen: „Wir warten schon lange 
auf eine offizielle Bitte um Ver­
gebung durch Polen, Tsche­
chien und Russland für die völ­
kermordartigen Vertreibungs­
verbrechen“. Der Holocaust 
diene der „Kriminalisierung 
der Deutschen“. Gottberg ver­
sprach 2017 zudem, den „Kult 
der Schuld“ zu beenden.

Als Partner nennt das Mu­
seum auch die Freunde des Ost­
preußischen Landes- und Jagd­
museums. Deren Ex-Vorsitzen­
der kam aus der völkischen 
„Deutschen Gildenschaft“. Im 
Vorstand sitzt ein wissenschaft­
licher Kurator des Museums.

„Diese Vereine haben bei 
der Ausrichtung unserer Ar­
beit keine Relevanz“, versichert 
Mähnert. Nur um kleine Sum­
men würde er da mal anfragen.

Torben Peters, Vorsitzender 
der Lüneburger Linken, sagt: 
„Wenn der rechtsradikale AfD-
Politiker Wilhelm von Gottberg 
noch immer organisatorisch 
an das Museum angebunden 
ist, dann ist das ein handfester 
Skandal.“ Bund und Land müss­
ten die Förderung aussetzen, 
„bis das geklärt ist“.

Wo alte Verbindungen stören

Andreas Speit
Der rechte Rand

Kiel will die Industrie locken 
Schleswig-Holsteins Wirtschaftsminister 
Bernd Buchholz (FDP) sieht die geplante 
Ansiedlung der Northvolt-Batteriefabrik 
als Beginn einer Industrialisierung des 
nördlichsten Bundeslandes. „Wir haben 
regenerative Energie im Überfluss. Jetzt 
wäre es Zeit, auch Energie-Anwendungs­
land zu werden“, sagte Buchholz. „Das ver­
arbeitende Gewerbe muss mehr Gewicht 
bekommen.“ Das schwedische Unterneh­
men will in Heide Batteriezellen für etwa 
eine Million Autos jährlich produzieren. 
Dadurch sollen 3.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen. (afp)

Homophober Pastor vor Gericht
Der wegen Volksverhetzung verurteilte Bre­
mer Pastor Olaf Latzel muss sich im Mai in 
einem Berufungsverfahren vor dem Land­
gericht Bremen verantworten. Der evangeli­
sche Theologe war im November 2020 vom 
Amtsgericht wegen homophober Volksver­
hetzung verurteilt worden und hatte Beru­
fung eingelegt. Latzel hatte nach Überzeu­
gung des Gerichts in einem auf Youtube 
verbreiteten „Eheseminar“ zum Hass ge­
gen Homosexuelle aufgestachelt. Darin 
warnte er: „Der ganze Genderdreck ist ein 
Angriff auf Gottes Schöpfungsordnung, ist 
zutiefst teuflisch und satanisch.“ Homose­

xualität sei eine „Degenerationsform von 
Gesellschaft“. (epd)

Hamburgs Firmen sind pessimistisch 
Angesichts des Krieges in der Ukraine und 
steigender Preise haben sich die Aussich­
ten auf eine schnelle wirtschaftliche Er­
holung nach der Pandemie in Hamburg 
verschlechtert. In der Wirtschaft herrsche 
große Verunsicherung, sagte der Hauptge­
schäftsführer der Handelskammer Ham­
burg, Malte Heyne. Jedes dritte Unterneh­
men rechne mit einer Verschlechterung 
der eigenen geschäftlichen Lage in den 
kommenden Monaten. (dpa)

nachrichten

Ju
ng

sf
ot

o:
 d

pa

Andreas Speit 
arbeitet als freier Journalist und 
Autor über die rechte Szene nicht  
nur in Norddeutschland.

Das Unternehmen ONE-Dyas will bei Borkum Erdgas fördern. Das Wirtschaftsministerium 
in Hannover findet das am Rande des Nationalparks Niedersächsisches Wattenmeer 
vertretbar. Dabei war Umweltminister Lies im vergangenen Jahr noch „strikt“ dagegen

Niedersachsen wirft  
Öko-Bedenken über Bord

Von Harff-Peter Schönherr 

Mit manchen Worten ist es selt­
sam: Jahrelang hören wir sie 
überall, zu jeder Gelegenheit, 
und plötzlich wird es so still um 
sie, als habe es sie nie gegeben. 
Das Wort „Klimakrise“ ist so ei­
nes. Nun hat ein neue Krise un­
ser Denken und Handeln okku­
piert: Russlands Angriffskrieg 
in der Ukraine. Sie weckt viele 
Ängste. Eine der konkretesten 
ist die Angst vor einer Energie­
knappheit.

Dazu passt das Vorhaben 
des niederländischen Unter­
nehmens ONE-Dyas, 20 Kilo­
meter nördlich von Borkum 
Erdgas zu fördern, im deutsch-
niederländischen Grenzge­
biet, unmittelbar am Natio­
nalpark Niedersächsisches 
Wattenmeer, zugleich Unesco-
Biosphärenreservat und Teil 
des Unesco-Weltnaturerbes.

Niedersachsens Wirtschafts­
minister Bernd Althusmann 
(CDU) und der CEO von ONE-
Dyas, Chris de Ruyter van Steve­
ninck, haben dazu in Hannover 
den Stand einer gemeinsamen 
Erklärung vorgestellt, die dem 
Landeskabinett vorgelegt wer­
den soll. Es geht um die Platt­
form N05-A, ausgelegt für jahr­
zehntelange Förderung. Die 
Bohrung wird auf niederländi­
schem Gebiet niedergebracht, 
allerdings auch auf deutsches 
Gebiet umgelenkt. 60 Milliar­
den Kubikmeter Gas vermutet 

das Unternehmen insgesamt 
im Meeresboden.

Man habe, blieb Althusmann 
vage, „einen Weg gefunden, der 
dem nationalen Interesse des 
Vorhabens mit Blick auf die 
Sicherheit der Energieversor­
gung gerecht wird und gleich­
zeitig die Belange vor Ort über 
das rechtliche Maß hinaus be­
rücksichtigt“. Das auf deutscher 
Seite gewonnene Gas solle dem 
deutschen Markt zufließen, die 
Gewinnung aus dem deutschen 
Fördergebiet „nur so lange 
möglich sein, wie der Bedarf 
nach Erdgas in Deutschland 
besteht“. Umwelt- und Klima­
schutzaspekte seien „berück­
sichtigt“.

„Teil der Energiewende sollte 
es sein“, sagte Chris de Ruyter 
van Steveninck, „sicherzustel­
len, dass das von uns verwen­
dete Erdgas so umweltfreund­
lich, bezahlbar und zuverläs­
sig wie möglich ist.“ Auch das 
bleibt vage.

Niedersachsens Umweltmi­
nister Olaf Lies (SPD) kann das 
nicht gefallen. Anfang Juni 2021 
hatte er zu dem Projekt noch ge­
sagt: „Ich lehne dieses Vorha­
ben am Rand unseres National­
parks ‚Niedersächsisches Wat­
tenmeer‘ strikt ab.“ Aber seither 
hat sich die Welt verändert.

„Im Windschatten des Ukra­
inekriegs ereignet sich hier ein 
Rückfall ins fossile Zeitalter“, 
sagt Hans-Ulrich Rösner, Leiter 
des Wattenmeerbüros des WWF 

Deutschland. „Das ist der völlig 
falsche Weg. Wir müssen alles 
tun, um die erneuerbaren Ener­
gien zu fördern.“ Der Krieg in der 
Ukraine, der Wunsch nach Ener­
gieversorgungssicherheit, dürfe 
nicht gegen den Natur- und Kli­
maschutz aufgerechnet werden.

Das Projekt von ONE-Dyas 
sei „brandgefährlich“ für den 
fragilen Naturraum Watt. Als 
Engpass-Überbrückung tauge 
es ohnehin nicht: „Die Förde­
rung vor Borkum würde ja frü­

hestens 2024 oder 2025 begin­
nen, womöglich noch später. 
Und dann stehen da gewaltige 
Strukturen im Watt, die noch 
über Jahrzehnte die Klima­
bilanz belasten.“ 

Tanja Schlampp von der Ini­
tiative Wattenmeer-Schutz Cux­
haven sieht das genauso: „Was da 
geschehen soll, ist fatal. Nicht je­
der Zweck heiligt jedes Mittel.“ 
Der Druck auf das Wattenmeer 
sei ohnehin schon groß, auch 
durch den Bau neuer Wind­
kraftanlagen: „Wenn wir nicht 
aufpassen, haben wir da drau­
ßen bald ein Industriegebiet.“ 

Vor allem die Absenkung 
des Meeresbodens durch die 
Gasentnahme sei gefährlich: 
„Dadurch nimmt ja die Hoch­
wassergefahr zu. Und gegen die 
brauchen wir dann wieder hö­
here Deiche. Der eine Eingriff 
zieht den nächsten nach sich.
So ein Unsinn“, sagt Schlampp.

„Wir sind an einem Kipp-
Punkt“, bestätigt Meeresbiolo­
gin Sandra Schöttner, Leiterin 
des Meeresschutzteams von 
Greenpeace Deutschland. „Wir 
müssen entscheidende Schritte 
in Richtung Energiewende ge­
hen, nicht rückwärtsgewandt 
auf Dinosaurier-Technologie 
setzen.“ Sie sieht die Förderung 
vor Borkum als „unverantwort­
liche aktivistische Strategie, die 
langfristig nicht tragfähig ist“.

Das Watt sei ein einmaliges 
Ökosystem, und schon der Bau 
und Normalbetrieb einer sol­
chen Plattform sei „nicht na­
turverträglich“. Die industrielle 
Nutzung von Meeresschutzge­
bieten sei in Deutschland „lei­
der systemisch, vom Fischfang 
bis zur Entnahme von Sand und 
Kies, Öl und Gas“.

Minister Althusmann wies 
solche Bedenken zurück: „Die 
umweltschutzfachlichen Ver­
fahren, sowohl auf nieder­
sächsischer Seite als auch auf 
niederländischer Seite, kom­
men derzeit nach meiner Ein­
schätzung zu dem Schluss, dass 
keine Umweltgefährdung be­
steht.“

„Im Windschatten 
des Kriegs ereignet 
sich ein Rückfall ins 
fossile Zeitalter“
Hans-Ulrich Rösner, WWF

Fremdkörper in der Nordsee: So eine Gasförderplattform bliebe über Jahre, mit allen Risiken   Foto: Total/dpa

Von Reimar Paul

In Rosdorf bei Göttingen soll 
künftig an die Tötung des 21-jäh­
rigen Alexander Selchow erin­
nert werden. Die Tat – laut Ge­
richtsurteil Körperverletzung 
mit Todesfolge – markierte ei­
nen Höhepunkt rechtsextre­
mistischer Angriffe in Südnie­
dersachsen zu Beginn der 90er-
Jahre. 

Die Nazi-Skinheads Oliver S. 
und Sven S. (beide 18) hatten 
in der Silvesternacht 1990/91 
eine Party von Gleichgesinn­
ten in Rosdorf mit dem festen 
Vorhaben verlassen, noch „he­
rumschwirrende Linke durch­
zuklopfen“. Eine Viertelstunde 
nach Mitternacht trafen sie zu­
fällig auf den für seine antifa­
schistische Haltung bekannten 
Wehrpflichtigen Alexander Sel­
chow und einen Begleiter. Letz­
terer konnte flüchten, als die 
Neonazis Selchow attackierten.

Während Sven S. im später fol­
genden Prozess glaubhaft ma­
chen konnte, dass er den Solda­
ten wegen einer verbalen Aus­
einandersetzung am frühen 
Abend lediglich zur Rede stellen 
wollte, sprang Oliver S. laut Ge­
richt mit gezücktem Messer auf 
Selchow zu und versetzte ihm 
insgesamt fünf Stiche in den 
rechten Arm und den Bauch. 
Der Angegriffene starb wenige 
Stunden später trotz einer Not­
operation in der Göttinger Uni­

versitätsklinik an massivem 
Blutverlust. Oliver S. wurde zu 
sechs Jahren Jugendhaft verur­
teilt, Sven S. bekam vier Wochen 
Dauerarrest.

Beide waren als Mitglieder 
der – inzwischen verbotenen – 
Freiheitlich-Deutschen Arbei­
terpartei (FAP) schon zuvor an 
zahlreichen rassistischen und 
gegen Linke gerichteten Ge­
waltaktionen beteiligt. Oliver 
S. hatte unter anderem mitge­
mischt, als Neonazis die Besu­
cher eines Gerichtsverfahrens 
mit Tränengas besprühten, ira­
nische Frauen bespuckten, mit 
gezückten Messern gegen Haus­
besetzer vorgingen und am Grab 
von Rudolf Heß demonstrierten. 
Sven S. war dabei, als Skinheads 
Disko-Besucher:innen mit Fla­
schen bewarfen und mit Knüp­
peln zusammenschlugen.

Mehr als 30 Jahre nach der Tat 
entschied der Rat der Gemeinde 
Rosdorf im vergangenen Jahr 
auf einen Antrag der Grünen 
hin, aber mit den Stimmen al­
ler Fraktionen, dass mit einem 
Gedenkprojekt an den Tod des 
jungen Soldaten erinnert wer­
den soll. „Ich bin als Kind in Ros­
dorf aufgewachsen und habe die 
damaligen Ereignisse als 11-Jäh­
rige mitbekommen“, erzählt die 
bis heute in dem Ort lebende 
Theater- und Filmregisseurin 
Julia Roesler. 

„Der Mord an Alex hat mich 
und meine Familie stark aufge­

wühlt und das Leben danach 
verändert.“ Leider sei die Tat 
im Ort über Jahrzehnte nie öf­
fentlich als gemeinsame Erfah­
rung reflektiert und diskutiert 
worden. Umso mehr freue sie 
sich, sagt Roesler, „dass nun an 
Formen des Gedenkens gearbei­
tet wird, die diesem Bedürfnis 
Raum geben und hoffentlich 
eine intensive Aufarbeitung und 

Erinnerung anstoßen. Auch und 
vor allem, damit so etwas nie 
wieder passiert.“

„Alle im Gemeinderat vertre­
tenen Parteien und Gruppen ha­
ben nicht nur den Beschluss un­
terstützt, dass es eine Form des 
Gedenkens geben soll“, sagt 
SPD-Ortsbürgermeister Bernd 
Schütze. „Alle Fraktionen ar­
beiten auch aktiv mit in der 
Arbeitsgruppe, die das Projekt 
trägt. Das finde ich bemerkens­
wert.“

Die Arbeitsgruppe, in der au­
ßer den Parteien auch Initiati­
ven vertreten sind, hat inzwi­
schen erste Ideen entwickelt. 
Unter dem Motto „Was geschah 

mit Alexander Selchow?“ sind 
unter anderem eine Stationen-
Wanderung durch das Dorf 
und eine Gedenk-Homepage 
geplant. Auch Studierende des 
Masterstudiengangs Medien­
design der Hochschule Ostfa­
lia in Salzgitter sind zur Mitar­
beit an der Website eingeladen 
worden. 

„Sie bekommen Kontakte zu 
Zeitzeug:innen und erarbeiten 
auf dieser Basis eigene Umset­
zungsideen für einen Erinne­
rungsort im Internet“, berich­
tet Projektleiter Karsten Knigge. 
„Zudem sollen sie und andere 
Projektbeteiligte Interviews füh­
ren und Ortsbegehungen ma­
chen.“ Offizieller Auftakt für das 
Gedenkprojekt ist eine öffentli­
che Veranstaltung am heutigen 
Donnerstag.

Zur Vermittlung der dama­
ligen Geschehnisse und ihrer 
Auswirkungen auf das Leben 
in Rosdorf gehört Projektleiter 
Knigge zufolge auch eine Pro­
jektdokumentation, die später 
frei zugänglich gemacht wer­
den und so überregional ähn­
liche Gedenkprojekte anregen 
und erleichtern soll: „Die er­
schütternde Zahl von fast 200 
durch Rechtsextremist:innen 
getöteten Menschen seit 1990 
in Deutschland zeigt, wie wich­
tig es ist, klare Signale der Ableh­
nung von rassistischem und na­
zistischem Gedankengut in die 
Gesellschaft zu senden.“

In der Silvesternacht 1990/91 töteten zwei Neonazis in Rosdorf bei Göttingen den 
21-jährigen Alexander Selchow. Jetzt startet die Gemeinde ein Gedenkprojekt

Gemeinsam 
erinnern: In 
Rosdorf wollen 
die Menschen 
nicht verges-
sen, dass 
Neonazis einen 
jungen 
Antifaschisten 
töteten. Sie 
starten ein 
Gedenkprojekt
Foto: privat

Von Neonazis erstochen

Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil will im Herbst noch einmal antreten. Im nun gestarteten Wahlkampf verspricht er vor allem Geld
SPD sieht die Schuldenbremse locker
Niedersachsens SPD hat ange­
kündigt, im Falle eines Erfolgs 
bei der Landtagswahl im Herbst 
mehr Geld für Bildung, Woh­
nungen und die ärztliche Ver­
sorgung bereitzustellen. Man 
dürfe sich nicht am Begriff der 
Schuldenbremse „festklam­
mern“, sagte Ministerpräsident 
Stephan Weil. In vielen Berei­
chen gebe es erhebliche Inves­
titionsbedarfe. 

„Wir sind entschlossen, in den 
nächsten fünf Jahren auch unter 
schwierigen Bedingungen diese 
Investitionen zu tätigen.“ In der 
derzeit regierenden großen Ko­

alition verweist die CDU mit Fi­
nanzminister Reinhold Hilbers 
immer wieder auf die Bedeu­
tung der Schuldenbremse.

Als konkrete Vorhaben 
nannte der SPD-Politiker Weil 
eine Investitionsoffensive für 
Krankenhäuser und Hochschu­
len sowie das Ziel, alle Schüle­

rinnen und Schüler ab 2024 
mit kostenlosen Leih-Tablets 
auszustatten. Außerdem solle 
eine Landeswohnungsbauge­
sellschaft gegründet werden. 
Für den Umbau von Wirtschaft 
und Industrie unterstütze die 
SPD zudem einen Niedersach­
senfonds, den der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) vor­
geschlagen hatte und den auch 
die Grünen fordern.

Der Entwurf für das SPD-Pro­
gramm beinhaltet darüber hi­
naus die Versprechen, bis 2025 
alle Haushalte mit einem Giga­
bit-Anschluss für schnelles In­

ternet zu versorgen, bis 2030 
ein flächendeckendes E-Lade­
netz aufzubauen und den Ener­
giebedarf des Landes bis 2040 
komplett aus erneuerbaren 
Quellen zu decken.

In Umfragen lag die SPD zu­
letzt deutlich vor ihrem Koaliti­
onspartner CDU. Für Weil würde 
eine Wiederwahl seine dritte 
Amtszeit bedeuten – es wäre al­
ler Voraussicht nach seine letzte: 
„Ich wäre dann doch in einem 
gehobenen Alter, was ich der­
zeit nicht bin“, sagte der heute 
63-Jährige, der bereits seit 2013 
regiert. „Ich würde ungern den 

Rekord von Angela Merkel an­
greifen wollen.“

Landesweit treten bei der Wahl 
87 SPD-Politiker an – darunter 33 

Frauen und 19 Kandidaten unter 
35 Jahren. Das Programm soll im 
Mai beim Landesparteitag  be­
schlossen werden. (dpa)

Niedersachsens SPD 
lag in Umfragen 
zuletzt vor der CDU

„Der Mord an Alex 
hat mich und meine 
Familie stark 
aufgewühlt“
Julia Roesler aus Rosdorf

Anzeige

beackert

G
inge es nach der CDU in Niedersach­
sen, dürften ab sofort alle landwirt­
schaftlichen Brachflächen beackert 
werden – egal ob für Tank, Teller oder 

Tiere. Auch jene, die als ökologische Vorrangflä­
chen eigentlich gerade nicht intensiv bepflanzt 
werden sollen, damit sich die Böden erholen 
und sich Tiere wieder ausbreiten können. Ein 
Kniff, um der Umwelt dabei zu helfen, uns 
Menschen weiter auszuhalten. Die CDU würde 
dort gern auch allerlei Pestizide erlauben. Der 
Grund: Der Krieg in der Ukraine bedrohe die 
Versorgungssicherheit. Das sagte Bernd Alt­
husmann, CDU-Chef und Wirtschaftsminis­
ter in Niedersachsen, Anfang der Woche der 
Neuen Osnabrücker Zeitung (NOZ).

Es stimmt, die Preise steigen, sowohl für 
Lebensmittel als auch für Tierfutter. Die Lö­
sung der CDU ist naheliegend, aber alles an­
dere als nachhaltig. Ein Anheizen des Arten­
sterbens hilft niemandem auf diesem Plane­
ten langfristig. 

Auch Kunstdünger, der mit russischem Gas 
produziert wird, ist teurer geworden. Den dann 
auf diesen ökologischen Vorrangflächen zu ver­

teilen, ist also nicht nur umweltschädlich, son­
dern auch teuer – auch da hinkt der Vorschlag 
der CDU, die damit allerdings nicht allein ist.

Die EU-Kommission vertagte Ende März die 
Entscheidung, nach welcher der Pestizideinsatz 
bis 2030 halbiert werden sollte und erlaubte 
stattdessen, auch auf Vorrangflächen in die­
sem Jahr alles anzubauen, was das Bäuer:in­
nenherz begehrt. Und das mithilfe aller in der 
EU erlaubten Pestizide. Diese Vorrangflächen 
machen bei Betrieben mit mehr als 15 Hektar 
fünf Prozent aus.

Bereits direkt nach der Entscheidung der EU-
Kommission hatte die CDU aus dem Agrarland 
Niedersachsen gefordert, die neuen Möglich­
keiten genau so auszureizen. Doch der grüne 
Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özde­
mir wollte das nicht: Lediglich für den Anbau 
von Futtermitteln und das Weiden von Tieren 
sollen die Öko-Flächen im kommenden Som­
mer dienen – ohne den Einsatz von Pflanzen­
schutzmitteln.

„Unverständlich“ fand die CDU das. „Dieses 
kurzsichtige Vorgehen wird den aktuellen He­
rausforderungen nicht gerecht“, sagte Althus­
mann in seiner Erklärung. „Dabei stellen wir 
ökologische Verpflichtungen keineswegs in­
frage. Wir behalten die langfristigen Ziele für 
Umwelt und Nachhaltigkeit weiterhin fest im 
Blick“, versicherte er zugleich.

 Jetzt legte er in der NOZ nach und forderte 
von der Bundesregierung, den Landwirt:innen 
„endlich“ zu erlauben, „alle landwirtschaftli­
chen Kulturen“ anzubauen. Seine Klientel 
scheint ihm mächtig Druck zu machen.

Ein anderer Ansatz wäre, das angebaute „Fut­
ter“ direkt in menschliche Mägen wandern zu 
lassen – und nicht in Tiere oder Autos. Der Vor­
teil dieses Weges: Er ist vereinbar mit dem Sys­
temwandel in der Landwirtschaft, der ohnehin 
bevorsteht. � Alina Götz

Die CDU in 
Niedersachsen will 
den Artenschutz 
verfüttern

Ein anderer Ansatz wäre, das 
„Futter“ direkt in menschliche 
Mägen wandern zu lassen

Rettet Bremen jetzt dieWelt?
Ende letzten Jahres hat die Bremer Enquetekommission
für Klimaschutz ihren Abschlussbericht vorgelegt.
Was steht drin? Wie zufrieden sind Politiker*innen,
Expert*innen und Zivilgesellschaft damit?

Wir besprechen den Bericht mit:
Philipp Bruck, Mitglied der Enquetekommission, klima-
und energiepolitischer Sprecher der Grünen-Fraktion

MartinMichalik, Vorsitzender der Enquetekommission,
energie- und umweltpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Katja Muchow, Leiterin des Bereichs Klima- und Umwelt-
schutz beim BUND Bremen

Bernhard Stoevesandt, Mitglied der Enquetekommission,
Abteilungsleiter am Fraunhofer Institut für Windenergie-
systeme

Moderation:
Alina Götz, Redakteurin der taz nord

Dienstag, 3. Mai 2022, 19 Uhr
Kulturzentrum Lagerhaus, Schildstraße 12-19, Bremen
Anmeldung erforderlich unter anmeldung@taz-nord.de
mit der Anzahl der gewünschten Tickets, den Namen der
Teilnehmenden und dem Betreff „Klimaschutz“.
Mehr Informationen unter: www.taz.de/salon

3GEintritt
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Die erste zertifizierte BioKonditorei Hamburgs!
Osterstraße 15 • 20259 Hamburg

Geöffnet: Di-So 11.30 bis 18.00 Uhr
www.biokonditorei-eichel.de
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Betreute Auflösung: Auf dem Hamburger Hansaplatz lädt das Kunstkollektiv SV Szlachta 
ein, gemeinsam die Vergehen der Polizei aufzuarbeiten und die Institution abzuwickeln

Sorry für die Polizeigewalt

Von Robert Matthies

Ein merkwürdiger Hybrid aus Infopoint, 
Jahrmarktbude, Trutzburg und Glaspalast 
steht seit einer Woche auf dem Hansaplatz 
in Hamburg-St. Georg. Drei Container, zwei 
übereinander, der oberste gläsern, darauf 
Zinnen und Fähnchen, davor eine Terrasse 
mit drei Fernrohren am Geländer. Unten 
ein gemütlicher Raum mit nach außen of-
fenem Tresen und Donut-Bringmaschine, 
einer Garderobe mit Polizeimützen und 
gelben Westen, daneben ein kleiner Ver-
hörraum. Und dahinter der dritte Contai-
ner, ein bisschen unheimlicher: hell er-
leuchtet, zwei Tische, ein Schrank mit Ak-
tenordnern und Kisten – und an der Wand 
eine Pinnwand mit gruseligen Fotos: der 
für seine harte Linie berüchtigte G20-Ge-
samtpolizeiführer Hartmut Dudde, dane-
ben Jetzt-Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD), 
hier noch mit aller Lockenpracht aus seiner 
Zeit als Innensenator Hamburgs, als der er 
2001 die später vom Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte als Folter verurteil-
ten Brechmitteleinsätze verantwortete, die 
in Hamburg mit Achidi John auch ein Todes-
opfer forderten. Und darüber der Rechtsme-
diziner Klaus Püschel, der die Brechmittel-
folter ebenfalls befürwortet hatte.

„Revier“ steht auf dem Schild über der In-
stallation, das „v“ und das I-Tüpfelchen in 
Herzform. Einladend sieht das aus, so schön 
erleuchtet in der Abendsonne. Und zur Er-
öffnung am Donnerstagabend vergangener 
Woche kamen dann auch nicht nur alle, die 
eine Karte erstanden hatten für die immer-
sive Installation des Hamburger Kunstkol-
lektivs SV Szlachta, sondern auch ein Teil 
derjenigen, für die der große Platz in der 
Nähe des Hauptbahnhofs mit seinen Lin-
denbäumen und dem Hansabrunnen in 
der Mitte ein wichtiger Treffpunkt ist und 
der aufgebaute Container ein willkomme-
nes Spektakel.

Mit der Polizei hat man hier Erfahrung. 
Seit den 1980ern war der Platz immer wie-
der in den Medien und Gegenstand poli-
tischer Debatten und kontrollierender In-
terventionen: Heroin, Alkohol, Sexarbeit, 
Straßenkriminalität, Schlägereien. Schon 
einmal, von 2007 bis 2009 gab es hier Kame-
raüberwachung. Seit knapp drei Jahren gibt 
es sie wieder. 22 Objektive überblicken den 
Platz. Wie die Reeperbahn ist er eine Waf-
fenverbotszone, die Polizeipräsenz ist hoch. 
Vor gut zehn Jahren wurde er für zweiein-
halb Millionen Euro aufgehübscht, seitdem 
gibt es dort neben Kneipen und Sozialar-
beit auch teurere Restaurants und ein paar 
Tourist*innen.

Und so wird es vor bunt gemischtem Pu-
blikum schnell lebendig und ein bisschen 
chaotisch, als zum Auftakt der zehntägigen 
Installation die „Blaulichtparty“ beginnt, 
während gerade ein echter Polizeiwagen im 
Schritttempo vorbeifährt. Die Polizei wolle 
sich entschuldigen, verkündet Conféren
cière Diana Damm nach einem schief-ble-
chernen Abgesang einer zweiköpfigen Poli-
zeikapelle. Aber so richtig scheint sie nicht 
zu wollen. Der Polizeipräsident erscheint 

gar nicht, die Polizeisprecherin nur in de-
solatem Zustand und unwillig, die erwartete 
Entschuldigung für gut 200 Jahre von Skan-
dalen und Misserfolgen geprägter Polizeiar-
beit in der Stadt auszusprechen. Einen an-
geblich von Innensenator Andy Grote (SPD) 
gebackenen blauen Kuchen überbringt sie 
noch. Auch der ist eine Enttäuschung.

Dann beginnen die dreistündigen Work-
shops in der „Transformationswache“. Keine 
andere, bessere Polizei wolle man sein, er-
klären die „Officers“ vom Revier, als wir 
Mützen, Westen und Badges bekommen, 
sondern das Kapitel abschließen und das 
Danach organisieren, eine Polizei-Utopie 

ausloten. Nach einer kleinen Choreogra-
fie auf dem Platz, in der wir lernen, mit der 
Hand am Gürtel zu patrouillieren und nach 
Verdächtigem Ausschau zu halten, sollen 
wir die Arbeit „der Alten“, ihre strukturellen 
Probleme und Verbrechen, aufarbeiten. In 
Bewerbungsworkshops geht es darum, ein 
Gespür für eine Gesellschaft nach der Poli-
zei, für die Transformation in eine polizei-
lose Gesellschaft zu bekommen. Denn das 
sei gar nicht so leicht, wie wir bald merken 
würden.

Mit dem „Schein für die betreute Auflö-
sung“ in der Tasche geht es dann in klei-
nen Gruppen nacheinander ins Archiv, auf 
Streife, ins Verhör oder zum Plausch übers 
kindliche Detektivspielen. Und wer Sorge 
hatte, dass die mit dem Kopenhagener 
Kunstkollektiv Signa verbandelten Szlach-
tas hier ein ähnlich beklemmendes immer-

sives Theater einrichten, wird schnell beru-
higt: Beklemmend ist hier zwar die Reali-
tät, über die man beim Ermitteln im Archiv 
mehr erfährt – der Fall eines in der Elbe er-
trunkenen jungen Ghanaers am belebten 
Fischmarkt, dessen Bergung eine ganze 
Stunde dauerte und in dessen Totenschein 
später als Ursache seines Sterbens „Covid“ 
stand. Was ist da schiefgegangen? Was ha-
ben die zehn Polizist:innen und die Feuer-
wehr eine Stunde lang getan? Meine Gruppe 
vermutet, das Problem heißt: Rassismus. Es 
sind Fälle, die die Schwarzen Officers der 
Wache während der Recherche zum „Revier“ 
zu den Akten genommen haben. Fälle, von 
denen keine*r von uns gehört hatte –, aber 
überall entwickelt sich bald eine offene, 
freundliche und auf angenehme Weise in-
time Stimmung, ein Spiel zwischen Info-
tainment, Workshop und Vorabendkrimi-
Persiflage. Im Verhör geht es um unsere 
kulturellen Vorbelastungen: Wie sind wir 
groß geworden, was haben wir als Kinder 
gemacht? Kennen wir die uns als Fotos vor-
gelegten Tatortkommissare? Wie oft haben 
wir derlei im Fernsehen gesehen? So entste-
hen an jeder Station tatsächlich interessante 
Gespräche über die Polizei, die Gesellschaft, 
die sie poliziert, und aktuelle Entwicklun-
gen in der Stadt.

Wie sie konkret aussehen könnte, die po-
lizeilose Gesellschaft, bleibt am Ende natür-
lich offen. Aber die Stimmung ist schon mal 
gut: Applaus für uns alle. Wir haben die Auf-
nahmeprüfung versemmelt und damit die 
besten Voraussetzungen, die Arbeit ernst-
haft beginnen zu lassen, jubeln die Of-
ficers. Und wir sind ja erst die ersten neuen 
Unpolizist*innen. Bis Sonntag lädt die kleine 
Polizeiauflösungsschule noch zweimal täg-
lich zum Workshop.

„Das Revier“: Do, 21. 4., bis So, 24. 4., 15 
und 19 Uhr, Hamburg, Hansaplatz

das wird

Svetlana 
Lavochkina
1973 in 
Zaporoschje, 
Ukraine, 
geboren, kam 
mit ihrem Mann 
1989 als 
„jüdischer 
Kontingent-
flüchtling“ 
nach Leipzig.

Chillig und divers: Die Unpolizei ist das Gegenteil der Polizei   Foto: Julian Hülser
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Mit dem „Schein für die 
betreute Auflösung“ in der 
Tasche geht es ins Archiv, 
auf Streife und ins Verhör

Svetlana 
Lavochkina: 
„Die rote 
Herzogin“,  
128 S., 20 Euro 

Lesung: 21. 4., 
20 Uhr, Galerie 
Alte Feuer­
wache in 
Göttingen

Anzeige

Interview Frauke Hamann

taz: Frau Lavochkina, welche Bedeutung hat 
der Fluss Dnepr für die Ukraine?

Svetlana Lavochkina: Auf mich hat er immer 
mächtig wie ein Meer gewirkt, wie ein Kunst-
werk der Natur. Gogol sprach vom „prangen-
den Strom“ und meinte, dem Dnepr komme 
auf Erden kein Fluss gleich.

Was hat Sie für Ihren Roman vor allem in-
teressiert: der gewaltige Eingriff des Stau-
dammbaus in die Natur oder die Wirkkräfte 
innerhalb der „Baugemeinschaft“ – Arbeiter, 
Juden, Roma, Ausländer, Frauen und eben be-
sonders die „rote Herzogin“ Darja Katz, die 
Titelfigur?

Es ist ein Konglomerat von Natur und 
Mensch. Die gewaltigen Dimensionen des Stau-
dammbaus von Zaporoschje, die gewaltsame 
Zähmung des Flusses, die Gewalt innerhalb der 
riesigen Baukolonnen. Ich muss an den Krieg 
gegen mein Land denken, es ist dasselbe Kon-
zept sowjetischer Herrschaft. Der Größenwahn 
der politischen Führer. Damals wie heute tut 
man der Natur Gewalt an. Und das Leben des 
einzelnen Menschen zählt nicht.

Welche sind Ihre Quellen?
Bei meinen Recherchen zum Bau des Dnepr-

Staudamms stieß ich auf das private Tagebuch 
eines Arbeiters. Darin beschreibt er den Alltag, 
aber auch die Gerüchte auf der riesigen Bau-
stelle. Das war sehr wertvoll für mich.

Darja inszeniert sich einen Baustellen-
Weihnachtsball, als könne sie die Zarenzeit 
zurückholen. Die kultivierte Frau setzt ihre 
Interessen genau so brutal durch wie Stalin 
seinen ersten Fünfjahresplan. Jeder benutzt 
jeden – eine „wölfische Zeit“?

Wenn Gewalt herrscht, passt man sich an! 
Menschliche Werte funktionieren nicht mehr, 
wenn die Gesellschaft von Misstrauen durch-
setzt ist. Deshalb hat der Dichter Ossip Man-
delstam vom „Jahrhundert der Wölfe“ gespro-
chen. Er kam in einem von Stalins Lagern um.

Kürzlich brannte es im Kernkraftwerk in 
Ihrer Heimatstadt Zaproschoje infolge des 
russischen Angriffskriegs. Was löst das in 
Ihnen aus?

Mich wühlt jede Nachricht aus der Heimat 
auf.

In „Die rote Herzogin“ erzählen Sie von 
lauter Entwurzelungen: Gibt es keine Hoff-
nung, nirgends?

 Doch, die Juden haben den Holocaust über-
lebt und leben weiter. Die Kinder werden resi-
lient aufwachsen. Die Hoffnung ist immer da, 
wenn auch mitunter in homöopathischen, der 
Zeit angemessenen Mengen.

„Ich muss an den 
Krieg gegen mein 
Land denken“
Svetlana Lavochkina liest aus 
ihrem Roman „Die rote Herzogin“ 

kritisch gesehen

D
ie Sitten sind verlottert, das Volk 
hurt herum. Die Präsidentin ist 
unzufrieden. War sie zu weich? Sie 
überlässt dem strengen Angelo 

die Regierungsgeschäfte, der gleich durch-
greift. Claudio, der seine Verlobte geschwän-
gert hat, verurteilt er wegen Unzucht zum 
Tode, das Gesetz im Rücken.

Das ist Ausgangspunkt von William 
Shakespeares dunkler Komödie „Maß für 
Maß“. Stefan Otteni, der bei der Bremer 
Shakespeare Company schon „King Charles 
III.“ und „Angela I.“ auf die Bühne brachte, 
zeigt „Maß für Maß“ als schwarzhumorige 
Meditation über gelingende Herrschaft und 
das Verhältnis von Recht und Gerechtigkeit. 
Die Präsidentin, hier anders als bei Shakes
peare weiblich, belässt es nicht dabei, An-
gelo machen zu lassen: Sie mischt sich als 
Nonne unters Volk, um den Fortgang der Sa-
che zu begutachten. Und weil sich Angelo 
nach allen Regeln der Good Governance bla-
miert, greift sie schließlich durch. 

Shakespeare wirft dabei durchaus uner-
ledigte Fragen auf. Seine Komödie ist fest 
im Übergang zum Absolutismus verortet. 
Damit steht sie aber eben auch am Beginn 
des modernen Staats, der sich schließlich 
zugute hält, endlich allen Menschen gerecht 
werden zu wollen. Und natürlich darf man 
hier auch an #Metoo denken. Die Inszenie-
rung selbst wird da übrigens nicht gar zu 
spezifisch. Sie liefert zwar ein paar kleine 
Verweise auf die aktuelle Lage, lässt sich an-
sonsten aber von Putin und Co. nicht zum 
Zeigefingerwedeln verleiten. 

Heike Neugebauers Bühnenbild ist eine 
finstere, glücklicherweise aber auch offene 
Welt. Für die privateren Momente stehen 
zwei mobile Kämmerlein zur Verfügung. 
Der Rest ist Verhandlungsfläche für die ge-
sellschaftlichen Fragen. Michael Meyer ist 
ein furioser Angelo, aus dem die Geilheit 
nur so platzt, Sofie Alice Millers Isabella 
trägt ihre Zerrissenheit zwischen Moral und 
Mitgefühl innigst vor. Auch Simon Elias als 

todgeweihter Claudio, Kathrin Steinweg als 
Angelos düpierte Ex, Tim Lee als durchtrie-
bener Lucio, Petra-Janina Schulz als schil-
lernde Präsidentin und Peter Lüchinger als 
staubtrockener Escalus liefern prägnante 
Rollenstudien, während Thomas Kriszan 
als Musiker mit Akkordeon meist mitten-
mang ist. Das Ensemble wirkt wie aus ei-
nem Guss, vielleicht, weil es unter der Lei-
tung von Ekkehard Lampe-Steinhage Lieder 
aus Shakespeares Zeiten einstudiert hat, die 
für Publikum und Schauspieler*innen im-
mer wieder ein wenig Transzendenz in den 
blutigen Alltag bringen. Die Schlusspointe 
des Abends übrigens hätte sich Shakespeare 
nicht schöner ausdenken können. Aber das 
schauen Sie sich vielleicht lieber selbst an. 
� Andreas Schnell

„Maß für Maß“: Bremer Shakespeare 
Company, Theater am Leibnziplatz. Nächste 
Vorstellungen: am 21. 4. sowie am 6. und 
27. 5., jeweils 19.30 Uhr

Eine finstere, offene Welt

SCHAUSPIEL

MOBY DICK
ODER DER WAL

nach dem Roman
von Herman Melville

Fr 29. April und Di 3. Mai
im Kleinen Haus
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